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An alle
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Rates

nachrichtlich
an alle Stadtverordneten

Nachtrag zur
Einladung zur Sitzung des NR. 2020/4
Rates

Sitzungstermin - Dienstag, 29.09.2020, 18:00 Uhr
Sitzungsort Stadthalle Troisdorf

Kolner Stral3e 167

53840 Troisdorf
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Stadt Troisdorf Datum: 09.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 111/20/BS

Vorlage, DS-Nr. 2020/0686 nicht offentlich
Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.
Haupt- und Finanzausschuss 22.09.2020

Rat 29.09.2020

Betreff: Beteiligung der Bonn-Netz GmbH an der Versorger-Allianz 450 GmbH &

Co. KG

Beschlussentwurf:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Troisdorf folgende
Beschlussfassung:

Der Rat der Stadt Troisdorf stimmt einer mittelbaren Beteiligung der SWB
Beteiligungs-GmbH uber die Bonn-Netz GmbH an folgenden Gesellschaften
Zu:

. Einer Beteiligung der Bonn-Netz GmbH als Kommanditist an der im

September zu griindenden Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG mit einer
Kommanditeinlage in Hohe von bis zu € 1 Mio. €, entsprechend einer
prozentualen Beteiligung von bis ca. 2,5 %.

. Einer mittelbaren Beteiligung an der Komplementargesellschaft Versorger-

Allianz 450 Verwaltungs GmbH mit einem Geschéftsanteil von bis zu 2,5% bei
einem Stammkapital von € 25.000,-.

. Mit der vorstehenden Beteiligung der Bonn-Netz GmbH an der Versorger-

Allianz 450 GmbH & Co. KG wird zugleich grundsatzlich zugestimmt, dass
sich die Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG zukuinftig an der Gesellschaft
450connect GmbH (4 X 25 — Modell) beteiligen kénnte, um ggf.
Gesellschaften zu griinden oder zu erwerben, in denen Projekte bzw. das
Branchenmodell realisiert werden konnen. Die jeweilige Griindung bzw. der
Erwerb von Gesellschaften bedarf der gesonderten Zustimmung des
Aufsichtsrates.

Die Entscheidung steht unter den folgenden Vorbehalten:

1. Die aufgrund der gesellschaftsrechtlichen Beteiligung von
Unternehmen der EnBW und der E.ON erforderliche und zum
Zeitpunkt der Entscheidung noch ausstehende Genehmigung
des Bundeskartellamtes muss erfolgt sein.

2. Gegen die Beteiligung der Bonn-Netz GmbH an der
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Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG bestehen keine
kommunalrechtlichen Bedenken seitens der Bezirksregierung
Kdln als Kommunalaufsicht.

3. Vorstehende Beschliisse stehen unter dem Vorbehalt der
Zustimmung der zustandigen Gremien der unmittelbaren und
mittelbaren Gesellschafter.

[l Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt zur Kenntnis, dass mit dem Beitritt zur
Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG noch nicht die Entscheidung Uber die
Teilnahme an der Umsetzung und insbesondere an der Mitfinanzierung des
Baus und Betriebs des 450 MHz-Mobilfunknetzes getroffen ist. Diese
Entscheidung bleibt einer weiteren Beschlussfassung durch den Aufsichtsrat
der Energie- und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH vorbehalten und
erfolgt rechtzeitig vor Abgabe eines Antrages auf Zuteilung der 450 MHz-
Frequenzrechte bei der Bundesnetzagentur.

Auswirkungen auf den Haushalt:

Finanzielle Auswirkungen: Nein.

Sachdarstellung:

Die TroiKomm GmbH ist mit 16,6 % an der BRS Beteiligungsgesellschaft
Bonn/Rhein-Sieg mbH beteiligt, die wiederum mit 41,53% an der Stadtwerke Bonn
Beteiligungs-GmbH beteiligt ist, die wiederum 86,29 % der Geschéaftsanteile der
Energie- und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH hélt. Die Energie- und
Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH ist alleinige Gesellschafterin der Bonn-
Netz GmbH. Neue Beteiligungen der Bonn-Netz GmbH bedurfen aufgrund der
mittelbaren Beteiligung der Stadt Troisdorf und damit aus kommunalrechtlichen
Grinden auch der Zustimmung des Rates der Stadt Troisdorf. Die Bonn-Netz GmbH
mochte sich als Kommanditist an der im September zu griindenden Versorger-Allianz
450 GmbH & Co. KG mit einer Kommanditeinlage in Héhe von bis zu € 1 Mio. EUR,
entsprechend einer prozentualen Beteiligung von bis ca. 2,5 % und mittelbar an der
Komplementargesellschaft Versorger-Allianz 450 Verwaltungs GmbH mit einem
Geschaftsanteil von bis zu 2,5% bei einem Stammkapital von 25.000,- EUR
beteiligen. Die Beteiligung an den Gesellschaften soll dem Aufbau und dem Betrieb
einer krisenfesten Telekommunikationsinfrastruktur fir die Energiewirtschaft dienen.
Ein Hauptaugenmerk liegt dabei auch auf der Krisenintervention. Die operativen
Kosten sind mit durchschnittlich ca. 40 Mio. EUR/a kalkuliert. Die kalkulierten
durchschnittlichen Jahreserlose des auf zwanzig Jahre gerechneten Business-Planes
belaufen sich auf 77 Mio. EUR/a, die sich ergebende Eigenkapitalrendite betragt 13
% vor Steuern. Die Details des Projektes werden nachfolgend ausfihrlich erlautert.
Die mittelbare Beteiligung der TroiKkomm GmbH an der Versorger-Allianz 450 GmbH
& Co. KG entspricht einem Betrag von 59.000,- EUR. Wesentliche Risiken fir die
TroiKomm GmbH sind durch die Beteiligung nicht erkennbar.
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1. Ausgangslage und grundlegender Bedarf

Die Energiewende ist eines der grof3ten volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Vorhaben in Deutschland. Die Energiewirtschaft geht diese Herausforderung beherzt
an und sorgt dafir, die notwendige Energieinfrastruktur grundlegend umzubauen und
parallel zu digitalisieren. Die Energiewirtschaft leistet damit einen wichtigen Beitrag
zur Erreichung der Klimaziele in Deutschland. Um diese Ziele zu erreichen, bedarf es
der notwendigen Instrumente und Werkzeuge, zu denen insbesondere eine sichere
und hochverfiigbare Kommunikationslosung gehdort. Besonders die Integration von
Millionen dezentraler Erzeuger und Speicher (bspw. Windrader, Photovoltaik-
Anlagen und Batteriespeicher) sowie neuer Stromverbraucher (bspw. E-Mobilitat und
Warmepumpen) erfordern zunehmend eine aktivere Uberwachung und Steuerung
der Stromnetze. Fur die verwandten Branchen kritischer Infrastrukturen im Wasser-
und Abwasserbereich sowie partiell im Bereich des o6ffentlichen Verkehrs gelten
qualitativ vergleichbare Anforderungen.

Um diesen Anforderungen mdglichst kosteneffizient Rechnung zu tragen, bedarf es
ebenso intelligenter wie leistungsfahiger Kommunikationsmoglichkeiten. Nur so
erhalten die Betreiber kritischer Infrastrukturen hochqualitative Daten (ber den
Zustand der Netze sowie Uber das Erzeugungs- und Verbrauchsverhalten in Echtzeit.

Das Betreiben kritischer Infrastrukturen und insbesondere von Strom-, Gas-, Warme-
, Wasserversorgungs-, Abwasserentsorgungs- und Verkehrsnetzen sind elementare
Tatigkeiten der Daseinsvorsorge. Die Sicherstellung einer hoéchstmdglichen
Versorgungs-sicherheit spielt deshalb eine fur das gesellschaftliche und
wirtschaftliche Leben Uberragende Rolle. Dementsprechend ist auch die Nutzung von
Kommunikations-diensten in kritischen Bereichen dieser Sektoren faktisch Teil der
Daseinsvorsorge und muss sich, um einen der Aufgabe entsprechenden funktionalen
Rahmen zu bilden, an den Prinzipien der Daseinsvorsorge orientieren und messen
lassen. Kommunikations-lésungen fir diese kritischen Bedarfe werden damit selbst
zu Diensten mit hoher Kritikalitat. Nur unter der Voraussetzung einer ausreichenden,
flaichendeckenden und kostengunstigen  Verfugbarkeit solcher  kritischen
Kommunikationsdienste kann zuklnftig fur den Verbraucher eine sichere und
preisgunstige Versorgung gewahrleistet werden.

Eine funktionierende Energie- und Wasserversorgung ist auch fur die innere
Sicherheit in Deutschland von herausragender Bedeutung. Bei ihrem flachen-
deckenden Ausfall (Schwarzfall) oder einer substanziellen Beeintrachtigung sind
nachhaltig wirkende Versorgungsengpasse und erhebliche Stérungen der
offentlichen Sicherheit zu befirchten, denn nach kurzer Zeit ware die
Funktionsfahigkeit der Sicherheitsbehdrden aufgrund von ausbleibender
Energieversorgung massiv beeintrachtigt. Gerade zur Vorsorge fir den Schwarzfall
bedarf es deshalb mobiler Kommunikationstechniken, die im Unterschied zu den
kommerziellen Mobilfunknetzen Uber eine substanzielle Notstromversorgung
verfigen und damit als ,Schwarzfallfest gelten. Diese krisenfesten
Kommunikationsdienste ermdglichen z.B. die fir den Neustart eines ausgefallenen
Stromnetzes erforderliche Koordination der Betriebsmannschaften in einer
zunehmenden komplex gewordenen Netzstruktur weit Uber denjenigen Zeitraum
hinaus, in dem kommerzielle Mobilfunknetze im Schwarzfall verfligbar sind.
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Aus diesem Herausforderungen resultieren Kommunikationsbedarfe und damit
verbundene kritische Anforderungen an

e eine standig verfigbare und gerade in Krisensituationen sichere digitale
Netziiberwachung und -steuerung von Millionen dezentraler Anlagen,

e die Erreichbarkeit einzelner systemrelevanter Verbraucher und Erzeuger auch bei
regionalem und Uberregionalem Stromausfall,

e die Erreichbarkeit auch entlegenerer Gegenden sowie teils schwer zuganglicher
Orte, wie Gebaudekeller, Schachte und Anlagen,

e eine jederzeit gesicherte Verfiigbarkeit der notwendigen Transportkapazitat fur
Daten sowie

e die Uberwachung und Steuerung der Trinkwasserversorgung angesichts
zunehmender Herausforderungen durch den Klimawandel (z.B. Durreperioden).

Diese Kommunikationsbedarfe konnen unter den gegebenen Rahmenbedingungen
in der Breite nur durch Nutzung einer Mobilfunklésung vollstandig befriedigt werden.
Diesen Herausforderungen vorrangig mit kabelgebundenen Infrastrukturen zu
begegnen, unabhangig ob dies nun Strom- oder Kommunikationsleitungen sind,
ware kaum bezahlbar und wirde in einem Uberproportionalen Anstieg der
Strompreise resultieren.

Die mittel- und langfristigen kommunikationstechnischen Anforderungen der Bonn-
Netz GmbH wurden auf die verfugbaren technisch und wirtschaftlich geeigneten
Lésungen hin untersucht. Dabei wurden unterschiedliche kabelbasierte Technologien
(Breitband-Powerline, Schmalband-Powerline, DSL, Glasfaser etc.) und Funk-
Technologien (2G, 3G, 4G, 5G, CDMA450, LTE450, TETRA, LoraWAN, wWAN, etc.)
in Betracht gezogen.

Die mit dem Projekt erfolgte Untersuchung hat die Auswahl einer Leittechnologie fur
die spartentbergreifenden Kommunikationsbedarfe in den Bonner Versorgungs-
netzen und die etwaige Notwendigkeit ihrer Erganzung durch eine oder mehrere
zusatzliche Technologien zum Gegenstand gehabt. Als die einzige Technologie, die
sowohl den technischen Anforderungen an Flachendeckung, Gebaudedurchdringung
und Verflugbarkeit als auch den wirtschaftichen Rahmenbedingungen gerecht
werden kann, hat sich die Nutzung des 450 MHz-Frequenzbandes mit modernen
Funkstandards LTE450 herausgestellt. Alle alternativen Technologien waren
entweder gemessen an den KiritikalitAitsanforderungen ungeeignet oder mit
deutlichem Abstand unwirtschaftlicher. Was die Eignung zur Kommunikation im
Schwarzfall angeht, hat sich die Nutzung der auf dem 450 MHz-Frequenzband
basierenden Funktechnologien sogar als nahezu alternativios dargestellt. Zwar ist
Satellitentelefonie grundsatzlich verfugbar, aber aufgrund der technischen
Limitationen nicht in der Breite des Bedarfs einsetzbar (keine ausreichende Zahl an
parallelen Kommunikationsverbindungen maglich).

Ein Funknetz basierend auf dem 450 MHz Frequenzspektrum ermdglicht den Betrieb
einer leistungsfahigen, sicheren und hochverfigbaren Kommunikationsplattform. Die
relativ langwelligen Frequenzen erlauben eine hohe Flachenabdeckung und eine
sehr gute Gebaudedurchdringung bei einer geringeren Anzahl an Funkstandorten im
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Vergleich zu kommerziellen Mobilfunknetzen. Aus wirtschaftlicher Perspektive sind
dadurch geringere Investitions- und Betriebskosten erforderlich, um ein
flachendeckendes hochverfigbares und gegen Stromausféalle abgesichertes
Mobilfunknetz aufzubauen. Bedingt durch die langwelligen Frequenzen, das
eingeschrankt verfigbare Frequenzspektrum (2 x 4,74 MHz) und der einsetzbaren
Antennentechnologie (2 x 2 MIMO) eignet sich das Frequenzband in erster Linie
jedoch nicht fir Anwendungen mit hohen Datenraten.

450 MHz 450 MHz vs. 800 MHz 450 MHz vs. 1800 MHz

. Berechnungen ir landiiche Umgebungen
Abdeckungsgewinn (Faktor) basierend auf [5] (TU Dortmund, 2015)

S — P
Indoor F m 450 MHz vs. 1,8 GHz

= 450 MHz vs. 800 MHz

1 3 § 7 9 11 13 15

Abb. 1 Mobilfunkfrequenzen und FunkzellengrofRen im Vergleich (Quelle: VDE-
Positionspapier "Kommunikationsnetz fur das Smart Grid“, April 2015)

Aktuell steht das 450 MHz-Frequenzband in der zum 31.12.2020 ablaufenden
Frequenznutzungsperiode den beiden Unternehmen 450connect GmbH und
Telekom jeweils in Teilbandern zur Verfigung. Beide Unternehmen nutzen das
Frequenzband allerdings nur eingeschrankt und auch nur in regional begrenzten
Teilgebieten.

Derzeit stehen noch eine Entscheidung der Bundesregierung bzw. der Bundesnetz-
agentur Uber die kinftige Widmung des Frequenzbandes im Rahmen des Bundes-
frequenzplanes an. Dabei stehen die Anspriiche aus der Versorgungswirtschaft auf
Nutzung des Frequenzbandes denjenigen der Behdrden und Organisationen mit
Sicherheits-aufgaben (BOS) gegeniber.

Vorbehaltlich der erwarteten Entscheidung der Bundesregierung hat die Bundesnetz-
agentur im Januar 2020 bereits mit den ersten Schritten des Frequenzzuteilungs-
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verfahrens begonnen, an dessen Ende ein einziger Frequenzinhaber mit dem Recht
der Nutzung auf dem gesamten Bundesgebiet fir die am 01.01.2021 beginnende
neue Frequenznutzungsperiode stehen soll. Die Bundesnetzagentur sieht dabei die
Nutzung des Frequenzbandes fur die Anwendungen der kritischen Infrastrukturen
vor, antizipiert also eine Entscheidung der Bundesregierung zugunsten der Energie-
und Wasserwirtschaft und zu Ungunsten der BOS.

Aufgrund der Ankundigung der Bundesnetzagentur, Uber die kinftige Nutzung der
Frequenzen und ihrer Zuteilung an den kinftigen Nutzungsberechtigten noch in
diesem Jahr zu entscheiden, ist ein Abwarten der ausstehenden Entscheidung der
Bundesregierung nicht zu empfehlen. Dies kénnte zu zeitlichen Engpéssen bei der
technisch und wirtschaftlich anspruchsvollen Vorbereitung eines eigenen
Zuteilungsantrages fuhren.

Das weitere Zuteilungsverfahren der Bundesnetzagentur dirfte angesichts des
nahenden Endes der laufenden Periode kurzfristig eingeleitet werden. Es wird davon
ausgegangen, dass die Bundesnetzagentur die Bedingungen fur den Erwerb der
Nutzungsrechte und damit den Rechtsrahmen ihrer Nutzung in der kommenden
Frequenznutzungsperiode in Kirze weiter konkretisiert und anschlieBend ein
wettbewerbliches Vergabeverfahren zur Findung des bestgeeigneten Frequenz-
nutzers durchfuhrt. Die Bundesnetzagentur hat bereits verlautbart, dass es sich nicht
dabei um Versteigerungs- sondern um ein Ausschreibungsverfahren nach § 61 Abs.
6 TKG (sog. ,beauty-contest) handeln soll. Dadurch ist nicht mit
Versteigerungskosten wie etwa bei der Vergabe der 5G-Mobilfunkfrequenzen zu
rechnen.

Mogliche Antragsteller in einem solchen Zuteilungsverfahren sind alle Unternehmen,
die die Anforderungen des Telekommunikationsrechts an Zuverlassigkeit, Fachkunde
und finanzieller Leistungsfahigkeit erfillen. Konkret kommen neben den
Branchenunternehmen der Energie- und Wasserwirtschaft auch. die kommerziellen
Mobilfunknetzbetreiber (z.B. Telekom, Vodafone und Telefonica) in Betracht.

Aufgrund der bisherigen Rahmensetzungen der Bundesnetzagentur ist absehbar,
dass es im Gegensatz zur vergangenen Periode nur noch einen Frequenzinhaber fur
das kunftig ungeteilte 450 MHz-Band geben soll und dass dieser damit bundesweit
faktisch ein Monopol fir dessen Nutzung besitzt.

Der Rechteinhaber wird in diesem Rahmen in die Position gebracht, die ErschlieBung
von - z.B. dinn besiedelten - Regionen aufgrund seines faktischen Monopols von
ungerechtfertigten  wirtschaftlichen Vorbedingungen abhangig zu machen.
Vergegenwartigt mach sich ferner, dass die Betreiber kritischer Infrastrukturen der
Energie- und Wasserbranche im Rahmen der Nutzung eines 450 MHz-Netzes sehr
hohe Investitionen in Endgerate wie z.B. 450MHz-geeignete Smart-Meter-Gateways
(im Fall von Bonn waren dies spatestens ab dem Jahr 2030 rund 20.000
kommunikationstechnisch anzubindende Smart-Meter-Gateways) tatigen muss, wird
die Bedeutung der Frequenz fir die Daseinsvorsorge offenbar.

Die Erkenntnis der hohen Eignung fur die kinftigen Kommunikationsbedarfe der
Bonn-Netz GmbH einerseits und die besonderen Gefahren aus einer zu stark an

10



Seite - 7 -

kommerziellen Interessen ausgerichteten Bewirtschaftung des 450 MHz-
Frequenzbandes andererseits haben die Bonn-Netz GmbH bereits im Jahr 2018
dazu veranlasst, die Brancheninitiative Versorger-Allianz 450 zu initiieren.

2. Die Versorger-Allianz 450

Die Versorger-Allianz 450 (VA450) ist derzeit eine Interessensgemeinschaft von rd.
200 Unternehmen der Branchen Strom-, Gas- und Warmeversorgung, der
Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie der Energieversorgung fir den
Schienenverkehr und Flughafen. Die Unternehmen dieser Branchen haben
vergleichbare Anforderungen an kritische Kommunikationsbedarfe und dadurch eine
gemeinsame Interessenslage. Die Unterstltzer der VA versorgen mehr als 50% der
bundesdeutschen Bevolkerung und mehr als ein Drittel der Flache Deutschlands mit
ihren Leistungen. Das Ziel der VA450 ist, die Interessen ihrer Mitglieder zu bindeln
und damit die Nutzung des 450 MHz-Frequenzbereiches zum bestmdglichen Vorteil
der Branchen aus den genannten Bereichen sicherzustellen. Dieses Ziel soll durch
Erwerb der Nutzungsrechte am 450 MHz-Frequenzband und durch den Aufbau eines
Unternehmens zu deren anforderungsgerechter Bewirtschaftung als Branchenlésung
erreicht werden.
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Abbildung 2: Ubersicht tiber Unterstiitzer der VA450. Nicht alle Unternehmenslogos
sind aufgefuhrt. Quelle: VA450 e.V.

Die Bonn-Netz GmbH finanziert mit anderen Joint-Venture-Partnern in
uberschaubarem Rahmen die auf Vorbereitung eines Frequenznutzungsantrages bei
der Bundesnetzagentur gerichteten  Aktivitdten auf Grundlage eines
schuldrechtlichen Kooperationsvertrages vor. Die VA450 hat ferner den Verein
Versorger-Allianz 450 e.V. gegrindet, der die Aktivitdten in einem ersten Schritt
institutionalisiert und koordiniert. Ein Teil der die VA450 unterstitzenden
Unternehmen beabsichtigt in einem nachsten Schritt die Versorger-Allianz GmbH &
Co. KG als Joint-Venture-Gesellschaft zu griinden, damit diese die erforderlichen
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Schritte zum Erwerb der Frequenzrechte durchfiihren und im Falle des erfolgreichen
Erwerbs den Aufbau und den Betrieb eines 450 MHz-Mobilfunknetzes sowie die
Vermarktung der Mobilfunkdienste sicherstellen kann. Die Bewerbung soll als
Branchenlésung greifen. Somit werden weitere wesentliche Marktpartner wie
eon/innogy und die s.g. Ankerkunden (EnergieNetz Mitte, Entega, EWE Netz, Harz
Energie, Netzgesellschaft Disseldorf, Regionetz, RheinEnergie, TEAG, WEMAG,
Westfalen Weser Netz) in den Bewerbungsprozess einbezogen der in eine
gemeinsame Bewerbung minden soll.

Vor dem Hintergrund der unter 1. dargestellten Risiken (faktisches Monopol) hat die
VA450 ein durch die Bedarfstrager aus den oben genannten Branchen getragenes
Geschaftsmodell fur den Bau und Betrieb des 450 MHz-Netzes (Branchenmodell)
entwickelt, das die Drohpotenziale fur die Branche durch Kommunikationsangebote
entsprechend der Branchenbedarfe vermindern, die Nutzung der Dienste fordern, die
Auslastung des Mobilfunknetzes absichern und damit die wirtschaftlichen Risiken
einer Investition in ein solches Netz verringern soll.

Als konstitutiver Grundgedanke ist in den Entwirfen der Gesellschaftsvertrage der zu
grindenden Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG festgeschrieben, dass die
Bedarfstrager selbst Uber die Nutzung der Frequenz bestimmen. Der
Frequenzinhaber soll von den in kritischen Infrastrukturen tatigen Unternehmen
selbst getragen werden. Die Governance der Versorger-Allianz GmbH & Co. KG
sieht vor, dass keinem Unternehmen oder Unternehmensverbund in wichtigen
Fragen Sperrminorititen oder andere einseitige Vetorechte zugestanden werden.
Zudem wird der Vorrang fur die Anforderungen der Energie- und Wasserwirtschaft
durch die Governance im Unternehmen stets sicherstellt. Die Vertrage sind unter
Beteiligung der Juristen der e.on, Netze BW und OVAG erarbeitet worden. Eine
Uberprifung durch die Netzwerkpartner hat deren Eignung - besonders auch fiir
kommunal gepragte Unternehmen - und Rechtmafiigkeit bestatigt.

Fur die Versorger-Allianz 450 als Inhaber der Frequenznutzungsrechte wurde die
Rechtsform der GmbH & Co. KG in der Auspragung als Einheits-GmbH & Co. KG
gewahlt. Mit dieser Rechtsform soll zum einen sichergestellt werden, dass
Gesellschafter, also die Bedarfstrager im Sinne der Widmung, dauerhaft
mafgeblichen Einfluss in der Gesellschaft und auf die Geschéftsfihrung haben; zum
anderen soll die Rechtsform ermoéglichen, dass fir die Realisierung eines
Branchenmodells neue Gesellschafter mit mdglichst einfachem Verfahren und
begrenzten Transaktionsaufwanden aufgenommen werden kdnnen. In der GmbH &
Co. KG koénnen Beteiligungen privat-schriftlich, d.h. ohne notarielle Beurkundung,
Ubertragen werden. Die Auspragung als Einheits-GmbH & Co. KG stellt zudem
sicher, dass alle Kommanditisten Gesellschafter der geschaftsfihrenden
Komplementar-GmbH sind und so in angemessener und nichtdiskriminierender
Weise sowohl an den wesentlichen Entscheidungen uber die Frequenznutzung als
auch an der Geschéftsentwicklung partizipieren. Die gewahlte Rechtsform eignet sich
damit ideal zur Realisierung des verfolgten Branchenmodells.

Die Beteiligungsstruktur der Versorger-Allianz ist, wie beschrieben, grundsatzlich auf
Offenheit fir neue Gesellschafter angelegt. Alle zuklnftigen Gesellschafter sollen
sich in nichtdiskriminierender Weise und zu vorab feststehenden Bedingungen und
Beteiligungsquoten am Lizenzinhaber beteiligen und dessen Geschaftsentwicklung
(mit-)steuern konnen. Die Beteiligungsquote der Gesellschafter bemisst sich im
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Wesentlichen an fir die Frequenznutzung relevanten Kriterien (GroRe des
konzessionierten Netzgebiets, Anzahl der Versorgungsanschlisse). Die Beteiligung
an einem Mobilfunkunternehmen, auch wenn dessen primarer Geschaftszweck die
Absicherung der Daseinsvorsorge ist, bedarf fur viele Betreiber kritischer
Infrastrukturen und Energieversorger in unterschiedlichem Umfang intensiver
Beratungen in deren Gremien als potenzielle Gesellschafter. Um diesem
Beratungsbedarf Rechnung zu tragen, hat die VA450 einen mehrstufigen Prozess
zur Aufnahme neuer Gesellschafter fir die schrittweise Realisierung des
Branchenmodells entwickelt. Aus dem unterschiedlichen Kompetenzprofil und aus
der unterschiedlichen Befassung der Bedarfstrager mit der Nutzung der 450 MHz-
Frequenzen befinden sich eine betrachtliche Zahl der Betreiber kritischer
Infrastrukturen nun in verschiedenen Stadien des Prozesses der Beteiligung:

a) Startgesellschafter (Innovatoren)

Die Startgesellschafter werden den Joint-Venture-Vertrag unterzeichnen und damit
ihre grundsatzliche Bereitschaft zur Grindung der Versorger-Allianz GmbH & Co. KG
sowie zur Realisierung des 450 MHz Mobilfunknetzes dokumentieren. Die
Finanzierungszusagen zur Realisierung sind noch auf die vorbereitende Projektarbeit
beschrankt und stehen bis auf weiteres unter Vorbehalten. Dessen ungeachtet
haben die Startgesellschafter das Branchenmodell der Versorger-Allianz 450
entwickelt und bereiten derzeit die erforderlichen Schritte zur Grundung (ggf. inkl.
kartellrechtlicher Prifung) des Joint Ventures vor, um nach der kartellrechtlichen
Freigabe zlgig das Unternehmen zu grinden. Zu den potentiellen
Startgesellschaftern zahlen Netzbetreiber aus Uberregionalen Konzernen (NetzeBW,
Deutsche Bahn Energie), Regionalversorger (OVAG) und weitere kommunale
Unternehmen. Es ist beabsichtigt im Kreis dieser Gesellschafter die Versorger-Allianz
GmbH & Co. KG zu griinden.

b) Gesellschafter-Kandidaten (Early Adopters)

Zu diesem Kreis gehdren Unternehmen, die Interesse an der Gesellschafter-Rolle in
der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG signalisiert haben und deren Gremien
eine gesellschaftsrechtliche Beteiligung derzeit prifen (Berliner Wasserbetriebe,
Hamburg Wasser, Leitungspartner, N-ERGIE, ONTRAS, Rhein-Sieg Netz,
Stadtwerke Rosenheim, Stadtwerke Troisdorf, Thyssengas ...) oder diese Prifung
fur den Zeitpunkt nach der Widmungsentscheidung der Politik, nach Vorliegen der
Nutzungsbedingungen oder nach Finalisierung der wirtschaftlichen Planung der
Versorger Allianz, vorsehen. Ziel der VA450 ist, dass ein deutlicher Teil des recht
umfangreichen Kandidaten-Kreises zum Zeitpunkt der Bewerbung um die
Lizenzzuteilung Gesellschafter der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG sein wird.

c) Potenzielle Gesellschafter (Late Adopters)

Zu erwarten ist, dass grundséatzlich interessierte Unternehmen sich erst nach
Gesellschaftsgrindung mit der Frage der Beteiligung auseinandersetzen oder
zunachst das Ergebnis des Zuteilungsverfahrens abwarten. Diesen Unternehmen
wird ein spéaterer Beitritt zum Gesellschafterkreis unter Berilicksichtigung der
Vorleistungen und der dann veranderten Risikolage zu Konditionen ermdéglicht, die
die Gesellschafter aus a) und b) zu gegebener Zeit festlegen werden.
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3. Wirtschaftliche Eckpunkte bei der Investition in ein 450 MHz-Mobilfunknetz
mit LTE-Ubertragungsstandard

Zur Vorbereitung der Stellung eines Zuteilungsantrages hat die VA450 unter
Beteiligung der Bonn-Netz GmbH einen Business-Plan fur den Aufbau und den
dauerhaften Betrieb eines 450 MHz-Mobilfunknetzes erstellt, der insgesamt eine
hohe Robustheit sowohl hinsichtlich der Chancen als auch im Blick auf die Risiken
aufweist. Der Business-Plan reflektiert ein Gesamtinvestitionsvolumen zur
Realisierung eines bundesweiten 450 MHz-Mobilfunknetzes in Héhe von 240 Mio.
EUR. Es werden 80 % der Funkstandorte angemietet (Anmietung bestehender oder
zu errichtender Standorte bei den Gesellschaftern oder bei kommerziellen
Anbietern), dadurch und durch die Einbindung der v.g. weiteren Unternehmen kann
das durch die Versorger-Allianz GmbH & Co. KG aufzubringende
Investitionsvolumen auf 181 Mio. € reduziert werden. Die Versorger-Allianz GmbH &
Co. KG wird mit Eigenkapital in Hohe von 120 Mio. EUR ausgestattet, die anteilig von
den Gesellschaftern in die Gesellschaft einzubringen ist. Gegenstand der Investition
sind u. a. die fur eine bundesweite Abdeckung erforderlichen aktiven
Funkkomponenten an 1.600 Standorten und die Zentraltechnik.
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Die operativen Kosten sind mit durchschnittlich ca. 40 Mio. EUR/a kalkuliert. Die
kalkulierten durchschnittlichen Jahreserlése des auf zwanzig Jahre gerechneten
Business-Planes belaufen sich auf 77 Mio. EUR/a, die sich ergebende
Eigenkapitalrendite betragt 13 % vor Steuern.

Das Vorhaben sieht nach der Kompensation der Anlaufverluste und nach Erreichen
des Break-Even eine Begrenzung der Ausschuttungen der erzielten Gewinne vor, die
Uber die Dauer der Frequenznutzungsperiode eine dem Geschéftsfeldrisiko
angemessene Rendite ermdglicht. Die Ausschittungsbegrenzung ist im
Gesellschaftsvertrag festgeschrieben und kann nur durch Entscheidung der
Gesellschafter verandert werden. Vorgesehen ist, dass Ausschittungen an die
Gesellschafter erfolgen bis die Zielverzinsung des eingesetzten Kapitals der
Gesellschafter (Haftkapital zuzlglich Pflichteinlagen) tber die Frequenznutzungs-
dauer erreicht wird. Die Zielverzinsung wird mit dem von der Bundesnetzagentur fur
die Eigenkapitalverzinsung eines Verteilernetzbetreibers veroffentlichten Zinssatz
(Neuanlagen - derzeit 6,91% p.a.) zuzlglich eines angemessenen Zuschlags fir die
spezifischen Risiken im Telekommunikationsmarkt in Hohe von ca. 2 % bestimmt.
Nicht ausgeschuttete Gewinne verbleiben in der Gesellschaft, erh6hen ihren Wert
und Uber ihre Verwendung entscheiden letztlich die Organe der Gesellschaft.

Diese Begrenzung der mdglichen Ausschittungen fuhrt dazu, dass Verbesserungen
auf Seiten der ausgeschutteten Gewinne aus der Gesellschaft zwar nicht vertraglich
zugesichert sind, Verschlechterungen im Falle ungunstiger Entwicklungen aber
maoglich  bleiben. Diese Asymmetrie ist eine Ausprdgung des verfolgten
Branchenmodells, mit dem Vorbehalte und Zurtickhaltung bei der Nutzung der auf
450 MHz basierenden Telekommunikationsdienste seitens der Betreiber kritischer
Infrastrukturen aufgrund der genannten Monopolsituation und der daraus drohenden
ubermalligen Renditen rein kommerziell ausgerichteter Netzbetreiber von vornherein
adressiert werden sollen.

4. Beteiligung der Bonn-Netz GmbH

Die Grindung der Gesellschaft und Aufnahme erfolgt gestuft, um der
unterschiedlichen Befassung mit dem Thema 450 MHz und den unterschiedlichen
Entscheidungsprozessen der Gesellschafter Rechnung zu tragen. Zunachst steht
eine Gesellschaftsgrindung mit vergleichsweise wenigen, bisher schon intensiv in
die Vorbereitung eingebundenen Gesellschaftern an (Startgesellschafter). Mit diesem
Gesellschafterkreis sowie Zielszenarien zum Gesellschafterkreis erfolgen auch die
kartellrechtlichen Klarungen, die aufgrund der beabsichtigten Beteiligung der zum
EnBW-Konzern gehdrenden Netze BW GmbH erforderlich sind. Mit substanziellen
Einwdnden des Bundeskartellamtes wird derzeit, auch nach den bisherigen
Gesprachen mit dem Bundeskartellamt, aber nicht gerechnet. Die Genehmigung
durch das Bundeskartellamt liegt zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des
Aufsichtsrates noch nicht vor und wird erst kurz vor der geplanten
Gesellschaftsgriindung im Herbst erwartet. Eine Verpflichtung, im Bedarfsfall anteilig
fur den genannten Eigenkapital- bzw. Finanzierungsbedarf fur die Realisierung des
Mobilfunknetzes einzustehen, ist erst kurz vor Abgabe der Bewerbung um die
Zuteilung der Lizenz (vermutlich Herbst 2020) final zu bestatigen.
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a) Beteiligung als Startgesellschafter (Innovator)

In der jetzt anstehenden Grindungsphase soll die Gesellschaft mit einer gegentber
dem fur einen Vollausbau kalkulierten Kapitalbedarf deutlich reduzierten
Startkapitalisierung in Hohe von bis zu 2,4 Mio. EUR ausgestattet werden. Bereits
geleistete Vorbereitungsaufwande werden, soweit moglich, auf den jeweiligen Anteil
der Startkapitalisierung angerechnet. Mit dieser Kapitalausstattung soll insbesondere
die  weitere  Vorbereitung des  Frequenzzuteilungsantrages bei  der
Bundesnetzagentur finanziert werden. Die jetzt zu treffende Entscheidung umfasst
ausdrucklich noch nicht die Verpflichtung, im Bedarfsfall anteilig fir den genannten
Eigenkapital- bzw. Finanzierungsbedarf fiir die Realisierung des Mobilfunknetzes
einzustehen. Dies bleibt einer weiteren Entscheidung des Aufsichtsrates zu einem
spateren Zeitpunkt vorbehalten, nach dem der von der Bundesnetzagentur zu
definierende Frequenznutzungsrahmen hinreichend konkretisiert ist. Nach derzeitiger
Einschatzung wird mit diesem Entscheidungsbedarf des Aufsichtsrates friihestens
Ende 2020 gerechnet.

Die Startkapitalisierung soll anteilig durch die Bonn-Netz GmbH eingebracht werden.
Derzeit planen — sofern sich nicht andere risikominimierende gesellschaftsrechtliche
Lésungen (s.u.: Modell 4x25) zur Realisierung eines Branchenmodells durchsetzen -
die folgenden acht Gesellschafter zu den genannten Anteilen die Versorger-Allianz
GmbH & Co. KG zu grinden:

0,47%

3,76% 0,43%
3,15%

\

2,12%
2,06%

m Bad Honnef AG u Bayermwerk Netz GmbH
Bonn-MNetz GmibH WMVY Metze GmbH

= Netze BW GmbH = Metze Duisburg GmbH

= ovEg Metz GmbH = Stadtwerke Schwabisch Ha

Abb. 4: Voraussichtliche Gesellschafteranteile (Quelle: VA450 e.V.)

Die dargestellten Gesellschafteranteile und der auf die Bonn-Netz GmbH entfallende
Anteil von derzeit 2,42 % (aktualisiert gegeniber Grafik) errechnen sich aus den
zwischen den Joint-Venture Partnern vereinbarten und im abzuschlieRenden Joint-
Venture-Vertrag geregelten Schlisselungen entlang der konzessionierten
Versorgungsgebiete und der versorgten Netzanschlusspunkte. Da die bekundete
Beitrittsabsicht bei allen aufgefiihrten Partnern unter Vorbehalt der Entscheidung der
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zustandigen Aufsichtsgremien steht, kann der Wegfall einzelner Gesellschafter und
damit eine Veranderung der gemald Schlisselung auf die Bonn-Netz entfallende
Anteil nicht ausgeschlossen werden. Zur Wahrung der im Rahmen des Joint-
Ventures notwenigen Flexibilitdat bei der Grindung der Gesellschaft wird deshalb
vorgeschlagen, den initialen Anteil nicht abschlieRend festzulegen, sondern in einem
sinnvollen Rahmen, wie im Beschlusstenor vorgeschlagen, zu begrenzen.

Die zur Beschlussfassung vorgelegte Maximalhéhe der Einlage der Bonn-Netz
GmbH erstreckt sich sowohl auf die erforderliche Stammkapitaleinlage in die
Versorger-Allianz 450 Verwaltungs GmbH als Komplementérin als auch auf die
Kommanditeinlage in die Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG. In die zu leistende
Einlage flieRen auch die bereits im Rahmen der Projektvorbereitung durch die Bonn-
Netz GmbH aufgewendeten Vorfinanzierungsbeitrage mit ein.

b) Beteiligung als Gesellschafter in der Bewerbungsphase

Die zur Realisierung des Branchenmodells nach Grindung der Gesellschaft geplante
zusatzliche Aufnahme weiterer Gesellschafter aus den Branchen der Betreiber
kritischer Infrastrukturen bzw. aus dem Kreis der rund 200 Unterstutzer der VA450
wird die Gesellschafteranteile aufgrund der Schlisselung notwendigerweise weiter
verandern.

In der Bewerbung um die Frequenzzuteilung muss die VA450 die Finanzierung far
Bau und Betrieb des Mobilfunknetzes und fur das Geschéaftsmodell darlegen. Daftr
ist ein weiterer Gremienbeschluss vorgesehen, in dem dann tber den Verbleib in der
VA450 und Uber die Verpflichtung, anteilig fur den genannten Eigenkapital- bzw.
Finanzierungsbedarf einzustehen, entschieden werden soll.

5. Chancen und Risiken einer Beteiligung der Bonn-Netz GmbH an der
Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG

In der folgenden Tabelle werden die bekannten Chancen den Risiken der Beteiligung
an der Versorger-Allianz GmbH & Co. KG gegenubergestellt. Die Chancen und
Risiken aus der zu einem spateren Zeitpunkt noch zu treffenden Entscheidung tber
die Einbringung einer Eigenkapitaleinlage fur Investition und Betrieb eines
Mobilfunknetzes sind dabei noch nicht reflektiert.

PRO CONTRA

Grol3e strategische Bedeutung fur das
Kerngeschaft beim Betrieb der kritischen
Infrastrukturen und fur die
Daseinsvorsorge (hierzu ist der Schritt in
den TK-Markt erforderlich)

Investition in eine Mobilfunk-
Infrastruktur fur kritische
Infrastrukturen und somit in ein
untypisches Geschaftsfeld

Keine Lock-in-Effekte wie bei einem

renditeorientierten Mobilfunkbetreiber im Weitgehender Branchenkonsens zu
Hinblick auf zu verbauende Hardware und Netzaufbau und -nutzung erforderlich
TK-Kosten
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Mitgestaltungsmadglichkeiten in der ... erfordert nicht zwangslaufig das
Branchenldésung und Einfluss auf den Engagement des eigenen
Frequenzinhaber (sowie Rickvergutung Unternehmens (Projektvorbereitung
von Projektvorbereitungs- und und Grindungskosten
Grundungskosten) konnten stranded invests werden)

Risikobehafteter, in den ersten Jahren

Mittelfristig attraktive EK-Rendite erzielbar o .
defizitdrer Business Case

6. ,,4x25“ — eine Alternative zur Realisierung des Branchenmodells

Im Moment wird gepruft, ob es vorteilhaft sein kann, durch den Kauf von 25% der
Anteile am bisherigen Lizenzinhaber 450connect GmbH sowie die verbundene
Ubernahme von Assets und Vertragsbeziehungen zu Hausern der Energiewirtschaft
(den s.g. Ankerkunden) den Aufbau eines umfassenden Branchenmodells zu
erleichtern. Dieses umfassende Branchenmodell erhoht die Chance auf Zuweisung
der Frequenzen durch die Politik, stabilisiert den Business Case und senkt ggfls. die
Risiken im Geschaftsmodell.

Im Modell 4x25 gébe es vier gleichberechtigte Gesellschafter, namlich e.on/innogy,
die Ankerkunden, Alliander (bisheriger alleiniger Gesellschafter der 450connect) und
die Versorger-Allianz GmbH & Co. KG, die dann als Vorschaltgesellschaft dient.

Anlagen:

1. Entwurf Joint-Venture-Vertrag und Gesellschaftervereinbarung
2. Entwurf des Gesellschaftsvertrages Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG
3. Entwurf der Satzung der Versorger-Allianz 450 Verwaltungs GmbH

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkdmmerer
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Entwurf ZL 20.03.2020

Joint Venture Vertrag und Gesellschaftervereinbarung

zwischen

..... (Name, Adresse)

- Partner 1 -
und
...... (Name, Adresse)

- Partner 2 -
und
....... (Name, Adresse)

- Partner 3 -

Die Partner 1 - .....

werden nachfolgend einzeln oder zusammen auch ,Grindungspartner” genannt.

Praambel

Die Grundungspartner streben eine strategische Zusammenarbeit zur Schaffung eines attrakti-
ven, wettbewerbsfahigen und standardisierten Kommunikationsangebotes flr die Betreiber kriti-
scher Infrastrukturen in der Ver- und Entsorgungswirtschaft im Bereich Smart Grid, Notfallsprach-
kommunikation und Smart Meter Anwendungen im Rahmen der Daseinsvorsorge an. Zu diesem
Zweck beabsichtigen sie, sich als Kommanditisten an einer zu grindenden Joint Venture Gesell-
schaft ,Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG" (nachfolgend ,KG*) mit Sitz in Bonn zu beteiligen.
Der Beitritt zum Joint Venture soll in einem gestuften Verfahren erfolgen und steht auch weiteren
Unternehmen offen (Grindungspartner und weitere diesem Vertrag beigetretene Unternehmen
nachfolgend ,JV-Partner® genannt). Die Entwirfe der abzuschlieRenden Gesellschaftsvertrage
der KG und der Versorger-Allianz 450 Verwaltungs GmbH sind als Anlagen beigefiigt. Anderun-

gen dieser Entwirfe bedurfen der Zustimmung aller JV-Partner.

Seite 1von 12
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Die KG wird sich um Nutzungsrechte fiir die 450 MHz-Mobilfunk-Frequenz bewerben, um die
oben bezeichneten Leistungen anbieten zu kénnen. Zum Zweck der Regelung von Eckpunkten
der gegenseitigen Zusammenarbeit, des Beitritts zu der zu griindenden KG sowie dem Ablauf der

avisierten Finanzierung vereinbaren die Griindungspartner was folgt:

A. Beitrittsbedingungen und —verfahren fiir Kommanditisten der zu griindenden KG

§ 1 Mindestkapitalbeteiligung fir Kommanditisten

Die Mindestbeteiligung als Kommanditist betragt EUR 200.000,00. Diese Mindestbeteiligung gilt

nicht fur Griindungspartner. Die Beteiligung ist als Bareinlage zu erbringen.

§ 2 Teilnahmeberechtigung

Die Beteiligung an der KG steht grundsatzlich fiir Betreiber kritischer Infrastrukturen (insbesonde-
re Strom-, Gas- und Wasserbetreiber) offen, wobei in einer ersten Beitrittsrunde zunachst nur
solche auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland tatigen Betreiber von Strom- und Vertei-
lernetzen oder mit ihnen gemafR § 15 AktG jeweils verbundene Unternehmen aufgenommen wer-

den konnen.

§ 3 Beitrittsverfahren fiir JV-Partner und Kommanditisten; Stufen der Entscheidungsfin-

dung uber Frequenznutzung und Investition

(1) Der Beitritt zum. Joint Venture soll in einem mehrstufigen Verfahren erfolgen. Je spater ein
Unternehmen an der Festlegung der Modalitdten des Joint Venture mitarbeitet, desto we-

niger Méglichkeiten hat esr, diese mitzugestalten.

Nach Unterzeichnung eines NDA werden dem potenziell beitrittswilligen Unternehmen zur
Verfligung gestellt:
e Projektvorbereitungsvereinbarung ,Versorger-Allianz 450*
e die Anlagen
o Projektzeitplan und -kostenschatzung
o Joint-Venture- und Projektkostenanteile

e Term Sheet in der jeweils glltigen Fassung.

Nach Unterzeichnung der Projektvorbereitungsvereinbarung ,Versorger-Allianz 450“ erhalt

das beitrittswillige Unternehmen:

Seite 2 von 12
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e Businessplan mit dessen Anlage (Zahlenbasis zum Businessplan),
¢ Joint-Venture-Vertrag und Gesellschaftervereinbarung,
o Gesellschaftsvertrag der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG und

e Gesellschaftsvertrag der Verwaltungs GmbH).

Ausgenommen von den Regelungen dieses Abs. (1) sind diejenigen Unternehmen, die be-
reits die ,Vereinbarung zur Beteiligung an der Finanzierung der Vorbereitungen der mogli-
chen Grindung und Teilnahme am Joint-Venture Versorger-Allianz 450“ unterzeichnet

haben, namlich die Grindungspartner.

Der weitere Prozess der Verhandlung und des Abschlusses der Vertrage sowie die Ent-
scheidung Uber die Abgabe des Frequenznutzungsantrages und die Investition in den Bau
des 450 MHz-Netzes orientieren sich am bisher noch nicht durch die Bundesnetzagentur
bekannt gegebenen Verfahren zur Zuteilung der Frequenznutzungsrechte. Die Stufen der

zu treffenden Entscheidungen sind wie folgt:

Stufe 1: Unterzeichnung JV-Vertrag und Gesellschaftsgriindung

Spatestens vier Wochen nach der Veréffentlichung des ersten Verfahrensschrittes durch
die Bundesnetzagentur.nach Telekommunikationsgesetz im Rahmen des Frequenzzutei-
lungsverfahrens des 450-MHz-Frequenzbandes' (Konsultationsverfahren oder Vergabe-
verfahren der Frequenznutzungsrechte) soll der Gesellschaftsvertrag der KG - nach Kar-
tellfreigabe --unterzeichnet und die KG damit gegrtindet werden. Die JV-Partner sind ge-

halten, die fir diese Rechtsakte erforderlichen Vorbereitungen rechtzeitig zu treffen.

Stufe 2: Entscheidung iiber die Abgabe eines Frequenznutzungsantrages liber das
450-MHz-Frequenzband

Rechtzeitig vor Abgabe des abschlieRenden Antrages auf Zuteilung der Frequenznut-
zungsrechte erhalt jeder JV-Partner die aktualisierten entscheidungsrelevanten Unterla-
gen von dem Versorger-Allianz e.V. oder - nach Griindung der KG - von ihrer personlich
haftenden Gesellschafterin. Im Anschluss daran wird tber den Antrag entschieden. Alle
JV-Partner sind bis zu diesem Zeitpunkt frei, ob sie die Abgabe des Antrages durch die
Gesellschaft weiter unterstiitzen oder ob sie ausscheiden wollen.JV-Partner, die sich auf
dieser Stufe dazu entschliel3en, die Abgabe des Frequenznutzungsantrages und die dar-
aus resultierende potenzielle Investition in das 450-MHz-Netz nicht mit zu tragen, schei-
den nach den Regeln dieser Vereinbarung und des KG-Gesellschaftsvertrags aus und
sind nicht verpflichtet, die fiir die Umsetzung der Investition erforderlichen Beitrage zu er-

bringen..
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Das Beitrittsverfahren fir weitere Kommanditisten wird nach Grindung der Gesellschaft
durch deren Organe konkretisiert. Die kartellrechtlichen Vorgaben sind zu beachten. Au-
Rerdem soll der Beitritt diskriminierungsfrei moéglich sein. Die Aufnahme und die Konditio-
nen des Beitritts werden von den JV-Partnern unter Berlcksichtigung der Regelungen
Uber die Finanzierungsquoten gemaf lit. B. § 1 Abs. (5) einvernehmlich festgelegt. Anzu-

wenden ist der zum Zeitpunkt des jeweiligen Beitritts maf3gebliche Verteilungsschlissel.

§ 4 Beauftragung Versorger-Allianz 450 e.V.

Die JV-Partner sind sich dartber einig, dass der Versorger-Allianz 450 e.V. bis zur Grindung der

KG mit der Fihrung der erforderlichen Geschafte und Erfillung kinftiger Aufgaben betraut wer-

den soll.

§ 5 Kosten vor der Gesellschaftsgriindung

Klargestellt wird, dass die Regelungen der Vereinbarung zur Beteiligung an der Finanzierung der

Vorbereitung der méglichen Grindung und Teilnahme am Joint Venture ,Versorger-Allianz 450

bzw. des Projektvorbereitungsvertrags (insbesondere auf anteilige Tragung der Kosten geman

des dortigen § 3) weiter bestehen bleiben, bis die angestrebte Ubernahme der Vorfinanzierungs-

kosten durch die zu griindende Gesellschaft realisiert worden ist.

§1

B.

Finanzierung

Finanzierungsverpflichtung im Rahmen des Geschiaftsmodells

Die JV-Partner sind. verpflichtet, die zur Finanzierung des Geschaftsmodells erforderli-
chen Finanzierungsbeitrage (Eigenkapital) entsprechend ihren Finanzierungsquoten nach
Abs. (5) an die zu grindende KG zu leisten, sobald die Finanzierungsmodalitaten und die
einzelnen Finanzierungsbeitrdge nach Abs. (7) und Abs. (8) fiir verbindlich erklart worden
sind. Aufwendungen in der Grindungsphase (oben lit. A. § 5) werden dabei - soweit

rechtlich méglich - auf den spéateren Finanzierungsbeitrag angerechnet.

Die KG finanziert sich aus Eigenkapital sowie durch zu beschaffendes Fremdkapital. Die
KG wird sich bemlhen, die Finanzierung maoglichst, soweit sich aus dem Gesellschafts-
vertrag der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG und diesem Vertrag nichts anderes

ergibt, Uber Fremdkapital sicherzustellen. Als Fremdkapital kommen auch Gesellschafter-
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darlehen zu marktiiblichen Konditionen in Betracht. Die JV-Partner sind zur Stellung von

Sicherheiten fir Fremdkapital nicht verpflichtet.

Eigenkapital ist durch die JV-Partner anteilig nach den Finanzierungsquoten gemal lit. B.
§ 1 Abs. (5) durch ihre Einlagen (Haftkapital und Pflichteinlagen) bereit zu stellen. Das
Verhaltnis zwischen Haftkapital und Pflichteinlage wird durch die JV-Partner einstimmig
festgelegt. Sollte die geplante Finanzierung durch Fremdkapital nicht gelingen, verpflich-
ten sich die JV-Partner, die Finanzierung des Geschaftsmodells anteilig nach den Finan-

zierungsquoten gemal lit. B. § 1 Abs. (5) sicherzustellen.

Aus einem bereits vorgelegten Initial-Business Case ergeben sich Abschatzungen zu Ge-
samtfinanzierungsbedarf und Finanzierungsstruktur. Nach aktueller Kalkulation belauft
sich der maximale Gesamtfinanzierungsbedarf auf EUR 180 Mio. (,Gesamtfinanzierungs-
bedarf) Von dem Gesamtfinanzierungsbedarf beabsichtigen die JV-Partner, insgesamt
EUR 120 Mio. als Eigenkapital gemafy den Finanzierungsquoten nach lit. B. § 1 Abs. (5)

aufzubringen.

Darlber hinaus verpflichtet sich jeder JV-Partner, im Falle von Satz 2 auf Anforderung der
KG weitere Finanzierungsbeitrage bis zu einer Héhe von weiteren 20 % des Gesamitfi-
nanzierungsbedarfs (,weiterer Finanzierungsbedarf) anteilig gemal den Finanzierungs-
quoten nach lit. B. §1 Abs. (5) zu leisten. Dies geschieht, um Liquiditdtsengpasse
und/oder etwaige Verluste in der Phase des Netzaufbaus und der Aufnahme der operati-
ven Services auszugleichen. Diese zusatzliche Verpflichtung wird in zeitlicher Hinsicht auf
acht Jahre, beginnend mit der neuen Frequenzzuteilungsperiode (aktuell ab dem
01.01.2021) begrenzt.

Die Finanzierungsquoten. richten sich nach dem Beteiligungsschlissel. Dieser Schlissel

wird ermittelt als arithmetisches Mittel der beiden folgenden Anteile:
a) ‘Anteil auf Nutzerbasis im:

- Stromverteilnetz: dem Anteil, der sich aus der Zahl der Netzanschlusspunkte
(NS, MS) im konzessionierten Netzgebiet des JV- Partners im Verhaltnis zu
samtlichen entsprechenden Netzanschlusspunkten aller JV- Partner ergibt zu-

zuglich

- Gasverteilnetz: dem Anteil, der sich aus der Zahl der Netzanschlusspunkte (ND,
MD) im konzessionierten Netzgebiet des JV- Partners im Verhaltnis zu samtli-
chen entsprechenden Netzanschlusspunkten aller JV- Partner ergibt, multipli-

ziert mit 0,25 zuzlglich
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- Wassernetz: dem Anteil, der sich aus der Zahl der Hausanschliisse im konzes-
sionierten Netzgebiet des JV- Partners im Verhaltnis zu samtlichen entspre-
chenden Hausanschlissen aller JV- Partner ergibt, multipliziert mit 0,25 zuzig-
lich

- Warmenetz: dem Anteil, der sich aus der Zahl der Hausanschllsse im versorg-
ten Netzgebiet des JV- Partners im Verhaltnis zu samtlichen entsprechenden

Hausanschlissen aller JV- Partner ergibt, multipliziert mit 0,25

b) Anteil auf Flachenbasis: flir die verschiedenen Spartennetze (Strom, Gas, Wasser,
Warme) wird jeweils ein Anteil berechnet, in dem die vom JV- Partner als Strom-
Verteilernetzbetreiber konzessionierte Flache ins Verhaltnis zur entsprechenden
Flache aller JV- Partner gesetzt wird; davon geht der Maximalwert aus den Spar-

tennetzen in die Bildung des Beteiligungsschllssels ein.

Die sich aus der Anwendung des Schliissels ergebenden Beteiligungsverhaltnisse unter-
einander sind mafgeblich fir die von jedem Partner anteilig zu. erbringenden Einlagen,
Beitrage und Vermogensrechte sowie Stimm- und Kontrollrechte in der Gesellschaftsver-

sammlung der KG.

Die einzelnen Finanzierungsbeitrage entsprechend den Finanzierungsquoten nach
Abs. (5) und die Finanzierungsmodalitaten, ggf. nach erforderlichen Veranderungen des
Initial-Business Case und der daraus resultierenden Anpassungen beim maximalen Ge-
samtfinanzierungsbedarf, werden durch einstimmigen Beschluss der JV-Partner festge-
legt und fiir ihr lnnenverhaltnis fur verbindlich erklart. Stimmenthaltungen sind unzulassig.
Fur JV-Partner, die sich der Stimme enthalten, gilt Abs. (8) entsprechend. Anspriche Drit-
ter werden durch die Verbindlichkeit im Innenverhaltnis nicht begriindet. Nachschuss-

pflichten, die Uber den weiteren Finanzierungsbedarf hinausgehen, bestehen nicht.

JV-Partner, die die vorgesehenen Finanzierungsbeitrage nicht tbernehmen, scheiden aus
diesem Vertrag automatisch aus und nehmen an vorstehender Beschlussfassung nicht
mehr teil. Die Vereinbarung besteht zwischen den ubrigen JV-Partnern fort. Die geman
diesem Abs. (8) ausscheidenden JV-Partner sind zur Erbringung eines Finanzierungsbei-
trags und eines weiteren Finanzierungsbeitrags nicht verpflichtet. Den ausscheidenden
JV-Partnern steht zudem héchstvorsorglich ein Kiindigungsrecht gemaf lit. D § 2 Abs. (3)

ZU.

Die hier geregelte, grundsatzliche Verpflichtung zur Mitfinanzierung stellt eine wesentliche

Regelung dieses Vertrages dar.
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§ 2 Zukiinftige Umsetzung der Finanzierungsvereinbarungen in der zu griindenden KG

Jeder JV-Partner verpflichtet sich jeweils einzeln fur sich gegentber jedem anderen JV-Partner,
nicht jedoch gegeniiber der zu griindenden KG, fiir die Durchfiihrung von etwaigen weiteren Fi-
nanzierungsrunden der KG erforderlichenfalls Beteiligungsvertrage und Gesellschaftervereinba-
rungen und damit verbundener Vereinbarungen (auch solche, die diese Vereinbarung und/oder
etwaigen Nachfolgervereinbarungen und/oder den Gesellschaftsvertrag und/oder damit verbun-
dene Vereinbarungen ersetzen oder abandern) abzuschliel3en, Beschlisse in Gesellschafterver-
sammlungen der KG zu fassen und alles Erforderliche oder zweckdienliche zu tun oder zu veran-
lassen (nachfolgend gemeinsam ,zuklnftige Finanzierungsvereinbarungen®), sofern Kommandi-
tisten, die alleine oder gemeinsam 90 % oder mehr aller.Geschaftsanteile an der Gesellschaft

halten, den Bedingungen der zuklnftigen Finanzierungsvereinbarungen zustimmen.

Soweit die zuklnftigen Finanzierungsvereinbarungen JV-Partner zu weiteren. Leistungen ver-
pflichten, bedirfen diese zukiinftigen Finanzierungsvereinbarungen der Zustimmung der betref-
fenden JV-Partner. Fir JV-Partner, die an kiinftigen Finanzierungen nicht teilnehmen, andert sich
gegebenenfalls die prozentuale Beteiligung des Gesellschafters am Kapital der KG (,Verwasse-

rung“).

C. Einbringung von Vermogensgegenstianden (Assets)

Die JV-Partner beabsichtigen zu einem spateren Zeitpunkt auf Grundlage eines gesonderten
Beschlusses bzw. einer gesonderten Vereinbarung konkrete Regelungen zur Einbringung von
deren Vermodgensgegenstanden zum Zwecke der Durchfihrung des Joint Ventures zu verab-
schieden. Diese sollen die nachfolgenden Eckpunkte regeln. Die sich daraus ergebenden Rege-
lungen werden fur die JV-Partner verbindlich, sobald diese in der gesonderten Vereinbarung na-
her definiert sind. Die hier geregelte, grundsatzliche Verpflichtung zur Einbringung von Assets

stellt eine wesentliche Regelung dieses Vertrages dar. Im Einzelnen:

§ 1 Bereitstellung von Infrastruktur

Jeder JV-Partner hat in seinem als Netzbetreiber (Strom, Gas, Wasser, Fernwarme) konzessi-
onierten Gebiet die von der KG bendétigten und angeforderten Funkmasten inklusive Anbindung
an die offentliche Stromversorgung auf Mietbasis zu diskriminierungsfreien und marktiblichen
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Konditionen zur Verfigung zu stellen. Dies kann durch Bereitstellung vorhandener oder neuer

Funkmasten erfolgen.

Gibt es in einem Gebiet mehrere JV-Partner, so kann das Joint Venture die bendtigten bzw. ge-

eigneten Standorte von jedem JV-Partner in nicht diskriminierender Art und Weise einfordern.

§ 2 Eigene technische Standorte und andere Leistungen der JV-Partner

Jeder JV-Partner kann dartber hinaus auf eigene Kosten und Rechnung einen technischen
Standort inklusive der Kollokationsbedingungen (Raum, Notstromversorgung, Klimatisierung und
Laftung) erstellen und mit Einverstandnis und gemalf den Vorgaben der KG am Maststandort zu

marktiblichen Konditionen zur Verfligung stellen.

Die Erbringung von Teilservices der Betriebsfihrung (z.B. Leerrohre, dark-fibre, Fieldservice,
Wartung und Instandhaltung der Notstromversorgung) durch die JV-Partner kann auf einzelver-
traglicher Grundlage vereinbart werden. Uber technische und betriebliche Anforderungen, Eig-

nung, Konditionen und Fristgerechtigkeit befindet die KG in nicht diskriminierender Weise.

§ 3 Betrieb des Funksystems

Samtliche aktiven betrieblichen Komponenten des Funksystems inklusive der Telekommunikati-
onsanbindung werden unter der Verantwortung der KG betrieben. Die Erbringung von Teilser-
vices der Betriebsfuihrung. (z.B. Field-Service, Wartung und Instandhaltung der Notstromversor-

gung) durch die JV-Partner kann auf einzelvertraglicher Grundlage vereinbart werden.

D. Weitere Regelungen

§ 1 MitverdauBerungsrecht

(1) Wollen ein oder mehrere JV-Partner, die am Kapital der KG zusammen mit mindestens
50 Prozent beteiligt sind, seine/ihre Beteiligung(en) ganz oder teilweise an einen Dritten
verauflern, so kénnen die anderen JV-Partner verlangen, ihre Beteiligung an der KG im
gleichen Verhaltnis zu den in der nach § 17 des Gesellschaftsvertrages der KG vorge-
schriebenen VeraduRerungsanzeige genannten Bedingungen an den vorgesehenen Er-

werber mit zu veraufRern (,MitverauRerungsrecht®, "Tag Along"). Dieses Mitveraul3erungs-
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recht ist durch schriftliche Erklarung gegeniiber dem/den veraufierungswilligen JV-
Partner/n zwei Wochen nach Ablauf der Frist fir die Auslibung des Vorerwerbsrechts

auszulben.

Ist der in der Veraulerungsanzeige genannte Erwerber nicht bereit, neben der/den Betei-
ligung(en) des/der veraufRerungswilligen JV-Partner/s auch die Beteiligung der anderen
JV-Partner zu erwerben, oder ist er nur zu einem Erwerb eines Teils davon bereit, ist
der/sind die verauBerungswillige(n) JV-Partner auf Anforderung der anderen JV-Partner
verpflichtet, seine/ihre Beteiligung(en) und diejenigen der verauferungswilligen JV-

Partners anteilig mit zu verauf3ern.

Die verauRerungswilligen JV-Partner sind vor einer VerauRerung und.innerhalb von zwei
Wochen nach Ablauf der vorgenannten Erklarungsfrist verpflichtet, den tbrigen Gesell-
schaftern mitzuteilen, in welchem Umfang der genannte Erwerber Beteiligungen insge-

samt erwerben will.

Die zur Ubertragung der Beteiligungen nach § 16 des Gesellschaftsvertrages erforderli-
che Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn das Mitverauferungsrecht nach Abs. 1 be-

achtet worden ist.

Die Regelung dieses Vertrages gilt nicht.in den in § 17 Abs. (6) des Gesellschaftsvertra-

ges der KG geregelten Fallen.

§ 2 Laufzeit, Kiindigung

(1)
()

Dieser Vertrag ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Eine ordentliche Kiindigung ist fur die Dauer der erstmaligen Erteilung der Nutzungsrech-
te fur die 450 MHz- Mobilfunk- Frequenz ausgeschlossen. Danach kann jeder JV-Partner
den Vertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende der erstmaligen Erteilung der Nut-
zungsrechte fir die 450 MHz-Mobilfunk-Frequenz kiindigen. Das Recht zur Kindigung

aus wichtigem Grund bleibt unbertihrt.

Jeder JV-Partner hat ein Sonderkiindigungsrecht mit einer Frist von vier Wochen ab dem
Tag des Erhalts der nach Bekanntwerden der auf Grundlage der von der Bundesnetza-
gentur festgelegten finalen Zuteilungsbedingungen aktualisierten entscheidungsrelevan-
ten Unterlagen zur Vorbereitung der abschlieRenden Entscheidung Uber die Abgabe des
Frequenzzuteilungsantrages (lit. A. § 3 Abs. 2, Stufe 2). Die Frist beginnt mit dem Ein-

gang der Unterlagen bei dem jeweiligen JV-Partner.
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Jeder JV-Partner hat ferner ein Sonderkiindigungsrecht mit einer Frist von vier Wochen
fir den Fall, dass die in der Praambel naher definierte Lizenz fiir die 450 MHz-Mobilfunk-
Frequenz der KG nicht erteilt wird und diese Entscheidung bestandskraftig ist. Die Frist
beginnt mit der entsprechenden Mitteilung an die jeweiligen JV-Partner durch den Ver-
sorger-Allianz 450 e.V. oder die KG.

Jeder JV-Partner hat zudem ein Sonderklindigungsrecht mit einer Frist von vier Wochen,
wenn die Fremdfinanzierung gemag lit. B § 1 Abs. (2), (3), ggf. nach verbindlicher Anpas-
sung gemal lit. B § 1 Abs. (7) dieser Vereinbarung nicht moglich ist. Die Frist beginnt mit
der entsprechenden Mitteilung an die JV-Partner durch die Versorger-Allianz 450 e.V. o-

der nach Grindung der KG durch ihre personlich haftende Gesellschafterin.

Jeder JV-Partner hat schlieBlich ein Sonderkiindigungsrecht mit einer Frist von vier Wo-
chen fir den Fall, dass er aus der Gesellschaft nach lit. B § 1 Abs. (8) dieser Vereinba-
rung aus der Gesellschaft ausscheidet. Die Frist beginnt mit dem Tag der Beschlussfas-

sung gemal lit. B § 1 Abs. (7) dieser Vereinbarung.

Jeder andere JV-Partner kann sich innerhalb. von drei Monaten nach Zugang des ur-
sprunglichen Kiindigungsschreibens gemal Abs. (2) oder Abs. (3) durch schriftliche Er-
klarung anschlieffen. Die Erklarung.ist gegeniber dem Versorger-Allianz e.V., nach

Grundung der KG an ihre personlich haftende Gesellschafterin abzugeben.

Durch die Kiindigung oder Anschlusskiindigung scheidet der Kiindigende aus dieser Ver-

einbarung aus. Die Vereinbarung selbst besteht zwischen den tbrigen JV-Partnern fort.

Fir jeden Fall der erneuten Erteilung der Nutzungsrechte fir die 450MHz-Mobilfunk-
Frequenz gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend flir diejenigen JV-
Partner, die von ihrem Recht zur Kiindigung bzw. Anschlusskiindigung keinen Gebrauch

gemacht-haben.

Kindigungen bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Sie sind an den Versorger-
Allianz 450.e.V., nach Grindung der KG an ihre personlich haftende Gesellschafterin zu
richten. Der Versorger-Allianz 450 e.V. und die persdnlich haftende Gesellschafterin sind
von den Gesellschaftern zur Entgegennahme der Kiindigungen und der Erklarungen nach
Abs. (4) bevollmachtigt. Der Versorger-Allianz 450 e.V. bzw. die personlich haftende Ge-
sellschafterin haben die Gesellschafter unverziglich Gber die Kiindigung und der Erkla-

rungen nach Abs. (4) sowie den Tag des Zugangs zu informieren.
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§ 3 Verschiedenes

(1)

Diese Vereinbarung steht unter der aufschiebenden Bedingung der kartellrechtlichen

Freigabe.

Die Bestimmungen dieser Vereinbarung gelten fiir sdmtliche von den JV-Partnern ge-

genwartig und kinftig gehaltenen Beteiligungen an der KG.

Im Verhaltnis der JV-Partner untereinander gehen die Bestimmungen dieser Vereinba-
rung den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags vor. Sollten.sich Bestimmungen die-
ser Vereinbarung und Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags widersprechen hat diese
Vereinbarung, soweit gesetzlich zulassig, Vorrang; die JV-Partner haben den Gesell-

schaftsvertrag entsprechend zu andern.

Anderungen und Erganzungen dieser Vereinbarung einschlieRlich der Aufhebung oder
Anderung dieser Schriftformklausel bediirfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit
nicht die notarielle Beurkundung gesetzlich erforderlich. ist. Dies gilt auch fir einen etwai-
gen Verzicht auf Rechte oder Anspriiche aus oder im Zusammenhang mit dieser Verein-

barung.

Die Parteien dieser Vereinbarung verpflichten sich in Bezug auf deren Inhalt sowie aller
hier in Bezug genommenen und mitgeltenden Vereinbarungen zur Vertraulichkeit gegen-
Uber Dritten. Ausgenommen ist die Erflllung behdrdlicher oder gesetzlicher Offenba-
rungspflichten sowie die Offenlegung gegeniiber verbundenen Unternehmen gem. § 15
AktG.

Falls einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchfiihrbar sein
oder werden sollten-oder diese Vereinbarung Licken enthalt, wird dadurch die Wirksam-
keit der Ubrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berthrt. Anstelle der unwirk-
samen undurchflihrbaren oder fehlenden Bestimmungen gilt eine solche wirksame Be-
stimmung als vereinbart, wie sie die Parteien vernlnftigerweise vereinbart hatten, wenn
ihnen beim. Abschluss dieser Vereinbarung die Unwirksamkeit, Undurchfihrbarkeit oder
das Fehlen der betreffenden Bestimmung bewusst gewesen ware. Sollte eine Bestim-
mung dieser Vereinbarung wegen des darin vereinbarten Leistungsumfangs oder Zeit-
males unwirksam sein oder werden, ist der in der Bestimmung vereinbarte Leistungsum-
fang oder das vereinbarte Zeitmal} auf das rechtlich zulassige Mal}, dass an dem verein-
barten MaR/Umfang am nachsten kommt, anzupassen. Die Parteien sind sich darlber ei-
nig, dass die vorstehenden Regelungen nicht nur eine Beweislastumkehr darstellen, son-

dern dass § 139 BGB insgesamt abbedungen wird.
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(7) Alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung (einschlief3lich al-
ler ihrer Anlagen, einschlie3lich aller Streitigkeiten Uber die Wirksamkeit, Erflllung oder
Beendigung (ganz oder teilweise) dieser Vereinbarung werden endglltig nach der
Schiedsgerichtsordnung und den erganzenden Regelungen fir gesellschaftsrechtliche
Streitigkeiten der Deutschen Institution fiir Schiedsgerichtsbarkeit i. V. (DIS) Unter Aus-
schluss des ordentlichen Rechtsweges und der Zustandigkeit eines jeden anderen Ge-
richts oder Tribunals entschieden. Der Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens ist der Sitz

der Gesellschaft
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Gesellschaftsvertrag Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG

§ 1 Firma, Sitz, Geschiftsjahr
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:
Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG.
(2) Sitz der Gesellschaft ist Bonn.

(3) Geschéaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Unternehmensgegenstand der Gesellschaft ist. der bundesweite Aufbau eines krisensi-
cheren Mobilfunknetzes und die Erbringung von Kommunikationsldsungen inklusive kom-
plementarer / erganzender Dienstleistungen fir die Ver- und Entsorgerinfrastruktur und
fur weitere kritische Infrastrukturen im Rahmen der Daseinsvorsorge sowie flr weitere

Bedarfstrager fir hochsichere Telekommunikations- und Datendienste.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschafte zu tatigen, die dem Gesellschaftszweck
unmittelbar oder mittelbar dienen, insbesondere auch sich an anderen Unternehmen zu

beteiligen sowie Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten.

(3) Zur Erflllung des Unternehmensgegenstands nach Abs. 1 wird sich die Gesellschaft um
die Nutzungsrechte fur die 450 MHz-Mobilfunk-Frequenz bewerben und die ihr einge-

raumten Nutzungsrechte halten und bewirtschaften.

§ 3 Gesellschafter, Kapitalbeteiligung
(1) Einzige personlich haftende Gesellschafterin ist die
Versorger-Allianz 450 Verwaltungsgesellschaft mbH
mit dem Sitz in Frankfurt am Main
Sie erbringt keine Einlage und ist am Vermogen der Gesellschaft nicht beteiligt.

(2) Kommanditisten sind mit folgenden Kapitalbeteiligungen:
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%

a) A

mit einem Kapitalbeteiligung (Kommanditeinlage) von EUR...... ......
b) B

mit einem Kapitalbeteiligung (Kommanditeinlage) von EUR...... ...<..
c) C

mit einem Kapitalbeteiligung (Kommanditeinlage) von EURC. ..o ...
d) D

mit einem Kapitalbeteiligung (Kommanditeinlage) von EUR...... ......
e) E

mit einem Kapitalbeteiligung (Kommanditeinlage) von EUR...... ......
fy F

mit einem Kapitalbeteiligung (Kommanditeinlage) von EUR...... ......

Gesellschaftskapital EUR...... (100%)

Die Kapitalbeteiligungen der Kommanditisten sind in bar zu erbringen und stellen ihre im

Handelsregister einzutragenden Hafteinlagen dar.

(3) Die Kommanditisten sind verpflichtet, zusatzlich zu ihren Kapitaleinlagen nach Abs. 2 auf
Anforderung der personlich haftenden Gesellschafterin zwischen den Gesellschaftern
gemal lit. B. § 1 Abs. 7 und Abs. 8 des Joint Venture Vertrags und Gesellschafterverein-

barung (Anlage 1) vereinbarte Pflichteinlagen zu leisten.

Die Pflichteinlagen sind in bar zu erbringen und stellen keine Hafteinlage dar.

32



Entwurf ZL 20.03.2020

§ 4 Gesellschafterkonten

(1)

Die Kapitalbeteiligungen gemal § 3 Abs. 2 (nachfolgend ,Kapitalbeteiligungen® genannt)
sind fest. Sie werden auf unverzinsliche besondere Konten, die Kapitalkonten der Kom-
manditisten (,Kapitalkonto I), verbucht und bilden zusammen das Festkapital der Gesell-
schaft im Sinne dieses Vertrags. Sie kdnnen nur durch Anderung des Gesellschaftsver-
trags geandert werden. Die Kapitalbeteiligung reprasentiert im Rahmen der Vorschriften
dieses Gesellschaftsvertrags die Beteiligung der einzelnen Gesellschafter am Gesell-
schaftsvermdgen einschliellich der stillen Reserven und an einem etwaigen Auseinan-

dersetzungsguthaben.

Fur jeden Kommanditisten wird ferner ein Pflichteinlagenkonto eingerichtet (,Kapitalkon-
to 11), auf welchem die Pflichteinlagen gemall § 3 Abs. 3 gebucht werden und welches

unverzinslich ist.

Neben den Kapitalkonten | und Il flhrt die Gesellschaft ein unverzinsliches (gesamthan-
derisches) Ricklagenkonto. Weiter fiihrt die. Gesellschaft fiir jeden Gesellschafter ein un-

verzinsliches Verlustvortragskonto und ein unverzinsliches Privatkonto.

Auf dem Privatkonto werden die entnahmeféhigen Gewinnanteile und Entnahmen sowie
der weitere Zahlungsverkehr zwischen der Gesellschaft und dem jeweiligen Gesellschaf-
ter verbucht, soweit die‘Gewinnanteile nicht zum Ausgleich der Verlustvortragskonten zu

verwenden oder in das Ricklagenkonto einzustellen sind.

Auf dem gemeinschaftlichen Ricklagenkonto werden die gemaR § 14 Abs. 3 gebildeten
Rucklagen gutgeschrieben. Die Gesellschafterversammlung kann mit Zustimmung des
Aufsichtsrats beschliefen, dass ein Guthaben auf dem Ricklagenkonto ganz oder teil-
weise aufgeldst und.den Privatkonten der Kommanditisten im Verhaltnis ihrer Kapitalbe-

teiligungen gutgeschrieben wird, soweit kein Verlustvortrag besteht.

Verlustbeteiligungen werden den Gesellschaftern entsprechend §§ 13 und 14 Abs. 2 auf
den Verlustvortragskonten belastet. Diese Verlustvortragskonten besitzen keinen Darle-

henscharakter und werden nur durch zukinftige Gewinne ausgeglichen.

§ 5 Geschaiftsfithrung und Vertretung

(1)

Zur Geschaftsfihrung und zur Vertretung der Gesellschaft ist — vorbehaltlich der nachfol-

genden Bestimmungen — ausschlielich die

Versorger-Allianz 450 Verwaltungsgesellschaft mbH
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berechtigt und verpflichtet, die durch ihre Organe handelt. Sie hat die Geschafte mit der

Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu flhren.

Der oder die Geschéftsflihrer werden durch den Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Der
Aufsichtsrat bestimmt auch Uber die Anzahl der Geschaftsfihrer sowie deren Vergttung
und Versorgungszusagen. Er beschliel3t zudem Uber die Entlastung der Geschaftsfihrer.
SchlieBlich erlasst der Aufsichtsrat eine Geschaftsordnung fur die GeschaftsfiUhrung zur
Regelung der Verfahren und Zustandigkeiten innerhalb der Geschaftsfihrung. Der Auf-
sichtsrat kann die personlich haftende Gesellschafterin selbst und ihre Geschaftsfihrer
fur Rechtsgeschafte mit der Gesellschaft allgemein oder im Einzelfall von-den Beschran-
kungen des § 181 BGB befreien.

Die personlich haftende Gesellschafterin kann im Rahmen der Geschéftsflihrungsbefug-
nis grundsatzlich alle Handlungen vornehmen, die der gewohnliche Geschaftsbetrieb mit

sich bringt und die zur Erreichung des Gesellschaftszwecks erforderlich erscheinen.

Uber den gewodhnlichen Geschaftsbetrieb hinausgehende Geschéfte dirfen nur mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden. Dies gilt insbesondere flr

a) Investitionen, soweit die Verbindlichkeiten der Gesellschaft hieraus EUR 1 Mio. Uber-

steigen;

b) Aufnahme von Darlehen, Vereinbarung von Kreditlinien flir Kontokorrent- und Wech-
selkredite sowie' Anderung oder Beendigung einer solchen Vereinbarung, wenn sie im
Einzelfall jeweils EUR 5 Mio. oder insgesamt pro Geschaftsjahr EUR 10 Mio. Uberstei-

gen;

c) Gewahrung von Darlehen jeglicher Art an nicht verbundene Unternehmen oder sonsti-
ge dritte Personen, sofern ihr Umfang im Einzelfall oder insgesamt pro Geschéftsjahr
EUR 500.000,00 Ubersteigt;

d) Sicherheitsleistungen, Abgabe von Burgschaften und Garantien sowie Eingehung von
Wechselverbindlichkeiten, die im Einzelfall oder insgesamt pro Geschaftsjahr

EUR 5'Mio. Ubersteigen, mit Ausnahme der Ublichen die Gewahrleistungspflichten;

e) Abschluss, Anderung oder Beendigung von Vertragen (mit Ausnahme von Arbeitsver-
tragen, fur die lit. g) gilt), soweit sie die Gesellschaft fliir mehr als 5 Jahre binden oder
bei denen die jahrlichen Verpflichtungen der Gesellschaft aus dem Vertrag den Betrag

von jeweils EUR 1 Mio. Ubersteigen;
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f) Einfihrung einer nicht gesetzlich zwingend vorgeschriebenen Mitarbeiterbeteiligung,
insbesondere die EinrAumung von Optionsrechten auf Gesellschaftsanteile der Gesell-

schaft;

g) Abschluss und/oder Anderung von Dienstvertragen, die eine jahrliche Vergltung von
jeweils mehr als EUR 100.000,00 (brutto) vorsehen;

h) Erteilung oder Widerruf von Prokuren oder Generalhandlungsvollmachten;

i) Fuhrung jedes fiir die Gesellschaft wesentlichen Aktivprozesses (Streitwert gréRer als
EUR 500.000,00), sofern hiervon nicht lediglich das Inkasso von Forderungen, die aus

dem laufenden Geschéftsbetrieb resultieren, betroffen ist;
j) Weisungen an die Geschéftsflihrung;

k) Unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an anderen Unternehmen.in jeder Form und
deren Aufhebung, Anderung, VerauBerung oder Belastung, ferner der Erwerb und die
VerauRerung von Unternehmensteilen; die Bildung, Anderung oder Beendigung von
Interessensgemeinschaften; Grindung und Beendigung von Tochtergesellschaften
sowie Abschluss, Anderung und Beendigung von Gesellschaftsvertragen von Tochter-
gesellschaften. Der Zustimmungsbeschluss bedarf der einfachen Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen;

Die vorstehend aufgefuhrten Geschafte bedurfen keiner Zustimmung des Aufsichtsrats,
soweit sie in dem‘von dem Aufsichtsrat genehmigten jahrlichen Wirtschaftsplan enthalten

und konkret beschrieben sind.

Abweichend von vorstehendem Absatz (4) bedirfen die VerauRerung oder Belastung des
Gesellschaftsvermdgens als Ganzes oder zu einem wesentlichen Teil der Zustimmung
der Gesellschafterversammlung. Der Zustimmungsbeschluss bedarf einer Mehrheit von

90% der-abgegebenen Stimmen.

Die personlich haftende Gesellschafterin hat dem Aufsichtsrat spatestens einen Monat
vor Beginn eines neuen Geschéftsjahres fir die Gesellschaft eine betriebswirtschaftlichen
Grundsatzen entsprechenden Wirtschaftsplan (Investitions- und Finanzplan, Liquiditats-,
Umsatz- und Ergebnisplan sowie Personalplan, Plan-Bilanz sowie Plan-Gewinn und Ver-
lustrechnung) fir das neue Geschéaftsjahr zur Genehmigung vorzulegen. Sie hat den Auf-
sichtsrat regelmaRig, mindestens im Abstand von drei Monaten Uber die Einhaltung der

vorgelegten Unternehmensplanung zu informieren.

Darlber hinaus erstellt die Geschéaftsfiihrung eine mittelfristige Investitionsplanung als

nicht verbindliche Leitlinie fir den Wirtschaftsplan und legt ihn der Gesellschafterver-
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sammlung zur Genehmigung vor. Der Aufsichtsrat ist (ber diese mittelfristige Investiti-

onsplanung zu informieren.

(8) Die Geschaftsflihrung ist verpflichtet, Vorschlage fliir neue Investitionen, Produktverbes-
serungen oder zur Preisgestaltung zu entwickeln. Diese Verpflichtung besteht namentlich
dann, wenn Ricklagen gemaR § 14 Abs. 3 gebildet werden. Die Vorschlage und ihre er-
warteten Auswirkungen auf den JahreslUberschuss der Gesellschaft sind dem Aufsichtsrat
zuzuleiten. Die Geschaftsfiihrung wird dabei auch eine Priorisierung der vorgeschlagenen

Malnahmen vornehmen.

(9) Die personlich haftende Gesellschafterin erhalt alle Auslagen erstattet, die direkt oder in-
direkt durch die Geschaftsflihrung veranlasst sind, zuziglich etwa anfallender Umsatz-
steuer auf der Basis den steuerlichen Vorgaben entsprechender Belege. Auf Verlangen
hat die Gesellschaft Vorschuss zu leisten. DarUber hinaus erhalt sie eine jahrliche Haf-
tungsvergtitung von EUR 10.000,00.

§ 6 Aufsichtsrat, Zusammensetzung, Bestellung und Amtsdauer
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, deraus 12 Mitgliedern besteht.
(2) Die Bestellung von Mitgliedern in den Aufsichtsrat folgt den nachstehenden Grundsatzen:

a) Jeder Gesellschafter, der mindestens 10% der Kapitalbeteiligungen auf sich vereinigt,
ist berechtigt'und verpflichtet, fur jede volle 10% ein Mitglied in den Aufsichtsrat der

Gesellschaft zu entsenden.

b) Nach._vorstehendem lit. "a. dirfen durch einen Gesellschafter hdchstens

sechs Mitglieder insgesamt entsandt werden.

c) Mehrere Gesellschafter, die nicht einzeln, aber gemeinsam mindestens 10% der Kapi-
talbeteiligungen auf sich vereinigen, sind berechtigt, fir jede volle 10% ein Mitglied in

den Aufsichtsrat der Gesellschaft zu entsenden.

d) Der Verein ,Versorger-Allianz 450 e.V.“ ist berechtigt, zwei Mitglieder in den Aufsichts-

rat der Gesellschaft zu entsenden.

e) Die Entsendung erfolgt durch schriftliche Erklarung des bzw. der Gesellschafter ge-

genuber der Gesellschaft. In dieser Erklarung ist die entsandte Person zu benennen.

f) Die Ubrigen Mitglieder des Aufsichtsrats werden von der Gesellschafterversammlung

unter Ausschluss der Gesellschafter oder Gesellschaftergruppen, die bereits Mitglieder
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in den Aufsichtsrat nach lit. a. oder c. entsandt haben, gewahlt. Gewahlt sind die Per-

sonen, auf die die meisten Stimmen entfallen.

g) Gesellschafter, die im Sinne des § 15 AktG verbundenen sind, gelten als ein Gesell-

schafter nach den vorstehenden lit. a. bis einschlieflich lit. e.

Geschéftsfihrer der personlich haftenden Gesellschafterin, Abschlusspriifer der Gesell-
schaft sowie Personen, die im Unternehmen der Gesellschaft tatig sind, kdnnen nicht ent-

sandt bzw. gewahlt werden.

Die Amtsdauer des Aufsichtsrates betragt vier Jahre. Ist bis zum Ablauf der Amtsdauer
eines Aufsichtsratsmitgliedes dessen Nachfolger noch nicht entsandt.bzw. gewanhlt, so
verlangert sich die Amtsdauer des bisherigen Aufsichtsratsmitgliedes bis zur Entsendung
bzw. Neuwahl. Eine Wiederbestellung ist fir hdchstens zwei weitere Amtsperioden zulas-
sig.

Die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern ist jederzeit mdglich. Sie erfolgt durch
schriftliche Erklarung des bzw. der entsendenden Gesellschafter an die Gesellschaft bei
entsandten Mitgliedern und bei den Ubrigen Mitgliedern des Aufsichtsrats durch Be-
schluss der Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 50% der abgegebenen
Stimmen. Bei dieser Beschlussfassung haben die Gesellschafter, die Mitglieder in den
Aufsichtsrat entsandt haben, kein Stimmrecht. Jedes Aufsichtsratsmitglied ist berechtigt,
sein Amt nach schriftlicher Anzeige an den Aufsichtsratsvorsitzenden jederzeit mit einer
Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats ohne Angabe von Griinden nie-
derzulegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende hat die Gesellschafter und die anderen Mitglie-
der des Aufsichtsrats hiervon unverziglich in Kenntnis zu setzen. Abberufene oder aus
sonstigen Griinden vorzeitig ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder sind unverziglich un-
ter Anwendung der Regelungen in Abs. 2 zu ersetzen. Die Ersetzung erfolgt jeweils flr

den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes.

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte jeweils mit Mehrheit von 75% aller Mitglieder einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter und zwar fir die Amtszeit des gewahlten Aufsichts-
ratsmitgliedes. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter aus dem Amt aus, so

sind unverziglich Ersatzwahlen abzuhalten.

Ist der Aufsichtsrat nicht vollzahlig besetzt und gelingt es den Gesellschaftern nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach Aufforderung durch den Aufsichtsratsvorsitzen-
den, die fehlenden Aufsichtsratsmitglieder unter Berlcksichtigung der Regelungen in
Abs. 2 neu zu besetzen, so werden diese auf Antrag von Gesellschaftern, denen mindes-

tens 25% des Festkapitals der Gesellschaft gehéren, vom Aufsichtsrat selbst innerhalb
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einer Frist von einem Monat ab Zugang des Antrags mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen hinzu gewahlt (kooptiert). Der Antrag muss geeignete Personen benenn-

ten, aus deren Mitte der Aufsichtsrat seine Wahl trifft.

Soweit das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag nicht ausdriicklich etwas anderes
bestimmen, finden die aktienrechtlichen Vorschriften Uber den Aufsichtsrat auf den Auf-
sichtsrat keine Anwendung. Ebenso findet die Vorschrift des § 52 GmbHG auf den Auf-

sichtsrat keine Anwendung.

§ 7 Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats

(1)

Der Aufsichtsrat hat die Aufgabe, den geschéftsfiihrenden Gesellschafter und dessen
Geschéftsfihrer zu Gberwachen und zu beraten. Der Aufsichtsrat entscheidet insbeson-
dere Uber die ihm nach § 5 Abs. 2 und Abs. 3 zugewiesenen Angelegenheiten. Bei der
Erflllung seiner Aufgaben hat sich der Aufsichtsrat ohne Ansehung der Person der Ge-
sellschafter und/oder der Geschaftsfihrung allein davon leiten zu lassen, was nach sei-
nem pflichtgemalen Ermessen im Interesse der Gesellschaft und der Beteiligungsunter-

nehmen liegt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind zu allen Gesellschafterversammlungen einzuladen

und sollen hieran teilnehmen.

Der Aufsichtsrat_hat, soweit dies zur Erflllung seiner Aufgaben erforderlich oder zweck-
mafig ist, das Recht, sich jederzeit von den Angelegenheiten der Gesellschaft personlich
zu unterrichten, insbesondere die Handelsbicher und Papiere der Gesellschaft einzuse-
hen oder auf Kosten der Gesellschaft durch einen von ihm bestellten, gesetzlich zur Be-
rufsverschwiegenheit verpflichteten Sachverstéandigen der rechts-, wirtschafts- oder steu-
erberatenden Berufe einsehen oder prifen zu lassen. Die personlich haftende Gesell-
schafterin und deren Geschaftsfuhrer sind verpflichtet, dem Aufsichtsrat tGber alle Angele-
genheiten der.Gesellschaft, Uber ihre rechtlichen und geschéftlichen Beziehungen zu Be-
teiligungsunternehmen sowie Uber geschéftliche Vorgange bei diesen laufend bzw. an-
lassbezogen zu berichten und Auskunft zu erteilen sowie auf sein Verlangen zu den Sit-
zungen des Aufsichtsrats zu erscheinen. Insbesondere hat die Geschaftsfihrung dem
Aufsichtsrat unaufgefordert regelmafig tUber die Entwicklung der Umsatze, der Ertragsla-
ge, der Liquiditat und Uber besondere Entwicklungen der Gesellschaft und der Beteili-

gungsunternehmen zu berichten.

Die vorstehend aufgeflihrten Rechte stehen dem Aufsichtsrat als Gesellschaftsorgan zu.

Einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats kdnnen diese Rechte im Namen des Aufsichtsrats
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auslben, wenn sie hierzu vom Aufsichtsrat autorisiert werden. Der Aufsichtsrat muss von
der Geschéaftsfuhrung Auskunft zu bestimmten Fragen verlangen, wenn wenigstens zwei
seiner Mitglieder dies wiinschen. Diese Auskunftsrechte kdnnen aber nur dergestalt aus-
gelbt werden, dass ein entsprechender Bericht an den Aufsichtsrat selbst und nicht nur

an einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats verlangt wird.

Die Gesellschafter werden vom Aufsichtsrat mindestens halbjahrlich im Rahmen des Be-
richtswesens der Gesellschaft schriftlich Uber die Angelegenheiten der Gesellschaft und

der Beteiligungsunternehmen informiert.

Soweit dem Aufsichtsrat in diesem Gesellschaftsvertrag Kompetenzen tibertragen wer-
den, treten diese — soweit gesetzlich zulassig — an die Stelle entsprechender Kompeten-
zen der anderen Organe, insbesondere der Gesellschafterversammlung. Die Gesellschaf-
terversammlung kann durch Beschluss, der mit Mehrheit.von‘90% aller Stimmen der ge-
samten Kapitalbeteiligungen zu fassen ist, jedoch Kompetenzen des Aufsichtsrats an sich

ziehen und selbst Gber den Beschlussgegenstand entscheiden.

§ 8 Vergiitung, Haftung, Entlastung

(1)

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten fiir jedes volle Geschéftsjahr ihrer Zugehdrigkeit
zum Aufsichtsrat eine‘Vergutung, deren Hohe durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung flr jedes Geschéaftsjahr im Vorhinein festgelegt wird und die insbesondere den
notwendigen Zeitaufwand der Mitglieder fur die Aufsichtsratstatigkeit berticksichtigen soll.
Die Vergltung soll grundsatzlich flr alle Aufsichtsratsmitglieder gleich hoch sein, mit
Ausnahme der Vergiitung fiir den” Aufsichtsratsvorsitzenden, der einen Zuschlag fiir den
mit.seiner Funktion-verbundenen erhdhten Aufwand und Einsatz erhalten soll. Aufsichts-
ratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht wahrend eines vollen Geschéftsjahres angehd-
ren, erhalten die Vergutung entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehdrigkeit. Die
Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller erforderlichen Auslagen sowie die

ggf. auf ihre'Vergutungen und auf ihre Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer.

Im Falle von Pflichtverletzungen haben die Aufsichtsratsmitglieder nur Vorsatz und grobe

Fahrlassigkeit zu vertreten.

Uber die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird alljahrlich auf der ordentlichen

Gesellschafterversammlung Beschluss gefasst.
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§ 9 Innere Ordnung des Aufsichtsrats

(1)

Der Aufsichtsrat tritt zusammen, so oft es die Erfillung seiner Aufgaben erfordert. Er soll
in der Regel vierteljahrlich, er muss einmal im Kalenderhalbjahr einberufen werden. Wei-
ter ist der Aufsichtsrat einzuberufen, wenn eines seiner Mitglieder, die personlich haften-
de Gesellschafterin oder einer ihrer Geschaftsflhrer dies schriftlich unter Angabe des

Zwecks und der Grinde verlangen.

Der Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden oder —.in dessen Auftrag —
von der personlich haftenden Gesellschafterin unter Angabe der Tagesordnung einberu-
fen und vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats, im Verhinderungsfalls.von.seinem Stellver-
treter, geleitet. Zwischen der Absendung der Einladung-und dem Sitzungstag soll eine
Frist von zwei Wochen liegen; der Tag der Absendung und der Sitzungstag werden hier-
bei nicht mitgerechnet. In dringenden Fallen kann der Einberufende die Frist in angemes-
senem Umfang abkirzen. Die Einladung kann schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder auf

anderem elektronischen Wege erfolgen.

Die Beschlussfassung Uber einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einladung
nicht enthalten war, ist nur zulassig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats der Beschluss-
fassung widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Ge-
legenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden der Sitzung zu bestimmenden ange-
messenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich ab-
zugeben. Ein Beschluss wird in einem solchen Fall erst wirksam, wenn die abwesenden
Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der Frist der Beschlussfassung nicht widersprochen ha-

ben.

Beschlisse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung
des Vorsitzenden kann der Aufsichtsrat — vorbehaltlich abweichender zwingender gesetz-
licher Vorschriften — auch im Wege der schriftlichen, fernschriftlichen, telegraphischen,
elektronischen (per E-Mail) oder fernmiindlichen Abstimmung Beschliisse fassen, wenn
kein Mitglieddiesem Verfahren binnen einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden ange-
messenen Frist widerspricht. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder kénnen an Beschluss-
fassungen dadurch teilnehmen, dass sie ihre schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes

Aufsichtsratsmitglied tberreichen lassen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens 75% der ihm im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung angehdrenden Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen; bei Be-
schlissen im Umlaufverfahren gemal Abs. 3 gilt diese Bestimmung entsprechend. Ein

Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich bei der Abstim-
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mung der Stimme enthalt. Der Beschlussfahigkeit steht nicht entgegen, dass dem Auf-
sichtsrat weniger Mitglieder als die durch diesen Gesellschaftsvertrag festgelegte Zahl

angehoren.

(5) Die Beschlisse des Aufsichtsrats bedirfen, soweit das Gesetz, dieser Gesellschaftsver-
trag oder eine Geschaftsordnung fiir den Aufsichtsrat nicht etwas anderes bestimmt, der
einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Dabei gilt die Stimmenthaltung nicht als
Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats
den Ausschlag. Dem stellvertretenden Vorsitzenden steht das Recht zum Stichentscheid
nicht zu. Bei Beschlissen im Umlaufverfahren nach vorstehendem Abs.3 gelten diese

Bestimmungen entsprechend.

(6) Uber jede Sitzung des Aufsichtsrats ist zu Beweiszwecken eine Niederschrift anzuferti-
gen, die von dem Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift Gber
Beschllsse, die im Umlaufverfahren gefasst werden; hat der Vorsitzende des Aufsichts-
rats zu unterzeichnen. Jedem Aufsichtsratsmitglied ist eine Sitzungsniederschrift bzw. ei-
ne Beschlussniederschrift in Abschrift zuzusenden. Die Wirksamkeit der Beschlussfas-

sung ist von der Einhaltung dieser Bestimmungen jedoch nicht abhangig.

(7) Die Abgabe von Erklarungen des Aufsichtsrats, die zur Durchfiihrung von Aufsichtsrats-
beschlissen erforderlich, sind, sowie die Vertretung des Aufsichtsrats gegenuber Dritten,
gegenuber der Gesellschaft und gegentber deren persénlich haftender Gesellschafterin
obliegt dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Bei Gefahr in Verzug kann der Vorsitzende
auch ohne Beschluss der Aufsichtsratsmitglieder die in diesem Vertrag dem Aufsichtsrat
eingerdumte Rechte ausiiben und die hierzu erforderlichen Erklarungen abgeben. Er hat
jedoch in diesem Fall die Ubrigen Aufsichtsratsmitglieder unverztiglich zu unterrichten und

die Grinde fur die Unaufschiebbarkeit der Entscheidung darzulegen.

(8) Im Ubrigen kann sich der Aufsichtsrat im Rahmen von Gesetz und Gesellschaftsvertrag
eine‘Geschéftsordnung (Aufsichtsratsordnung) zur Regelung seiner inneren Ordnung ge-

ben.

§ 10 Gesellschafterversammlungen

(1) Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet jahrlich einmal innerhalb der ersten
sechs Monate eines Geschéaftsjahres statt. Eine aulerordentliche Gesellschafterver-
sammlung ist einzuberufen, wenn die personlich haftende Gesellschafterin, ein Mitglied
des Aufsichtsrats oder Gesellschafter, die allein oder zusammen mindestens 10% des

Festkapitals der Gesellschaft halten, dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der
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Grinde verlangen. Wird die Gesellschafterversammlung nicht innerhalb von zwei Wochen
nach dem ordnungsgemaf gestellten Verlangen einberufen, so kénnen das Aufsichts-
ratsmitglied bzw. die das Verlangen stellenden Gesellschafter unter Mitteilung des Sach-
verhalts die Einberufung und Ankiindigung selbst bewirken. Die Bestimmungen des nach-

folgenden Abs. 2 gelten entsprechend.

Zu den Gesellschafterversammlungen Iadt die persénlich haftende Gesellschafterin durch
ihre Geschéftsflhrer in vertretungsberechtigter Zahl unter Wahrung<einer Ladungsfrist
von zwei Wochen ein. Dabei ist der Tag der Absendung und der Tag der Gesellschafter-
versammlung nicht mitzuzahlen. Die Ladung muss unter Ankiindigung des Zeitpunkts,
des Orts, der Tagesordnung und — bei der Einladung zur ordentlichen‘Gesellschafterver-
sammlung, sofern gem. § 12 Abs. 3 noch nicht erfolgt= unter Ubersendung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts und der jeweiligen Berichte‘der Abschlussprifer — er-
folgen. Sie hat zudem schriftlich zu erfolgen. Die Tagesordnung ist zu erganzen, wenn
dies durch einen Gesellschafter rechtzeitig, mindestens jedoch eine Woche vor dem Ter-
min der Gesellschafterversammlung schriftlich beantragt wird. Soweit eine auerordentli-
che Gesellschafterversammlung, z. B. ‘auf Verlangen eines Aufsichtsratsmitglieds oder
von Gesellschaftern gemal Abs. 1 Satz 2, einzuberufencist, sind in der Einladung die ge-

nannten Grunde fir das Einberufungsverlangen mitzuteilen.

Die Gesellschafterversammlung findet. am Sitz der Gesellschaft oder auf Beschluss der
Gesellschafter, der vor der betreffenden Gesellschafterversammlung zu fassen ist, an ei-
nem beliebigen anderen Ort in Deutschland statt. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats fiihrt
den Vorsitz der Gesellschafterversammlung, ersatzweise sein Stellvertreter. Der Vorsit-
zende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegen-
stdnde sowie die Art. der Abstimmung. Er kann zu der Gesellschafterversammlung auch
Sachverstandige und Auskunftspersonen sowie Abschlussprifer und/oder Steuerberater
der Gesellschaft zuziehen, soweit er deren Teilnahme bzw. Anhérung zur Unterrichtung

der Gesellschafter fur sinnvoll halt.

Uber die Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsit-
zende zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag der Versamm-
lung, die Teilnehmer, die Gegenstédnde der Tagesordnung, alle Antrage und die Ergeb-
nisse der Abstimmungen sowie die Gesellschafterbeschlisse aufzunehmen. Jedem Ge-
sellschafter ist unverziglich eine Abschrift der Niederschrift zuzuleiten. Die Wirksamkeit
der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung ist von der Einhaltung der vorste-

henden Bestimmungen jedoch nicht abhangig.
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(5) Ein Gesellschafter kann in der Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesellschafter
oder durch ein Mitglied des Aufsichtsrats vertreten werden. Andere Personen kénnen
durch Beschluss der Gesellschafterversammlung als Vertreter oder Beistand zugelassen
werden, sofern es sich bei ihnen um Angehorige der rechts-, steuer- oder wirtschaftsbera-
tenden Berufe handelt, die gesetzlich zur Berufsverschwiegenheit verpflichtet sind oder
um einen Mitarbeiter des Gesellschafters handelt. Der Bevollmachtigte hat eine schriftli-

che Vollmacht vorzulegen, die zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen ist.

(6) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn Gesellschafter, die alleine oder
zusammen mehr als 50% des Festkapitals der Gesellschaft halten, zu Sitzungsbeginn
anwesend oder vertreten sind. Ist die Gesellschafterversammlung beschlussunfahig, hat
die personlich haftende Gesellschafterin unter Beachtung der in Abs.2 festgelegten
Form- und Fristvorschriften zu einer neuen Gesellschafterversammlung mit derselben
Tagesordnung einzuladen, die ohne Ricksicht auf die Zahl der erschienenen oder vertre-
tenen Gesellschafter beschlussfahig ist. Hierauf ist in.der Einladung hinzuweisen. Die
Gesellschafterversammlung ist in jedem Fall ohne Riicksicht auf die Beachtung von Frist-
und Formvorschriften beschlussfahig, wenn alle. Gesellschafter erschienen sind und mit
der Abhaltung der Versammlung sowie der Fassung von Beschllissen einverstanden

sind.

(7) In der ordentlichen Gesellschafterversammlung hat die persdnlich haftende Gesellschaf-
terin Uber die wirtschaftliche Lage des .Unternehmens und seiner Beteiligungsgesellschaf-
ten, den allgemeinen Gang der Geschafte, insbesondere im abgelaufenen Geschéftsjahr,
die beabsichtigte kiinftige Geschéaftspolitik und andere Fragen der kiinftigen Geschafts-
fuhrung.zu berichten. Auf Wunsch einzelner Gesellschafter sind der Jahresabschluss und
der Konzernabschluss sowie die Wahrnehmung der Bilanzierungs- und Bewertungsrechte

naher zu erlautern.

§ 11 Gesellschafterbeschliisse

(1) Beschlisse der Gesellschafter werden grundsatzlich in Gesellschafterversammlungen ge-
fasst. Mit Zustimmung der einfachen Mehrheit aller Stimmen der gesamten Kapitalbeteili-
gungen oder wenn sich alle Gesellschafter ohne ausdricklichen Widerspruch an den
nachfolgenden Verfahren durch Stimmabgabe oder durch ausdriickliche Stimmenthaltung
beteiligen, kénnen Beschlliisse — vorbehaltlich abweichender zwingender gesetzlicher
Vorschriften — auch schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder auf anderem elektronischem

Wege gefasst werden. Die Nichtbeantwortung der Aufforderung zur schriftlichen Stimm-
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abgabe innerhalb der vom Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung gesetzten Frist,
die eine Woche nicht unterschreiten darf, gilt als Ablehnung der Beschlussfassung auf

diesem Wege. Das Abstimmungsergebnis ist allen Gesellschaftern schriftlich mitzuteilen.

(2) Zur Beschlussfassung der Gesellschafter ist die einfache Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erforderlich und genltigend, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften o-

der dieser Vertrag etwas anderes bestimmen.

(3) Die Gesellschafter sind auch in eigenen Angelegenheiten stimmberechtigt, es sei denn,
dass ihre Entlastung, ihre Befreiung von einer Verbindlichkeit, die Einleitung oder die Er-
ledigung eines Rechtsstreits der Gesellschaft mit ihnen Gegenstand der Beschlussfas-
sung ist; insoweit gilt § 47 Abs. 4 GmbHG entsprechend. Stimmenthaltungen gelten als

nicht abgegebene Stimmen.

(4) Abgestimmt wird nach Festkapitalbeteiligungen:<Je EUR 1,= Kapitaleinlage (Festkapital-

beteiligung) gewahren eine Stimme.

(5) Zu folgenden und zu den weiteren in.diesem Gesellschaftsvertrag ausdricklich (unter
Nennung der entsprechenden Mehrheit) genannten Beschliissen ist eine Mehrheit von

90 % aller Stimmen der gesamten Kapitalbeteiligungen.erforderlich und gentigend:
a) Erhéhung und Herabsetzung des Gesellschaftskapitals
b) Anderungen des Gesellschaftsvertrages;
c) Aufldsung der Gesellschaft und Fortsetzung der Gesellschaft nach Auflésung;
d) Zustimmung zur VerauRerung von Gesellschaftsbeteiligungen;

e) Beschlusse Uber eine Umwandlung der Gesellschafti. S. d. § 1 UmwG (Verschmel-
zung, Spaltung, Vermogensibertragung, Formwechsel). Gleiches gilt fir die Festle-

gung der Einzelheiten der kiinftigen Rechtsform.

(6) Die Unwirksamkeit eines Gesellschafterbeschlusses kann nur binnen zwei Monaten seit
Zugang des Protokolls (§ 10 Abs. 4) bzw. seit Zugang der Mitteilung des schriftlichen Ab-
stimmungsergebnisses (§ 11 Abs. 1) geltend gemacht werden. Nach Ablauf der Frist gilt

ein etwaiger Mangel als geheilt.

§ 12 Jahresabschluss

(1) Die Geschéaftsfuhrung hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) sowie den Lagebericht fir das vorangegan-

gene Geschaftsjahr unter Beachtung der handelsrechtlichen Grundsatze ordnungsgema-
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Rer Buchfiihrung und Bilanzierung und der Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrags

aufzustellen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Gesellschaft sind unverzliglich nach ihrer
Aufstellung von einem Wirtschaftsprifer oder einer Wirtschaftsprifergesellschaft zu pru-
fen. Der Abschlussprifer wird von der Gesellschafterversammlung auf Vorschlag des

Aufsichtsrats gewahlt.

Die Geschéftsfiihrung hat sodann den gepriiften Jahresabschluss nebst den Priifungsbe-
richten umgehend nach Fertigstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der Aufsichtsrat soll
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Vorlage schriftlich zum Jahresabschluss Stel-

lung nehmen.

Die Geschaftsfuhrung hat den Jahresabschluss (nebst Lagebericht) und den Prifungsbe-
richt samtlichen Gesellschaftern spatestens mit der Einladung zur ordentlichen Gesell-
schafterversammlung zusammen mit einer etwaigen Stellungnahme des Aufsichtsrats zu

Ubermitteln.

Die Gesellschafterversammlung beschlie3t in der ordentlichen Gesellschafterversamm-

lung Uber die Feststellung des Jahresabschlusses.

§ 13 Jahresiiberschuss und Jahresfehlbetrag

An einem Jahrestberschuss sowie an einem Jahresfehlbetrag nehmen die Gesellschafter im

Verhaltnis ihrer Kapitalbeteiligungen teil, ohne dass wegen der Teilnahme am Jahresfehlbetrag

eine Nachschussverpflichtung begrindet oder die Beschrankung der Kommanditistenhaftung

aufgehoben wiirde.

§ 14 Gewinn-und Verlustverteilung

(1)

Der sich aus' dem festgestellten Jahresabschluss ergebende entnahmefahige Gewinn
wird vorbehaltlich der Regelung in Abs. 3 auf die Privatkonten der Kommanditisten im

Verhaltnis ihrer Festkapitalbeteiligung verteilt.

Ein etwaiger Jahresfehlbetrag ist zunachst durch Auflésung des Ricklagenkontos zu de-
cken. Die ggf. verbleibenden Verlustanteile sind auf den Verlustvortragskonten zu verbu-
chen. Solange bei einem Gesellschafter Verluste auf Verlustvortragskonten gebucht sind,
wird dessen Beteiligung am Jahresuberschuss in den Folgejahren dem Verlustvortrags-

konto gutgeschrieben, bis dieses ausgeglichen ist.
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(3) Soweit der Jahresliberschuss nicht zum Ausgleich von etwaigen Verlusten auf den Ver-
lustvortragskonten zu verwenden ist, gilt Folgendes: Im Rahmen der Erstellung des Jah-
resabschlusses wird der Abschlussprifer durch die Geschéftsfiihrung beauftragt, zu er-

mitteln, ob der Jahreslberschuss folgenden Schwellenwert Gberschreitet:

Betrag der jahrlichen Verzinsung des eingesetzten Kapitals der Gesellschafter
(Haftkapital zuztglich Pflichteinlagen) mit dem von der Bundesnetzagentur fir
das jeweilige Geschaftsjahr fiir die Eigenkapitalverzinsung eines Verteilernetz-

betreibers verdffentlichten Zinssatz (Neuanlagen - derzeit 6;91% p.a.)

+ | angemessener Risikozuschlag flr den Telekommunikationsmarkt von 2%

= | Schwellenwert

Der Jahresiberschuss steht den Gesellschaftern anteilig zu, bis der Schwellenwert erreicht
ist. Bei Uberschreitung des Schwellenwerts sind Jahresiiberschiisse solange den Privatkonten
der Gesellschafter anteilig gutzuschreiben, bis eine etwa fehlende Verzinsung des eingesetz-
ten Kapitals auch fir vorangegangene Geschéaftsjahre - wie aus der vorstehenden Tabelle er-
sichtlich - ausgeglichen ist. Der darliber hinausgehende, dann noch verbleibende Jahresuber-

schuss wird in die gesamthanderisch gebundene Ricklage eingestellit.

§ 15 Entnahmen

Jeder Kommanditist kann zu Lasten seines Privatkontos, § 4 Abs. 4, etwaige Guthaben,
mindestens aber diejenigen Betrage entnehmen, die er zur Zahlung der personlichen Steuern
und o6ffentlichen Abgaben einschlief3lich der Vorauszahlungen bendtigt, soweit diese Steuern
und. Abgaben auf seine Beteiligung an der Gesellschaft und samiliche Einklnfte daraus
entfallen. Das Entnahmerecht flir Steuern und Abgaben entsteht eine Woche bevor die
Zahlungen oder Vorauszahlungen fallig werden. Fir das Entnahmerecht wird ein pauschaler
Steuersatz von 30% angewendet. Sollte es zu einer Nachversteuerung im Sinne von § 34 a
EStG kommen, besteht insoweit kein Entnahmerecht des jewelligen Gesellschafters. Die
Gesellschafter verpflichten sich, die Thesaurierungsoption gemaf § 34 a EStG nur einheitlich
auszuiben. Die Gesellschafter beschlieen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen

Uber die Auslibung dieser Option.

16

46



Entwurf ZL 20.03.2020

§ 16 Verfiigung iiber Kommanditbeteiligungen

Die Ubertragung und die Belastung einer Beteiligung an der Gesellschaft sowie von Teilen

hiervon, insbesondere die Bestellung eines Niel3brauchs oder Verpfandung, die Begriindung

einer Treuhand sowie die Einrdumung einer Unterbeteiligung bedlrfen der Zustimmung der

Gesellschafterversammlung durch Gesellschafterbeschluss. Der Beschluss bedarf der Mehr-

heit von 90 % der abgegebenen Stimmen. Zustimmungsfrei sind Ubertragungen und sonstige

Maflnahmen nach Satz 1 an bzw. zu Gunsten von gemal § 15 AktG mit dem Veraullerer ver-

bundene Unternehmen.

§ 17 Vorerwerbsrecht

(1)

Fir den Fall, dass ein Gesellschafter beabsichtigt, seine Beteiligung an der Gesellschaft
mit oder ohne Gegenleistung zu veraufliern, sind die Ubrigen Gesellschafter (nachstehend

,Vvorerwerbsberechtigte“), zum Vorerwerb berechtigt.

Das Vorerwerbsrecht steht den Vorerwerbsberechtigten in dem Verhaltnis ihrer Kapitalbe-
teiligung untereinander zu. Soweit ein Vorerwerbsberechtigter von seinem Vorerwerbs-
recht nicht oder nicht fristgerecht Gebrauch macht, steht dies den Gbrigen Vorerwerbsbe-

rechtigten im Verhaltnis ihrer Kapitalbeteiligung untereinander zu.

Der Ubertragungswillige Gesellschafter hat den beabsichtigten Vertrag mit dem Erwerber
unverziglich samtlichen. Vorerwerbsberechtigten vorzulegen (nachstehend ,,VerauRe-
rungsanzeige“). Soweit die. Gegenleistung nicht im Geld besteht, ist die Gegenleistung
sowie deren Verkehrswert anzugeben; auf Anforderung des Vorerwerbsberechtigten ist
auf Kosten.des Ubertragungswilligen Gesellschafters ein Gutachten tber den Verkehrs-
wert der Gegenleistung einzuholen und beizufligen. Soweit keine Gegenleistung vorge-
sehen ist, ist fur die Zwecke des Vorerwerbs die Einziehungsvergitung gemafl § 20
mafgeblich. Das Vererwerbsrecht kann nur bis zum Ablauf eines Monats ab Zugang der
Veraullerungsanzeige durch schriftliche Erklarung gegenuber dem verduRRerungswilligen
Gesellschafter ausgeuibt werden. Nicht oder nicht fristgerecht ausgetibte Vorerwerbsrech-
te sind von den weiteren Vorerwerbsberechtigten innerhalb einer Frist von zwei Wochen
nach schriftlicher Mitteilung des Ubertragungswilligen Gesellschafters, dass Vorerwerbs-

rechte nicht ausgetbt wurden, auszulben.

Ein Vorerwerbsberechtigter kann sein Vorerwerbsrecht nur in Bezug auf die gesamte Be-
teiligung ausuben, fir die ihm gemal Abs. 2 ein Vorerwerbsrecht zusteht. Nicht unter al-
len Vorerwerbsberechtigten aufteilbare Spitzenbetrage stehen demjenigen Vorerwerbsbe-

rechtigten zu, der sein Vorerwerbsrecht als Erster ausgeuibt hat.
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Falls Gesellschaftsbeteiligungen aufgrund des Vorerwerbsrechts von Vorerwerbsberech-
tigten erworben werden, ist die fiir die Ubertragung gemaR § 16 Satz 1 erforderliche Zu-
stimmung zu erteilen. Falls das Vorerwerbsrecht nicht oder nicht fristgerecht entspre-
chend den vorstehenden Regelungen ausgelbt wird, ist der Ubertragungswillige Gesell-
schafter berechtigt, die Gesellschaftsbeteiligung zu den in der Veraulierungsanzeige ge-
nannten oder zu fir den dritten Erwerber unginstigeren Bedingungen zu veraufiern, vor-

behaltlich der Zustimmung der Gesellschafterversammlung nach § 16.

Das Vorerwerbsrecht gilt nicht bei Verauerung an gemal § 15 AktG mit dem Veraulierer

verbundene Unternehmen.

§ 18 Dauer der Gesellschaft, Kiindigung

(1)
(2)

Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Eine ordentliche Kiindigung ist fiir die Dauer der erstmaligen Erteilung der Nutzungsrech-
te fUr die 450 MHz- Mobilfunk- Frequenz ausgeschlossen. Jeder Gesellschafter kann die
Gesellschaft mit einer Frist von drei Monaten zum Ende’ der erstmaligen Erteilung der
Nutzungsrechte fir die 450 MHz-Mabilfunk-Frequenz kiindigen. Das Recht zur Kiindigung

aus wichtigem Grund bleibt. unberihrt.

Jeder Gesellschafter-hat ein Sonderktindigungsrecht fiir den Fall, dass er den Joint Ven-
ture Vertrag und.Gesellschaftervereinbarung vom heutigen Tag (Anlage 1) in der jeweils
glltigen Fassung nach den dortigen Regelungen in lit. D. § 2 Abs. 3 kiindigt oder geman
lit. B. § 1 Abs. 8 automatisch ausscheidet. Die Kiindigung hat zeitgleich mit der Kindi-
gung des Joint Venture Vertrags und Gesellschaftervereinbarung bzw. mit der Erklarung,

die zum Ausscheiden fihrt, zu erfolgen.

Jeder andere Gesellschafter kann sich innerhalb von vier Wochen nach Zugang des Kin-
digungsschreibens gemal Abs. 2 durch schriftliche Erklarung gegentber der personlich

haftenden Gesellschafterin der Kiindigung anschlieRen.

Kindigungen bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Sie sind an die geschéaftsfih-
rende Gesellschafterin zu richten. Die geschaftsfihrende Gesellschafterin hat die Gbrigen
Gesellschafter unverziglich Gber die Kiindigung und den Tag des Zugangs zu informie-

ren.

Im Falle einer oder mehrerer Kiindigung(en) nach Abs. 2 und/oder Abs. 3 oder im Falle
einer oder mehrerer Anschlusskindigung(en) nach Abs. 4 kénnen die Ubrigen Gesell-

schafter mit einer Mehrheit von 75% der abgegebenen Stimmen innerhalb einer Frist von
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vier Wochen nach Eingang der Kiindigung bei der geschéftsfilhrenden Gesellschafterin
die Liquidation der Gesellschaft beschliellen. Der bzw. die Gesellschafter, die gekindigt
und/oder eine Anschlusskiindigung ausgesprochen haben, nehmen in diesem Fall abwei-

chend von § 19 an der Liquidation teil.

Fir jeden Fall der erneuten Erteilung der Nutzungsrechte fir die 450 MHz - Mobilfunk-
Frequenz gelten die Bestimmungen der vorstehenden Absatze 2 bis einschliel3lich 6 flr
diejenigen Gesellschafter entsprechend, die von lhrem Recht zur Kiindigung bzw. zur An-

schlusskiindigung keinen Gebrauch gemacht haben.

§ 19 Ausscheiden eines Gesellschafters

(1)

Durch die Kiindigung eines Gesellschafters, durch die Kiindigung eines Privatglaubigers
eines Gesellschafters oder durch die Eroffnung des Insolvenzverfahrens lber das Ver-

mdgen eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgel6st.

Der Gesellschafter, der selbst oder dessen Privatglaubiger gekindigt hat oder Gber des-
sen Vermdgen das Insolvenzverfahren erdffnet wurde, scheidet auf den Tag des Wirk-
samwerdens der Kundigung bzw. des Eintritts der Rechtskraft des Beschlusses Uber die
Eréffnung des Insolvenzverfahrens aus der. Gesellschaft aus; der Erdffnung des Insol-
venzverfahrens steht die Ablehnung der Eroffnung mangels Masse sowie die Beantra-
gung der Eroffnung eines Insolvenzverfahrens durch den betroffenen Gesellschafter
gleich. Vorstehender Satz 1 gilt nicht, wenn der Kommanditbeteiligung des betreffenden
Kommanditisten mit dem Eintritt eines der vorgenannten Ereignisse einer Person mit
dinglicher Wirkung unmittelbar zu Eigentum zufallt, die die Kommanditbeteiligung nach
§ 16 und 17 Abs. 6 zustimmungsfrei erwerben kdnnte. In diesem Fall steht dem betroffe-

nen Kommanditisten — soweit gesetzlich zuldssig — auch keinerlei Abfindungsentgelt zu.

Dariber hinaus kann ein Gesellschafter durch Beschluss der Gesellschafterversammlung
mit einer Mehrheit von 90% der abgegebenen Stimmen aus der Gesellschaft ausge-
schlossen. werden, wenn in seiner Person ein wichtiger Grund i. S. d. §§ 133, 140 HGB
gegeben ist. Bei der Beschlussfassung uUber den Ausschluss hat der betroffene Gesell-
schafter kein Stimmrecht. Ist aus einem solchen Grund auf Auflésung der Gesellschaft
geklagt worden (§ 133 HGB), so scheidet der Gesellschafter, in dessen Person der wich-
tige Grund vorliegt, mit der Rechtskraft des Urteils, das auf die Auflésung erkennt, aus der

Gesellschaft aus.

Der Beschluss Uber eine AusschlieBung gemaf vorstehendem Abs. 3 wird durch schriftli-

che Mitteilung durch die persénlich haftende Gesellschafterin an den betroffenen Gesell-
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schafter wirksam. Der Beschluss ist so lange als wirksam zu behandeln, bis seine Un-

wirksamkeit rechtskraftig festgestellt wird.

In allen Fallen, in denen ein Gesellschafter gemal den Bestimmungen dieses Vertrags
aus der Gesellschaft ausscheidet, wird die Gesellschaft von den Ubrigen Gesellschaftern
unter der bisherigen Firma fortgesetzt. Die Gesellschaftsbeteiligung des ausscheidenden
Gesellschafters (einschliellich der Beteiligung auf dem Ricklagenkonto sowie unter Ein-
schluss der Salden auf Privat- und Kapitalkonto) geht — soweit sich nicht aus diesem Ver-
trag etwas anderes ergibt — auf die verbleibenden Gesellschafter im Verhaltnis ihrer Fest-
kapitalbeteiligung Uber. Der ausscheidende Gesellschafter erhalt — soweitin diesem Ver-
trag nichts anderes bestimmt ist — eine Abfindung nach § 21;.an schwebenden Geschaf-
ten wird der ausscheidende Gesellschafter nicht mehr beteiligt (Ausschiuss von § 740
BGB).

Statt der AusschlieBung kann die Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 90%
der abgegebenen Stimmen (wobei der betroffene Gesellschafter wiederum nicht stimm-
berechtigt ist) beschlielen, dass die’ Gesellschaftsbeteiligung des betroffenen Gesell-
schafters ganz oder teilweise auf eine oder mehrere Personen abzutreten ist. In diesen
Fallen ist der betroffene Gesellschafter verpflichtet, seine Gesellschaftsbeteiligung unver-
ziglich gemal dem gefassten Beschluss gegen Zahlung des Abfindungsguthabens nach
§ 21 abzutreten. Die personlich haftende Gesellschafterin wird bevollméchtigt, die Abtre-
tung vorzunehmen. Das Recht zum Ausschluss des betroffenen Gesellschafters bleibt

unberihrt.

Die Ubernehmende Person ist verpflichtet, die Gesellschaft von dem Anspruch des Aus-
scheidenden. auf Zahlung einer Abfindung nach § 21 in Hohe des Teils freizustellen, der

dem von ihm tbernommenen Teil der Kapitalbeteiligung des Ausscheidenden entspricht.

Fur den-Fall von VerstéRen gegen wesentliche Regelungen des Joint Venture Vertrages
und.Gesellschaftervereinbarung (Anlage 1) in der jeweils giltigen Fassung kann die Ge-
sellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 90 % der abgegebenen Stimmen den
Ausschluss des betroffenen Gesellschafters beschlieRen. Bei der Beschlussfassung tber
den Ausschluss hat der betroffene Gesellschafter kein Stimmrecht. Gleiches gilt fir den
Fall, dass der Gesellschafter nicht mehr Partei des Joint Venture Vertrags und Gesell-

schaftervereinbarung ist.

Ein ausscheidender Gesellschafter kann weder Befreiung von noch Sicherheitsleistung
fur Gesellschaftsverbindlichkeiten verlangen. Die Gesellschaft steht ihm jedoch dafur ein,

dass er fur Gesellschaftsverbindlichkeiten nicht in Anspruch genommen wird.

20

50



Entwurf ZL 20.03.2020

§ 20 Auflésung der Gesellschaft

(1)

Wird die Auflésung der Gesellschaft beschlossen, so nehmen auch solche Gesellschafter
am Liquidationsverfahren teil, die bei Fassung des Auflésungsbeschlusses bereits ge-

kiindigt haben, aber noch nicht aus der Gesellschaft ausgeschieden sind.

Liquidator ist die personlich haftende Gesellschafterin. Durch Beschluss der Gesellschaf-
terversammlung kénnen andere Personen zu Liquidatoren bestellt oder der personlich

haftenden Gesellschafterin weitere Liquidatoren beigegeben werden.

Liquidationsgewinne und -verluste sind im Verhaltnis der Kapitalbeteiligung unter die Ge-
sellschafter zu verteilen. Eine Haftung der Kommanditisten flr Fehlbetrage wird dadurch

nicht begriindet.

§ 21 Abfindungsguthaben

(1)

Ein Gesellschafter, der aus der Gesellschaft ausscheidet, erhalt als Abfindung den Anteil
am Verkehrswert der Gesellschaft zum Zweitpunkt seines Ausscheidens, der seiner Be-
teiligungsquote entspricht. Dabei ist der Verkehrswert der Gesellschaft nach dem Er-

tragswertverfahren (IDWS 1) zu bestimmen.

Kénnen sich der Abfindungsberechtigte und die Gesellschaft als Abfindungsverpflichtete
Uber den nach Abs. 1 festzulegenden Abfindungsbetrag nicht einigen, so ist dieser von
einem Wirtschaftsprifer als Schiedsgutachter gemalt §§ 317 ff. BGB flr alle Parteien
verbindlich zu ermitteln. Der Gutachter wird von der geschéaftsfihrenden Gesellschafterin
in Abstimmung mit.den Abfindungsberechtigten bestellt. Wird eine Einigung ber die Per-
son des Gutachters nicht bis zum Ablauf von zwei Monaten nach dem Tag des Ausschei-
dens des Gesellschafters erzielt, so wird der Gutachter vom Prasidenten der fir den Sitz
der Gesellschaft zustédndigen Industrie- und Handelskammer auf Antrag der Gesellschaft
oder des Abfindungsberechtigten fiir alle Beteiligten verbindlich bestellt. Die Kosten des
Gutachtens tragen der Abfindungsberechtigte und der Abfindungsverpflichtete je zur Half-
te.

Dem gemald Abs. 1 ermittelten Abfindungsguthaben werden evtl. Forderungen, welche
der Ausscheidende im Zeitpunkt seines Ausscheidens gegen die Gesellschaft (z. B. Gut-
haben auf seinem Privatkonto) hat, zugeschlagen. Evtl. Schulden des ausscheidenden

Gesellschafters gegenlber der Gesellschaft (z. B. Schulden auf seinem Privatkonto) im
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Zeitpunkt des Ausscheidens werden hingegen von dem ermittelten Abfindungsguthaben

abgezogen. Das Ergebnis ist das Gesamtabfindungsguthaben.

(4) Das nach den vorstehenden Absatzen ermittelte Gesamtabfindungsguthaben ist dem
ausscheidenden Gesellschafter in funf gleich hohen Raten auszuzahlen. Hierbei ist die
erste Rate sechs Monate nach Ablauf desjenigen Geschaftsjahres fallig, in dem das Aus-
scheiden erfolgt, friihestens jedoch zwdlf Monate nach dem Tag des Ausscheidens und
nicht vor der endglltigen Einigung Uber das Entgelt oder dessen<Festsetzung nach
Abs. 6. Die weiteren vier Raten sind jeweils ein Jahr nach Falligkeit der vorhergehenden

Rate zur Zahlung fallig.

Der jeweils ausstehende Betrag ist ab dem Tag des Ausscheidens mit 3%-Punkten Uber
dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu verzinsen, wobei.die Zinsen mit den Raten fallig wer-
den. Die Gesellschaft ist zur friiheren Auszahlung des Entgelts ohne Zinsausgleich, auch

in Teilbetragen, berechtigt.

(5) Der ausscheidende Gesellschafter kann keine Sicherheit flr sein Abfindungsguthaben

verlangen.

(6) Die nach den vorstehenden Absétzen ermittelte Abfindung wird durch eine spatere Ande-
rung der ihr zugrundeliegenden Jahresabschlisse im Zuge einer steuerlichen Aulenpri-
fung nicht beeinflusst. Dem ausgeschiedenen Gesellschafter steht auch ein Mehrgewinn
nicht mehr zu. Soweit dem ausgeschiedenen Gesellschafter jedoch nachtraglich steuerli-
che Mehrgewinne zugerechnet werden, hat die Gesellschaft ihn von den hierauf entfal-
lenden Einkommensteuernachzahlungen unter Verrechnung mit eventuellen Gewerbe-
steueranrechnungsguthaben freizustellen, soweit ihm nicht der der Nachzahlung zugrun-
deliegende Mehrgewinn wirtschaftlich zugute gekommen war. Weitere Steuern oder Er-
ganzungsabgaben, die gegebenenfalls auf die vorstehenden Mehrgewinne entfallen, sind

dem ausgeschiedenen Gesellschafter nicht mehr zu erstatten.

§ 22 Geheimhaltungspflicht

(1) Die Gesellschafter sowie die Mitglieder des Aufsichtsrats sind verpflichtet, Gber alle Ange-
legenheiten der Gesellschaft, namentlich ber Geschéafts- und Betriebsgeheimnisse, ge-
genuber AuRenstehenden Stillschweigen zu bewahren. Ebenso wenig dirfen Gesell-
schafter Geschafts- und Betriebsgeheimnisse sowie sonstige schitzenswerte Informatio-
nen Uber die Gesellschaft, deren Beteiligungsunternehmen und die jeweiligen Geschafts-
betriebe eigenniitzig verwenden. Ausgenommen ist das Recht der Gesellschafter und der

Aufsichtsratsmitglieder, bei Besprechungen mit zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten
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Personen (Rechtsanwalten, Wirtschaftspriifern, Steuerberatern, Notaren etc.) die im Inte-
resse der Gesellschaft oder einzelner Gesellschafter notwendigen Informationen zu ge-
ben. Diese Verpflichtung dauert auch nach dem Ausscheiden aus der Gesellschaft bzw.

aus dem Aufsichtsrat zeitlich unbegrenzt fort.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist verpflichtet, ihren Geschéaftsfihrern eine

Abs. 2 entsprechende Geheimhaltungspflicht aufzuerlegen.

Die Geheimhaltungspflicht besteht nicht, soweit gesetzliche und/oder behdrdliche Offen-
barungspflichten bestehen und gegeniber verbundenen <Unternehmen gemanR
§ 15 AktG..

§ 23 Kommunalrechtliche Vorschriften

(1)

Soweit flr diesen Vertrag bzw. die den Unternehmensgegenstand kommunalrechtliche
Bestimmungen von Bedeutung sind, sind-diese einzuhalten, soweit diese auf die Gesell-
schaft bzw. Gesellschafter Anwendung finden. Insbesondere ist auch der angemessene
Einfluss etwaiger kommunaler Gesellschafter in den Organen der Gesellschaft in allen

Belangen sicherzustellen.

Fir den Fall, dass mindestens einer der Kommanditisten eine Gemeinde, ein kommunaler
Eigenbetrieb oder ein anderes Rechtssubjekt des Kommunalrechts ist, stellt die Ge-
schaftsflhrung in’ sinngemafler Anwendung der fiir diesbezliglich geltenden jeweiligen
landesrechtlichen Vorschriften flr jedes Geschaftsjahr im Voraus bis zum 31. Oktober
des Vorjahres einen Wirtschaftsplan auf. Dem Wirtschaftsplan ist eine flinfjahrige Finanz-
und Ergebnisplanung zu Grunde zu legen und ein Investitionsprogramm beizufligen und

dieser der Kommune zu uUbersenden.

Der Kommune wird das Recht zur Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfihrung nach

den jeweiligen kommunalrechtlichen Bestimmungen eingeraumt.

§ 24 Registervollmacht

Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, der personlich haftenden Gesellschafterin eine notariell be-

glaubigte Vollmacht zu erteilen, ihn bei allen Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister

der Gesellschaft zu vertreten, bei denen seine Mitwirkung als Kommanditist erforderlich ist.
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§ 25 Schiedsgericht

(1)

Alle Streitigkeiten, die sich aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag oder Uber
seine Gultigkeit ergeben, werden, soweit in diesem Vertrag nichts Abweichendes vorge-
sehen ist, nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution flr Schiedsge-
richtsbarkeit e. V. (DIS) unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs endgliltig ent-
schieden. Dies gilt — ebenfalls unter Ausschluss der Zustandigkeit der ordentlichen Ge-
richte — auch fir Anspriiche, die im Wege des Urkunden- oder Wechselprozesses gemafl
§§ 592 ff. ZPO geltend gemacht werden kénnen; die Vorschriften des 5. Buches der ZPO

finden auf das Verfahren vor dem Schiedsgericht keine Anwendung.

Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern. Ort.des schiedsrichterlichen Verfah-

rens ist der Sitz der Gesellschaft.

§ 26 Schlussbestimmungen

(1)

Anderungen und Erganzungen dieses Vertrags sind nur dann rechtswirksam, wenn sie
formgerecht beschlossen werden oder schriftlich vereinbart sind. Dies gilt auch fir die
Aufhebung oder Anderung der Schriftformklausel. Miindliche Nebenabreden sind nicht er-

folgt.

Als Erfallungsort wird‘der Sitz der Gesellschaft vereinbart, soweit dies gesetzlich zulassig
ist.

Samtliche Gesellschafter, auch neu eintretende, sind verpflichtet, der personlich haften-
den Gesellschafterin unverziglich eine 6ffentlich beglaubigte Registervollmacht zur Ver-
tretung in allen die Gesellschaft betreffenden Anmeldungen zum Handelsregister zu ertei-
len.

Jeder Gesellschafter hat der Gesellschaft die Adresse anzugeben, unter der ihm gegen-
Uber schriftliche Mitteilungen und Erklarungen aller Art abzugeben sind. Die Gesellschaft
hat diese Adresse und jede Anderung jedem anderen Gesellschafter unverziiglich mitzu-
teilen. Schriftliche Mitteilungen und Erklarungen der Gesellschafter an Gesellschafter o-
der der Gesellschafter untereinander sind an die der Gesellschaft zuletzt nach Satz 1 an-

gegebene Adresse zu richten.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam
oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder Durchfiihrbarkeit spater
verlieren, wird hierdurch die Glltigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht

bertihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser Vertrag eine Licke
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enthalt, die die Gesellschafter nicht an anderer Stelle geregelt haben. Anstelle der un-
wirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmung oder zur Ausfiillung der Licke soll eine
angemessene Regelung gelten, die — soweit rechtlich méglich — dem am nachsten kommt
was die Vertragsschlielenden nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt hatten,
sofern sie bei Abschluss dieses Vertrages diesen Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch
dann, wenn die Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag nor-
mierten Mal} der Leistung oder Zeit (Termin oder Frist) beruht. Es tritt in solchen Fallen
ein dem Beabsichtigten mdglichst nahekommendes rechtlich zuldssiges Mald der Leis-

tung oder der Zeit anstelle des Vereinbarten.
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Satzung der Versorger-Allianz 450 Verwaltungs GmbH

§ 1 Firma

Die Firma der Gesellschaft lautet: Versorger-Allianz 450 Verwaltungs GmbH.

§ 2 Sitz

Der Sitz der Gesellschaft ist Bonn.

§ 3 Gegenstand des Unternehmens

(1)

Gegenstand des Unternehmens ist die Ubernahme der Geschaftsfiihrung als personlich
haftende Gesellschafterin der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG mit dem Sitz in
Bonn (nachfolgend ,Kommanditgesellschaft® genannt), .die Vornahme aller damit im
Zusammenhang stehenden Geschafte sowie die Forderung des Unternehmenszwecks
der vorgenannten Kommanditgesellschaft innerhalb ihres Unternehmensgegenstandes,

namlich der Erbringung von Telekommunikationsdienstleistungen.

Die Gesellschaftiist zu allen Geschaften und MaRnahmen berechtigt, die zur Erreichung

ihres Geschaftszwecks unmittelbar oder mittelbar geeignet oder nitzlich erscheinen.

§ 4 Stammkapital

(1)

(2)

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt EUR 25.000,— (in Worten: Euro
funfundzwanzigtausend).

Es wird ein.Geschéaftsanteil zum Nennbetrag von EUR 25.000,— ausgegeben. Dieser wird
Ubernommen durch die Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG.

Auf den Geschéftsanteil ist eine Einlage zum Nennbetrag in Geld zu leisten. Die Einlage

ist in voller H6he zu leisten und bei Griindung fallig.

Die Kosten etwaiger Kapitalerh6hungen (Notar, Gericht, evil. Genehmigungen, Anwalt,
Steuerberater) werden von der Gesellschaft getragen, soweit dies nicht im

Erhéhungsbeschluss anders geregelt wird.
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§ 5 Geschaiftsfithrung / Vertretung

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschaftsfihrer. Ist nur ein Geschaftsflihrer
vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschaftsflhrer
bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéaftsfiihrer gemeinsam oder durch

einen Geschaftsfihrer zusammen mit einem Prokuristen vertreten.

Einzelvertretungsbefugnis sowie die Befreiung von den Beschrankungen des § 181 BGB

kann durch den Aufsichtsrat der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG gewahrt werden.

(2) Soweit der Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als personlich haftende ‘Gesellschafterin der
Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG hinsichtlich ihrer Geschaftsfihrungsbefugnis
Einschrankungen auferlegt sind, missen diese Einschrankungen von den
Geschéaftsfihrern beachtet werden. Sie sind zur Befolgung von Weisungen des
Aufsichtsrats der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co.KG und einer durch den Aufsichtsrat
der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co.KG. etwa erlassenen Geschaftsordnung

verpflichtet.

(3) Vorstehende Regelung gilt auch fir Liquidatoren. Wird die. Gesellschaft nach § 66 Abs. 1
GmbHG von den bisherigen Geschaftsfihrern liquidiert, so besteht deren konkrete

Vertretungsbefugnis auch als Liquidatoren fort.

§ 6 Dauer der Gesellschaft — Geschaftsjahr
(1) Die Gesellschaftwird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 7 Wettbewerbsverbot

Die< Gesellschafter und. die Geschaftsfiihrer unterliegen keinem Wettbewerbsverbot. Eine
Entschadigung ist hierfur nicht zu leisten. Es ist zuldssig, in gesonderter schriftlicher
Vereinbarung (insbesondere in Anstellungsvertragen der Geschéaftsflihrer) im Einzelfall oder

generell Wettbewerbsverbote zu vereinbaren.

§ 8 Griindungsaufwand

Die Gesellschaft tragt den Grindungsaufwand (Kosten fir Notar und Gericht sowie evtl.

Genehmigungen, Anwalt, Steuerberater) bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 2.500,—.

§ 9 Veroffentlichungen

Veroffentlichungen erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.
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Stadt Troisdorf Datum: 23.09.2020
Der Blrgermeister
Az:32.1-Bu

Vorlage, DS-Nr. 2020/0729/1 offentlich

Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.

Rat 29.09.2020

Betreff: Dritte Ordnungsbehdrdliche Verordnung tber das Offenhalten von
Verkaufsstellen in der Stadt Troisdorf, Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt,
fur das Jahr 2020

Verkaufsoffene Sonntage im Stadtgebiet Troisdorf-Mitte
am 11.10. und 08.11.2020

Beschlussentwurf:

Der Rat der Stadt Troisdorf beschliel3t die als Anlage 1 beigefligte Dritte
Ordnungsbehdrdliche Verordnung tber das Offenhalten von Verkaufsstellen in der
Stadt Troisdorf, Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt, fir das Jahr 2020.

Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt

11.10.2020
08.11.2020

Die Freigabe des Sonntages erfolgt auf der Grundlage einer kumulativen Wirdigung
der Sachgrinde des § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 4 des Ladend6ffnungsgesetzes NRW
(LOG)

Auswirkungen auf den Haushalt:

Finanzielle Auswirkungen: keine
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Sachdarstellung:

Der Rat der Stadt Troisdorf hat zuletzt in seiner Sitzung am 03.12.2019
(Verwaltungsvorlage DS-Nr. 2019/0876) die fur das Jahr 2020 von der Pressestelle
der Stadt Troisdorf (3 verkaufsoffene Sonntage Troisdorfer Innenstadt) und von der
Sieglarer-Marketing-Gemeinschaft e.V. - SMG (1 verkaufsoffener Sonntag in
Troisdorf-Sieglar) gestellten Antrage fir das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen genehmigt.

Auf Grund der Corona-Pandemie und der damit verbundenen Einschrankungen des
offentlichen und wirtschaftlichen Lebens konnten aktuell die genehmigten
Verkaufsstellenoffnungen

10.05.2020 anléasslich der Veranstaltung ,20. Familienfest®, Troisdorf Innenstadt
17.05.2020 anlasslich der Veranstaltung ,18. Ochsenfest®, Troisdor-Sieglar
06.09.2020 anlasslich der Veranstaltung ,4. Augenschmaus®, Troisdorf Innenstadt

nicht stattfinden.

Die Pressestelle und die SMG haben auf Empfehlung der Verwaltung die wéhrend
dieser Zeit vom Rat genehmigten Verkaufsstellendffnungen zurickgenommen, da
die zugrundeliegenden Veranstaltungen nicht durchgefuhrt werden konnten.
Aufgrund der Auswirkung der CoronaSchVO bedurfte es keiner Aufhebung der vom
Rat genehmigten ordnungsbehdérdlichen Verordnung.

Aufgrund der derzeitigen Regelungen der Coronaschutzverordnung NRW
(CoronaSchVO) sind gem. § 13 Abs. 4 grol3e Festveranstaltungen bis mindestens
zum 31. Dezember 2020 untersagt.

Der an die Verwaltung herangetragene wirtschaftliche Druck auf die Verkaufsstellen
und deren Umsatzeinbul3en haben dazu geflihrt, dass seitens der Pressestelle der

Stadt Troisdorf eine Vorgehensweise hinsichtlich der Freigabe von verkaufsoffenen
Sonntagen, im Rahmen der aktuellen Moglichkeiten erortert wurde.

In einer ergebnisorientierten Diskussion mit den Gewerbetreibenden wurde ein
maoglicher Weg der Unterstiitzung des Troisdorfer Handels besprochen.

Insbesondere wurde die schwierige Situation des Handels in Zeiten der Corona-
pandemie und die damit verbundenen Umsatzeinbuf3en und drohenden
Arbeitsplatzverluste vieler Menschen sowie die Notwendigkeit der dringenden
Unterstitzung festgestellt.

In Abstimmung mit den Gewerbetreibenden schlagt die Pressestelle dem Rat der
Stadt Troisdorf nunmehr eine Sonntagsoffnung der Verkaufsstellen ohne
Anlassbezug wie folgt vor:

Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt
11.10.2020 (,Erntedankshoppen®) und 08.11.2020 (Thema noch offen)

Im Rahmen der aktuellen Regelungen und Méglichkeiten der CoronaSchVO sollen

die verkaufsoffenen Sonntage mit sehr vereinzelten (Verkaufs-) Standen begleitet
werden. Eine anlassgebende (Grol3-) Veranstaltung wird hierdurch nicht begriindet.
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Der verkaufsoffener Sonntag im Rahmen des Weihnachtsmarktes ,Winterwald*

am 29.11.2020 bereits mit Ratsbeschluss vom 03.12.2019 (DS-Nr. 2019/0876) soll
(aktuell) im Rahmen der rechtlichen Moglichkeiten in reduzierter Form durchgefuihrt
werden.

Die Freigabe des 11.10.2020 und 08.11.2020 als verkaufsoffene Sonntage ist auf der
Grundlage einer kumulativen Wirdigung der Sachgriunde des 8 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
und 4 des Ladendffnungsgesetzes NRW (LOG) genehmigungsfahig.

Die Verwaltung macht an dieser Stelle allerdings besonders deutlich, dass die
Genehmigung der Offnung von Verkaufsstellen am 11.10.2020 und 08.11.2020 (und
wie bereits der 06.09.2020 per Dringlichkeitsentscheidung) einmalig, ausschlief3lich
und alleine im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie, erfolgt.
Ab 2021 wird zu dem bisher tblichen Verfahren zurtickgekehrt, so dass eine
Beurteilung von Antragen mafRgeblich tiber § 6 Abs. 1 LOG NRW erfolgen wird.

Die o.a. verkaufsoffenen Sonntage werden nur fiir den Ortsteil Troisdorf-
Mitte/Innenstadt vorgeschlagen. Umfragen in den anderen Ortsteilen (insbesondere
Sieglar, wo auch ein bereits genehmigter verkaufsoffener Sonntag aufgrund der
Coronapandemie nicht durchgefuihrt werden konnte) haben ergeben, dass hier kein
breiter Konsens fur einen verkaufsoffenen Sonntag besteht.

Das gesetzlich vorgeschriebene Anhorungsverfahren nach § 6 Abs. 4 Satz 7 LOG
NRW wurde zwischenzeitlich abgeschlossen.

Der Erlass der Landesregierung NRW vom 09.07.2020 regelt unter welchen
Voraussetzungen der durch die Corona Pandemie verdnderten Rahmenbedingungen
auf der Grundlage von 8 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenoffnungszeiten (Ladendffnungsgesetz - LOG NRW) durch die Gemeinden
verkaufsoffene Sonn- und Feiertage zugelassen werden kdonnen.

Flr die Beantragung der 0.g. Termine liegt ein offentliches Interesse insbesondere
dahingehend vor, dass sie nachstehenden Sachgriinden 86 LOG NRW entspricht:

1. Sachgrund Nr. 2:
dem Erhalt, der Starkung oder der Entwicklung eines vielfaltigen stationaren
Einzelhandelsangebotes

Durch die Beschrankungen der Corona-Pandemie ist der Einzelhandel in NRW und
damit auch in Troisdorf nicht nur erheblich unter Druck geraten. Er zahlt sogar zu den
besonders stark betroffenen Branchen der Pandemieauswirkungen. Akute
Existenzndte verbunden mit einem eingeschatzten Risiko der Geschéaftsaufgabe von
,grofd bis sehr grol3 plagen derzeit Groldteile der Branche. Die weiterhin unsichere
Situation bzgl. latent anhaltende Schwankungen der Pandemie-Infektionszahlen mit
ungewissen Prognosen lassen kaum Planungssicherheit mit steigenden Umsatzen
zu. Die DIHK Blitzumfrage Mai 2020 (Anlage 3) belegt die Einschatzungen des
Handels, dass jeder zehnte eine Existenzbedrohung fir sich sieht. Auch wenn die
Frequenzen wieder ansteigen, ist die Konsumlaune doch derzeit noch stark
gebremst und es ist nicht abzusehen, wie sie sich weiterentwickeln wird. 78 % der
Befragten sagten bereits im Mai einen Umsatzriickgang aus.
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Die Rickmeldungen gerade aus dem Textileinzelhandel und hier auch insbesondere
im Damen und Herrenbereich in der Innenstadt zeigen eine aktuelle Einschéatzung
zum Jahresende mit einem Verlust zum Plan von bis zu einem Drittel auf. In
Troisdorfer Ortsteilen ist die Umsatzentwicklung (branchentbergreifend) nicht
anders. Eine Befragung der Gewerbetreibenden hat ergeben, dass aktuell nur
maximal 30-35% des Vorjahresumsatzes erzielt werden kann. Umfragen des
Handelsverbands haben ergeben, dass im Einzelhandel im beachtlichen Umfang das
Risiko fur Geschaftsaufgaben besteht. Problematisch sind die laufenden oftmals
gestiegenen Kosten durch die COVID Sicherheitsmal3hahmen.

In zahlreichen individuellen Beratungsgesprachen mit Troisdorfer Einzelhandlerinnen
und Einzelhandlern hat die Troisdorfer Wirtschaftsférderungs- und Stadtmarketing
GmbH (TROWISTA) in den vergangenen Monaten ebenfalls festgestellt, dass die
Corona-Pandemie massive Auswirkungen auf die jeweiligen Geschéaftsumsatze hat.
Maflnahmen, um Kaufanreize zu setzen sind nach Einschéatzung der TROWISTA
erforderlich - auch um einer méglichen Insolvenzwelle entgegen zu wirken und
Arbeitsplatze zu sichern. Eine Verkaufsstellen6ffnung am Sonntag stellt nach
Einschéatzung der TROWISTA und der tiberwiegenden Mehrheit des Troisdorfer
Einzelhandels hierzu eine geeignete Malinahme dar.

Die bereits oben angefuhrte DIHK Umfrage zeigt auch dazu deutlich auf, wie sich die
Umsatz-Kostenentwicklung auf das Betriebsergebnis und vor allem die Liquiditéat
auswirken. Hier kommt es in fast jedem fiinften Handelsunternehmen zu Engpéssen.
Diese aktuellen Fakten lassen erahnen, welchen Herausforderungen sich die
Branche stellen muss und was dies nicht nur fur die Umséatze, sondern auch fur die
Beschaftigungszahlen bedeutet. Monitorings z.B. vom HDE Deutschland belegen
zusatzlich, dass der private Konsum als Folge des ShutDowns derzeit massiv
beeintrachtigt ist und selbst jetzt lasst die Kauflaune, besonders im mittleren und
gehobenen Segment noch auf sich warten. Damit stehen insbesondere dem
Einzelhandel, der etwa 30 Prozent am privaten Konsum ausmacht, unsichere Zeiten
bevor. Deshalb ist es dringend nétig, alle MAglichkeiten der Umsatzgenerierung
auszuschopfen bzw. mit einem umfangreichen MaRnahmenpaket aller Akteure den
stationaren Einzelhandel zu starken und die Basis fur einen Ausgleich der verlorenen
Umsatze bzw. eine signifikante Steigerung der aktuellen Umsatze nach dem
wochenlangen LockDown mit seinen Langzeitauswirkungen zu schaffen.

Die verkaufsoffenen Sonntage sind ein — wichtiger — Baustein den benannten
Umsatzverlusten entgegenzuwirken. Eine flachendeckende Gefahrdung kann
sicherlich nicht allein mit den Ladenéffnungstagen von Montag bis Samstag
ausgeglichen bzw. erfolgreich begegnet werden, da erlittene und noch zu erwartende
Einbul3en zu hoch ausgefallen sind. Verkaufsoffene Sonntage haben in der
Vergangenheit mit bis zu 3% des Gesamtumsatzes in nicht unerheblichem Mal3e
beigetragen und sind damit fir den stationdren Einzelhandel von nicht unerheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung. Es drangt sich daher auf, dass durch offene Sonntage
der durch die Corona-Pandemie hervorgerufenen erheblichen Gefahrdung des
Einzelhandels entgegengewirkt werden kann. Eine vollstandige Abwehr dessen kann
durch die Sonntagso6ffnung nicht allein abgewehrt werden, ist aber fur die Einigung
eines solchen Mittels nicht erforderlich. Ausreichend ist, wenn es als ein Mittel fir
diesen Zweck forderlich ist. Vor diesem Hintergrund sind verkaufsoffene Sonn- und
Feiertage ein geeignetes Mittel, einer durch die Corona Krise eingetretenen und
mittelfristigen auch absehbaren Gefahrdung des lokalen Einzelhandels entgegen zu
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treten.
2. Sachgrund Nr. 4:
der Belebung der Innenstadte, Ortskerne, Stadt- oder Ortsteilzentren dient

Eine solche langerfristige SchlielBung der Geschéfte kann nicht noch eine weitere
Verlagerung des Kaufgeschehens in den Onlinehandel zur Folge haben, sondern
auch die Struktur der Innenstéadte / Ortsteile gefahrden. Solche Folgewirkung zu
vermeiden kann und darf verfassungsrechtlich Ziel einer sonntaglichen Offnung sein.
Dadurch kénnen Burger wieder vermehrt auf Innenstadte, Ortskerne, Stadt- oder
Ortsteilzentren aufmerksam gemacht werden und durch die Starkung des Handels
zugleich einer zunehmenden Verddung entgegengewirkt werden.

4. Kumulation der Sachgrunde:

Die Zulassung der verkaufsoffenen Sonntage kann mit mehreren Sachgriinden
begriindet werden. Deshalb sollten sonn- und feiertagliche Offnungen, die ihren
Grund in der Corona-Pandemie haben, auf alle der genannten Sachgriinde /
Begriindungen gestiitzt werden.

Die Begrindung nimmt besonders Bezug auf die Dritte Blitzumfrage des Deutschen
Industrie und Handelskammertages im Mai 2020 (siehe Anlage 3), DIHK Sonder-
auswertung Handel (siehe Anlage 4), die Corona-Umfrage des Handelsverbandes
NRW (siehe Anlage 5) sowie den Konsummonitor Corona (siehe Anlage 6).

Die nach § 6 Abs. 4 Satz 7 LOG NRW erforderliche Anhérung der Arbeitgeber- und
Wirtschaftsverbande und Kirchen, die jeweilige Industrie- und Handelskammer sowie
die Handwerkskammer zur Freigabe der verkaufsoffenen Sonntage ist mit Datum
vom 12.08.2020 per E-Mail erfolgt (Entwurf siehe Anlage 7).

ver.di Bezirk KoéIn-Bonn-Leverkusen, Hans-Bdckler-Platz 9, 50672 Koln
Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Euskirchen e.V., Am Hof 26 a, 53113 Bonn
IHK Bonn/Rhein-Sieg, Bonner Talweg 17, 53113 Bonn

Erzbistum Koln, Marzellenstral3e 32, 50668 Kdln

Evangelischer Kirchenkreis An Sieg und Rhein, Zeughausstr. 7-9, 53721 Siegburg
Handwerkskammer Kdln, Heumarkt 12, 50667 Koln

Bei der Anhoérung wurden bereits alle geplanten verkaufsoffenen Sonntage zur
Stellungnahme genannt, wobei hier nunmehr nur der 11.10. und 08.11.2020 fir den
Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt zur Entscheidung steht.

Der Anhorung waren der Entwurf der hier vorliegenden Vorlage in Form der
Dringlichkeitsvorlage (Beschlussvorschlag und Sachdarstellung, nebst allen auch
hier beigefiigten Anlagen) beigeftgt.

Die Anhorung erfolgte auch unter Berlcksichtigung des Erlasses des Ministeriums
fur Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes NRW vom
09.07.2020 (siehe Anlage 2). Dieser Erlass hatte Moglichkeiten er6ffnet, im Rahmen
des gesetzlich nicht normierten Sachgrundes der Pandemie-Auswirkungen,
verkaufsoffene Sonntage zuzulassen.
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Das OVG Munster hat mit Entscheidung vom 28.08.20 Verordnungen von 2 Stadten
fur die Durchfiihrung von verkaufsoffenen Sonntagen aul3er Kraft gesetzt, die unter
Verweis auf die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie fur den Einzelhandel
beschlossen wurden. Grundlage dieser Verordnungen der beiden Stadte war der o.a.
Erlass, der mit der Entscheidung des OVG nunmehr gekippt wurde (Az. 4 B
1260/20.NE und 4 B 1261/20.NE). Geklagt hatte die Dienstleistungsgewerkschaft
Verdi. Die Beschlisse sind unanfechtbar.

Daher findet der 0.a. Erlass in dieser abschlieRenden Vorlage nunmehr keine
Berucksichtigung mehr.

Stellungnahmen / Ergebnis

Per E-Mail vom 13.08.2020 hat ver.di die beabsichtigten sonntéaglichen Offnungen
abgelehnt (s. Anlage 8a). Im Schreiben heil3t es weiter: Grundsatzlich sind wir - im
Interesse der Beschaftigten - gegen eine sonntagliche Offnung. Eine Teilnahme der
Beschaftigten an den Sonntagsoffnungen darf ausschlie3lich auf freiwilliger Basis
erfolgen.

Mit Schreiben vom 18.08.2020 begrif3t der Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg
Euskirchen e.V. (s. Anlage 8b) in seiner Stellungnahme die Freigabe der
verkaufsoffenen Sonntage ausdrucklich. Auch seitens der IHK Bonn/Rhein-Sieg
werden mit Schreiben vom 18.08.2020 (s. Anlage 8c) keine Bedenken gegen die
Freigabe der Ladendffnung gedulert.

Mit Stellungnahme vom 19.08.2020 (s. Anlage 8d) teilt das Erzbistum KoIn per Mail
mit, dass keine grundlegenden Bedenken gegen die geplanten Ladendffnungen
bestehen. Jedoch bittet das Erzbistum grundsatzlich um eine restriktive
Genehmigung von verkaufsoffenen Sonntagen.

Anmerkung:

Dies wird in Troisdorf bereits seit vielen Jahren praktiziert. So wurden anlassbezogen
zumindest nachvollziehbar in den letzten 10 Jahren max. 4 verkaufsoffene
Sonntagel/jahrlich fir das gesamte Stadtgebiet im Rahmen von Veranstaltungen
genehmigt.

Per E-Mail vom 20.08.2020 (s. Anlage 8e) teilt der Evangelische Kirchenkreis An
Sieg und Rhein nach Riucksprache mit den Gemeinden in Troisdorf mit, dass es
keinerlei Einwande gegen die geplanten Ladenéffnungen gibt.

Eine Stellungnahme der Handwerkskammer Kdln ist bis zur abschlieRenden
Erstellung dieser Vorlage nicht eingegangen.

Die entsprechenden Stellungnahmen liegen mit dieser Vorlage als Anlagen 8a-8e zur
Entscheidungs- und Willensfindung vor.
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Begrundung des o6ffentlichen Interesses

In dieser Vorlage wurde ausfuhrlich dokumentiert, dass die Auswirkungen der
Corona-Pandemie eine erhebliche Gefahrdungslage des Troisdorfer Handels
darstellt. Viele Verkaufsstellen mussten sich unter den Rettungsschirm des Landes
NRW stellen. Ein nicht unerhebliches Beispiel der Gefahrdungslage stellt auch
bereits die SchlieBung vieler Einzelhandelsgeschafte dar. Arbeitsplatzverluste sind
nicht nur dort zu erwarten, sondern auch in vielen anderen gefahrdeten
Verkaufsstellen des Einzelhandels.

Nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LOG NRW liegt ein die Laden6ffnung rechtfertigendes
Interesse vor, wenn die Offnung dem Erhalt, der Starkung oder der Entwicklung
eines vielfaltigen stationaren Einzelhandelsangebotes dient. Der Einzelhandel bildet
in Nordrhein-Westfalen den drittgrof3ten Wirtschaftszweig. Mehr als 100.000
Einzelhandelsbetriebe erwirtschafteten in NRW im Jahr 2019 einen Umsatz von Uber
122 Mrd. Euro und damit gut ein Viertel des gesamten deutschen Einzelhandels-
umsatzes. Mit mehr als 750.000 Beschatftigten und Auszubildenden ist der
Einzelhandel in NRW dartber hinaus einer der wichtigsten Arbeitgeber und
Nachwuchsforderer, da jeder zehnte Arbeitsplatz im Einzelhandel liegt. Der lokale
Einzelhandel ist insbesondere auch fir die Kommunen und Menschen vor Ort von
Bedeutung, die dort ihre Beschéftigung finden oder auf dessen Versorgungsfunktion
angewiesen sind.

Der stationare Einzelhandel z&hlt in NRW und damit auch in Troisdorf aufgrund der
verfuigten Einschréankungen zu den durch die Corona-Pandemie besonders stark
betroffenen Branchen.

Nach dem mehrwdchigen nahezu vollstandigen LockDown gelten auch seit der zum
11.05.2020 erfolgten Freigabe der Ladendffnung fir den gesamten Einzelhandel
weiterhin erhebliche Einschrankungen. So sind Hygienekonzepte erforderlich; weiter
ist die Anzahl von gleichzeitig im Geschéftslokal anwesenden Kunden auf eine
Person je sieben Quadratmeter der Verkaufsflache im Sinne des Einzelhandels-
erlasses NRW beschrankt (8 11 Abs. 1 CoronaSchVO).

Nach Erhebungen des Handelsverbands NRW haben Einzelh&ndler in Nordrhein-
Westfalen gegentber dem Vorjahr erhebliche Umsatz- und Kundenfrequenz-
rickgénge zu verzeichnen (vgl. Presseinformation des Handelsverbandes NRW vom
19.05.2020 und Newsletter des Handelsverbandes NRW vom 23.06.2020).

Umfragen des Handelsverbands NRW haben ergeben, dass im Einzelhandel in
beachtlichem Umfang das Risiko fur Geschéaftsaufgaben besteht
(https://www.handelsverband-nrw.de/2020/05/22/coronakrise-ein-drittel-der-nicht-
lebensmittelhaendler-in-akuter-existenznot/).

Die Umfragen zeigen weiter, dass die Corona-Pandemie erhebliche
Umsatzrickgange gegenuber dem Vorjahr zur Folge hat. Wahrend der Phase des
LockDowns liegt dies auf der Hand. Aber auch fur die ersten Wochen nach der
maoglichen Voll6ffnung zeigen Schatzungen befragter Betriebe erhebliche
Umsatzrickgadnge gegeniber der Vorjahreswoche (Presseinformation des
Handelsverbandes NRW vom 19.05.2020 und Newsletter des Handelsverbandes
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vom 23.06.2020).

Insgesamt ist zu konstatieren, dass der Einzelhandel in Nordrhein-Westfalen und
damit auch in Troisdorf durch die Corona-Pandemie erheblich unter Druck geraten
ist.

Weniger als ein Drittel der Betriebe hat so viel Umsatz wie im Vorjahr oder mehr
erzielt, wahrend mehr als zwei Drittel der Betriebe weiterhin erhebliche Einbul3en zu
verzeichnen haben.

Im Mai 2020 befanden sich ein Drittel der Non-Food-Einzelhandler laut einer
Umfrage des Handels-verbandes (HDE) bei mehr als 600 Einzelhandels-
unternehmen aus dem Non-Food-Bereich in akuter Existenznot
(https:/lwww.handelsverband-nrw.de/2020/05/22/coronakrise-ein-drittel-der-nicht-
lebensmittelhaendler-in-akuter-existenznot/).

Mitte Juni 2020 schatzte jeder flinfte Teilnehmer einer Umfrage des Handels-
verbandes NRW das Risiko einer Geschéaftsaufgabe mit ,grol3 bis sehr gro3“ ein
(Presseinformation des Handelsverbandes NRW vom 23.06.2020). Aufgrund der
Corona-Pandemie ist der stationare Einzelhandel flachendeckend und damit in allen
nordrhein-westfalischen Kommunen gefahrdet.

Dieser flachendeckenden Gefahrdung kann allein mit Ladenéffnungen von Montag
bis Samstag nicht erfolgreich begegnet werden, da erlittene und noch zu erwartende
EinbulRen zu hoch ausfallen. Bund und Lander haben zahlreiche Programme
aufgelegt, um von der CoronaKrise betroffene Unternehmen zu unterstitzen.

Sinnvoll und notwendig sind flankierend hierzu aber auch MafRnahmen, die dem
lokalen Einzelhandel Kunden zufiihren und zusatzliche Einnahmemaoglichkeiten
eroffnen.

Auch die beigefugte Umfrage zur aktuellen Situation im Einzelhandel des
Handelsverbandes NRW (siehe Anlage 5) belegt eindrucksvoll, dass in den
Kalenderwochen in 17 — 19 von tber 40 der Unternehmen nur Umsétze von 20 — 40
% des Vorjahres generiert wurden.

Die beigefuigte DIHK Blitzumfrage vom Mai 2020 belegt die Einschatzung des
Handels, dass jeder achte eine Existenzbedrohung (Insolvenz) fir sich sieht. Knapp
vier von 5 Unternehmen (78 %) rechnen fir das Gesamtjahr 2020 mit einem
erheblichen Riuckgang ihrer Umsatze.

Seit Inkrafttreten der ersten Beschrankungen zum Schutz vor Neuinfizierungen mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2, zu denen die Untersagung von Veranstaltungen mit
mehr als 1000 Besuchern zahlte, wurden in NRW zahlreiche bereits festgesetzte
verkaufsoffene Sonn- oder Feiertage abgesagt.

Ein Verbot von grof3en Festveranstaltungen gilt geméaf 8 13 Abs. 4 CoronaSchvVO
bis mindestens zum 31. Dezember 2020 fort. Bereits aufgrund der Untersagung von
Veranstaltungen im Zeitraum von Mérz bis Oktober 2020 sind ungefahr die Halfte der
fur das Jahr 2020 festgesetzten verkaufsoffenen Sonn- und Feiertage ausgefallen. In
Troisdorf sind im Zeitraum Marz bis Oktober 2020 hiervon 3 von 4 verkaufsoffene
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Sonntage betroffen.

Ausgehend von einem im Jahre 2019 im Einzelhandel in NRW erzielten
Jahresumsatz von ca. 122 Mrd. Euro und einem prozentualen Anteil des an
verkaufsoffenen Sonn- und Feiertagen erwirtschafteten Anteils am Jahresumsatz von
3 %, wirde im Jahr 2020 der Ausfall verkaufsoffener Sonn- und Feiertage im
Zeitraum Mérz bis August fur den Einzelhandel einen Umsatzverlust i.H.v. ca. 1,84
Mrd. zur Folge haben. Durch die durch Coronaschutzverordnung vom 7. Juli 2020
erfolgte Verlangerung der Untersagung von grof3en Festveranstaltungen bis
mindestens zum 31. Oktober 2020 werden sich diese Zahlen noch erhéhen.

Verkaufsoffene Sonn- und Feiertage haben mit ca. 3 % des Gesamtjahresumsatzes
in der Vergangenheit in nicht unerheblichem Mal3e zum Gesamtumsatz des
Einzelhandels beigetragen und sind fur den stationéren Einzelhandel von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung. Es drangt sich daher auf, dass durch verkaufsoffene
Sonn- und Feiertage der durch die Corona-Pandemie hervorgerufenen erheblichen
Gefahrdung des Einzelhandels entgegengewirkt werden kann.

Eine vollstandige Abwehr dieser Gefahrdung allein durch verkaufsoffene Sonn- und
Feiertage ist nicht zu erwarten, aber fir die Eignung eines solchen Mittels auch nicht
erforderlich. Ausreichend ist, wenn ein Mittel die Erreichung des verfolgten Zwecks
fordert. Vor diesem Hintergrund sind verkaufsoffene Sonn- und Feiertage ein
geeignetes Mittel, um einer durch die Corona-Krise eingetretenen und mittelfristig
auch weiterhin absehbaren Gefahrdung des lokalen Einzelhandels
entgegenzuwirken.

Der Uber Wochen dauernde ,LockDown® hat einen Einkauf aul3er in Lebensmittel-
geschaften, Drogerien, Bau-, Gartenbau- und Tierbedarfsmarkten unmaglich
gemacht. Eine solche langerfristige Schliel3ung der Geschéfte kann nicht nur eine
noch weitergehende Verlagerung des Kaufgeschehens in den Onlinehandel zur
Folge haben, sondern auch die Struktur des Einzelhandels geféahrden.

Dies gilt in reduziertem Mal3e auch fir die weiterhin bestehenden Einschrankungen
und Auflagen fur den Einzelhandel nach § 11 und § 2 Abs. 3 CoronaSchVO. Die
Corona-Pandemie und ihre erheblichen Auswirkungen und deren Abmilderung
stellen einen weiteren nicht normierten Sachgrund dar.

Es gilt diese Folgen im 6ffentlichen Interesse so gut wie méglich aufzufangen,
vielleicht sogar zu beseitigen. Gesellschaftlich besteht ein erhebliches Interesse
daran, dass die gesamte Wirtschaft und insoweit insbesondere auch der lokale
Einzelhandel in Folge der durch die Corona-Pandemie erlittenen Schwachungen
gestarkt wird und durch die Vermeidung einer Welle von Betriebsaufgaben die
Folgen fur einzelne Betroffene (etwa Ladeninhaberlnnen und Beschaftigte), aber
auch den Staat und die Gesamtheit der Steuerzahler so gering wie mdglich gehalten
werden.

Dabei ist weiter zu berticksichtigen, dass mit dem lokalen Einzelhandel ein
Absatzmarkt tiber viele Wochen ausgefallen war und weiterhin mit Einschrénkungen
belegt ist, was zugleich nachteilige Auswirkungen auf die Produzenten der
verkauften Guter mit sich bringt. Bund und Lander haben zahlreiche Programme
aufgelegt, um von der Corona-Krise betroffene Unternehmen zu unterstiitzen, zum
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Teil Uber Zuschussregelungen, insbesondere aber Uber Kreditgewahrung. Kredite
sind aus Sicht von Staat und Wirtschaft ein sinnvolles Instrument, wenn die
Kreditempfanger in die Lage versetzt werden, diese auch zurtickzahlen zu kénnen.

Sinnvoll sind daher weitergehende Impulse zur Schaffung zusatzlicher Umsatz-
maoglichkeiten, wie dies verkaufsoffene Sonn- und Feiertage im Einzelhandel
darstellen. Verkaufsoffene Sonn- und Feiertage haben vielerorts fir den
Einzelhandel eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung und kdnnen daher neben
anderen Instrumenten dazu dienen, die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie
abzuschwéchen.

Ladeninhabern wird durch verkaufsoffene Sonn- und Feiertage die Moglichkeit
geboten, Umsatz zu generieren, nachdem dieser in der gesamten Branche tber
Monate weggebrochen war und in vielen Betrieben eine Riickkehr auf das Niveau
vor der Corona-Krise nicht absehbar, sondern in weite Ferne gertckt ist. Eine
Bekampfung der Auswirkungen der Corona-Pandemie ist umso mehr geboten, wenn
aufgrund der Pandemie bereits festgesetzte verkaufsoffene Sonn- und Feiertage
ausfallen, weil die damit im Zusammenhang stehenden Veranstaltungen nicht
durchfuhrbar sind.

Die Neufestsetzung verkaufsoffener Sonn- und Feiertage ist insoweit als
unmittelbare MalRBhahme zur Bekampfung der Pandemiefolgen einzuordnen.

Zu bericksichtigen ist im Ubrigen, dass tiber sonn- und feiertagliche Ladenéffnungen
eine gewisse Entzerrung des Verkaufsverhaltens erreicht werden kann.

Sonn- oder feiertagliche Ladendffnungen kdnnen dazu fuhren, dass sich die Kunden
auf mehr Tage verteilen: Sonn- und Feiertagsoffnungen haben nach aller Erfahrung
eine besondere Attraktivitat. Es ist deshalb zu erwarten, dass viele Kunden Sonn-
und Feiertage als Einkaufstag nutzen werden. Das kann bei Einhaltung der
Hygienevorschriften zu einer Verringerung der Ansteckungsgefahr beitragen.
Insbesondere kénnen hierdurch Wartezeiten vor Eintritt in die Geschafte verringert
werden. Dies ist von besonderer Bedeutung, weil die Ansammlung zahlreicher
wartender Kunden vor den Geschaften anders als ein regulierter Aufenthalt in den
Geschaften die Ansteckungsgefahr erhoht.

Die Einhaltung von Abstandsregeln vor den Geschaften ist - wenn Uberhaupt - so
doch nur schwer durchzusetzen. Es besteht deshalb ein besonderes 6ffentliches
Interesse an der Entzerrung der Einkaufszeiten. Auch dies ist bei der Zulassung
einer sonn- und feiertaglichen Ladendffnung ein wichtiger offentlicher Belang, der
dies - neben der existentiellen Bedrohung vieler Einzelhandler - rechtfertigen kann.

Die Verkaufsstellen6ffnung an den beantragten Tagen muss daher auch im Lichte
des Gesundheitserhalts gesehen werden.

Die erneut erhdhten Fallzahlen der letzten Wochen, auch im Stadtgebiet Troisdorf,
und die vielleicht sogar bewusst gewollten Verstol3e gegen die CoronaSchVO
zeigen, dass eine Verkaufsstellen6ffnung ohne Anlassbezug (Sachgrund 1, 8 6 Abs.
1 S. 2 Nr. 1 LOG NRW) dem Gesundheitsschutz dient und damit im 6ffentlichen
Interesse steht.
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Die Offentlichkeit und auch der Troisdorfer Handel haben nach der Lockerung der
Einschrankungen der CoronaSchVO mit wenigen Ausnahmen (die es sicherlich
immer geben wird) vorbildlich gezeigt, dass Handel und Offentlichkeit sich auf die
weiterhin bestehenden Einschrankungen eingelassen haben und diese
nachahmenswert leben.

Fazit

Der Rat der Stadt Troisdorf genehmigt die als Anlage 1 beigefiigte
ordnungsbehdrdliche Verordnung tber das Offenhalten von Verkaufsstellen.

Belege fur die schwierige Situation der der Verkaufsstellen im Land NRW ergeben
sich aus der Medienberichterstattung, die hier exemplarisch, aber nicht abschlie3end
aufgezeigt werden:
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/291581/umfrage/besucherfrequenz-im-
einzelhandel-in-deutschland-ggue-dem-vorjahr/

https://www1.wdr.de/nachrichten/themen/coronavirus/einzelhandel-kauflaune-
anreize-aussichten-100.html

https://www.dw.com/de/einzelhandel-corona-todessto%C3%9F-f%C3%BCr-
deutsche-innenst%C3%A4dte/a-53803050

https://www.handelsjournal.de/corona/juli/iwarum-onlinehaendler-auch-nach-der-
krise-profitieren.html

https://taz.de/Schlechte-Prognosen-fuer-Einzelhandel/!5689876/

https://www.ifhkoeln.de/nc/blog/details/infoblog-covid-19-und-die-auswirkungen-fuer-
den-handel/

https://www.springerprofessional.de/handel/vertriebskanaele/64-000-
handelsunternehmen-von-pleitewelle-bedroht/17836970

https://lwww.iwkoeln.de/presse/in-den-medien/beitrag/hans-peter-kloes-so-bedroht-
die-pandemie-die-existenz-vieler-deutscher.html

https://www.iwkoeln.de/presse/pressemitteilungen/beitrag/michael-groemling-
thomas-schleiermacher-schwer-angeschlagen.html

https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/corona-stoppt-wachstum-im-
einzelhandel-warnt-handelsverband-a-8bd638bc-b173-401f-a6ca-f319b7fbcafd

https://www.tagesschau.de/inland/gewerbesteuer-corona-
101.html?utm_source=upday&utm_medium=referral

https://www.businessinsider.de/wirtschaft/handelsverband-schlaegt-alarm-dreifacher-
tsunami-rollt-auf-innenstaedte-zu/

Die hier genannten Daten, Zahlen, Fakten sind auch durch die vorgenannten Quellen
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nachvollziehbar und glaubhaft dargestellt.

Es werden von der Verwaltung keinerlei Bedenken hinsichtlich der Richtigkeit der
vorgetragenen existenzbedrohenden Fakten erhoben.

Die Verordnung ist als Anlage 1 beigeflgt.

Sachlich und 6rtlich zustandig fur den Erlass dieser Rechtsverordnung sind die
Gemeinden als drtliche Ordnungsbehorden. Die instanzielle Zustandigkeit liegt bei
den Vertretungen (8 27 Abs. 4 Satz 1 Ordnungsbehordengesetz), mithin also beim
Rat der Stadt Troisdorf.

Die Interessen der Arbeitnehmer schiitzt § 10 Absatz 1 des LOG-NRW.

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkdmmerer

Anlagen:

Anlage 1 - Dritte Ordnungsbehdrdliche Verordnung

Anlage 2 - Runderlass 09.07.2020 - Neufassung 14.07.2020

Anlage 3 - 3. DIHK-Blitzumfrage Mai 2020

Anlage 4 - DIHK-Blitzumfrage Sonderauswertung Handel Mai 2020

Anlage 5 - Umfrage Handelsverband NRW zur aktuellen Situation im
Einzelhandel, KW 28/29-2020

Anlage 6 - Konsummonitor Corona HDE

Anlage 7 - Vorlage Anschreiben Anhérung VOS Troisdorf 2020-Neu

Anlagen 8a-e - Stellungnahmen anzuhérender Stellen
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Bereitstellungstag: __._ .2020 Anlage 1

Dritte Ordnungsbehordliche Verordnung vom . . 2020
uber das Offenhalten von Verkaufsstellen in der Stadt Troisdorf
an Sonntagen im Jahr 2020

Aufgrund des Gesetzes zur Regelung der Ladené6ffnungszeiten des Landes
Nordrhein-Westfalen (LOG NRW) vom 16.11.2006 und den 88§ 25, 27 des Gesetzes
Uber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehdrden
-Ordnungsbehdrdengesetz- in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980
(Gesetz- und Verordnungsblatt NW S. 528), jeweils in der bei Erlass dieser
Verordnung geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Troisdorf in seiner Sitzung am
29.09.2020 folgende ordnungsbehdordliche Verordnung fur die
Ortsteile Troisdorf-Mitte erlassen:

§1

Verkaufsstellen im Gebiet der Stadt Troisdorf

- im Ortsteil Troisdorf - Mitte durfen

am Sonntag, den 10.10.2020
am Sonntag, den 08.11.2020

jeweils in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

geodffnet sein.

§2

Die Schutzvorschriften fiir Arbeitnehmer nach § 10 LOG NRW, die Bestimmungen
des Arbeitszeitgesetzes, des Jugendschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes
sind in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

§3

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 1
Verkaufsstellen auRerhalb der dort zugelassenen Geschaftszeiten offen halt oder
in diesen Geschéftszeiten andere als die zugelassenen Waren verkauft.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 1 LOG NRW mit einer GeldbuRe bis
zu 5.000,- € geahndet werden.

(3) Fur das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes tber
Ordnungswidrigkeiten (OWIiG) in der zur Zeit geltenden Fassung. Zustandige
Verwaltungsbehdrde im Sinne des 8 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG i.V.m. § 31 Abs. 2
Ordnungsbehérdengesetz ist der Blrgermeister der Stadt Troisdorf.

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung:

Vorstehende Ordnungsbehdérdliche Verordnung vom . .2020 wird hiermit
offentlich bekanntgemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein -
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Ordnungsbehdordlichen
Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefihrt,

b) diese Ordnungsbehérdliche Verordnung ist nicht ordnungsgemal offentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt vorher gertigt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Troisdorf, den . .2020

Stadt Troisdorf

Klaus-Werner Jablonski
Burgermeister
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Ministerium fiir Wirtschaft, Innovation,
Digitalisierung und Energie
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ministerium fur Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Dusseldorf '

Bezirksregierungen

Arnsberg, Detmold, Dusseldorf,
Kéln und Minster

Dezernat 21

2. Neufassung

nachrichtlich:
Stadtetag NRW
Stadte- und Gemeindebund NRW

Landkreistag NRW

Ladenéffnungsgesetz (LOG NRW) )
Festsetzung verkaufsoffener Sonn- oder Feiertage nach § 6 LOG NRW
im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie

Mein Runderlass vom 9. Juli 2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Klarstellungsgrinden wird mein Runderlass vom 9. Juli 2020 nach-
stehend wie folgt gedndert: '

Verkaufsoffene Sonn- und Feiertage sind regelmafig an gréRere Veran-
staltungen geknipft. Als Folge der Corona-Pandemie werden aufgrund
der bisherigen Untersagung von groRen Veranstaltungen in der Zeit zwi-
schen dem 10. Marz bis zum 31. August 2020 bereits knapp die Halfte
der durch die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen vorgesehenen ver-
kaufsoffenen Sonn- und Feiertage nicht stattfinden kénnen. Durch die
zwischenzeitlich verfugte weitere Untersagung von grof3en Festveran-
staltungen bis mindestens zum 31. Oktober 2020 (§ 13 Abs. 4 der Ver-
ordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 [Coronaschutzverordnung — CoronaSchVO])! kénnte sich die
Zahl der ausfallenden verkaufsoffenen Sonn- und Feiertage noch erhé-
hen.

1 https://www.land.nrw/sites/default/files/asset/document/2020-07-06 fas-
sung _coronaschvo ab 07.07.2020 lesefassung.pdf
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Aktenzeichen
(bei Antwort bitte angeben)
IVB2

RR’in Fiebig

Telefon 0211 61772-307
Fax 61772-92-307
silvia.fiebig@mwide.nrw.de

Dienstgeb&ude und Lieferan-
schrift:

Berger Allee 25

40213 Dusseldorf

Nebengebaude:
HaroldstralRe 4
40213 Dusseldorf

Telefon 0211 61772-0
Telefax 0211 61772-777
poststelle@mwide.nrw.de
www.wirtschaft.nrw

Offentliche Verkehrsmittel:
StralRenbahnlinien 706, 708,
709 bis Haltestelle Poststralle


https://www.land.nrw/sites/default/files/asset/document/2020-07-06
mailto:silvia.fiebig@mwide.nrw.de
mailto:poststelle@mwide.nrw.de
http://www.wirtschaft.nrw

Dieser Erlass regelt, unter welchen Voraussetzungen wegen der durch ~ Sefte2ven 10

die Corona-Pandemie veranderten Rahmenbedingungen auf der Grund-
lage von § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenoff-
nungszeiten (Ladenéffnungsgesetz - LOG NRW) durch die Gemeinden
verkaufsoffene Sonn- und Feiertage zugelassen werden kdnnen.

Nach § 6 Abs. 1 und 4 LOG NRW kénnen Gemeinden fiir Verkaufsstel-
len durch Verordnung eine Ladenéffnung an jahrlich bis zu acht nicht
unmittelbar aufeinanderfolgenden Sonn- oder Feiertagen gestatten,
-wenn hierfiir ein 6ffentliches Interesse besteht. Die Sachgriinde, die ein
offentliches Interesse begriinden kénnen, sind in § 6 Abs. 1 S. 2 Nr. 1
bis 5 LOG NRW in nicht abschlieRender Weise benannt. Die Gemeinde
muss nach der gesetzlichen Regelung das Vorliegen eines hinreichen-
den o6ffentlichen Interesses priifen und anhand konkreter Umstande ins-
besondere darlegen und begriinden, warum im Einzelfall ein hinreichen-
des offentliches Interesse aufgrund eines oder mehrerer der in § 6

Abs. 1S.2 Nr. 1 bis 5 LOG NRW benannten Sachgriinde oder eines an-
deren Sachgrundes vorliegt. Diese gesetzliche Prifverpflichtung der Ge-
meinden gilt auch in Zeiten der Corona-Pandemie. Das gilt auch fur die
in § 6 LOG NRW geregelten weiteren einschrankenden Voraussetzun-
gen (z. B. Héchstzahl zulassiger Sonn- oder Feiertagséffnungen, ausge-
schlossene Sonn- und Feiertage, Zeitrahmen, Beteiligungsverfahren).

Beim Begriff des offentlichen Interesses handelt es sich um einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff, der durch die beispielhafte Aufzahlung in § 6
Abs. 1S. 2 LOG NRW konkretisiert wird. Im Zusammenhang mit den
Folgen der Corona-Pandemie gilt fir das Vorliegen eines offentlichen In-
teresses fur Verkaufsstellenéffnungen an Sonn- oder Feiertagen Fol-
gendes:

1. Sachgrund Nr. 2: Erhalt und Starkung oértlicher Einzelhandels-
strukturen

Nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LOG NRW liegt ein die Ladenéffnung
rechtfertigendes Interesse vor, wenn die Offnung dem Erhalt, der Star-
kung oder der Entwicklung eines vielfaltigen stationdren Einzelhandels-
angebotes dient.

Der Einzelhandel bildet in Nordrhein-Westfalen den drittgroten Wirt-
schaftszweig. Mehr als 100.000 Einzelhandelsbetriebe erwirtschafteten
in NRW im Jahr 2019 einen Umsatz von tber 122 Mrd. Euro und damit
gut ein Viertel des gesamten deutschen Einzelhandelsumsatzes. Mit
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mehr als 750.000 Beschaftigten und Auszubildenden ist der Einzelhan- ~ Sefte3von 10

del in NRW dariiber hinaus einer der wichtigsten Arbeitgeber und Nach-
wuchsférderer, da jeder zehnte Arbeitsplatz im Einzelhandel liegt. Der
lokale Einzelhandel ist insbesondere auch fur die Kommunen und Men-
schen vor Ort von Bedeutung, die dort ihre Beschéaftigung finden oder
auf dessen Versorgungsfunktion angewiesen sind.

Der stationdre Einzelhandel zahlt in NRW aufgrund der verfugten Ein-
schrankungen zu den durch die Corona-Pandemie besonders stark be-
troffenen Branchen. Nach dem mehrwdchigen nahezu vollsténdigen
Lockdown gelten auch seit der zum 11. Mai 2020 erfolgten Freigabe der
Ladendéffnung fiir den gesamten Einzelhandel weiterhin erhebliche Ein-
schrankungen. So sind Hygienekonzepte erforderlich; weiter ist die An-
zahl von gleichzeitig im Geschéftslokal anwesenden Kunden auf eine
Person je sieben Quadratmeter der Verkaufsflache im Sinne des Einzel-
handelserlasses NRW beschrankt (§ 11 Abs. 1 CoronaSchVO). Nach
Erhebungen des Handelsverbands NRW haben Einzelhandler in Nord-
rhein-Westfalen gegeniiber dem Vorjahr erhebliche Umsatz- und Kun-
denfrequenzriickgéange zu verzeichnen.?

Seit Inkrafttreten der ersten Beschrankungen zum Schutz vor Neuinfizie-
rungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, zu denen die Untersagung
von Veranstaltungen mit mehr als 1.000 Besuchern zzhlte,® wurden in
NRW zahlreiche bereits festgesetzte verkaufsoffene Sonn- oder Feier-
tage abgesagt. Ein Verbot von groBen Festveranstaltungen gilt gemafn
§ 13 Abs. 4 CoronaSchVO bis mindestens zum 31. Oktober 2020 fort.
Bereits aufgrund der Untersagung von Veranstaltungen im Zeitraum von
Marz bis August 2020 sind ungefahr die Halfte der fur das Jahr 2020
festgesetzten verkaufsoffenen Sonn- und Feiertage ausgefallen. Ausge-
hend von einem im Jahre 2019 im Einzelhandel in NRW erzielten Jah-
resumsatz von ca. 122 Mrd. Euro* und einem prozentualen Anteil des
an verkaufsoffenen Sonn- und Feiertagen erwirtschafteten Anteils am
Jahresumsatz von 3 %, wiirde im Jahr 2020 der Ausfall verkaufsoffener
Sonn- und Feiertage im Zeitraum Marz bis August fur den Einzelhandel
einen Umsatzverlust i. H. v. ca. 1,84 Mrd. zur Folge haben. Durch die
durch Coronaschutzverordnung vom 7. Juli 2020 erfolgte Verlangerung

2 Presseinformationen des Handelsverbands NRW vom 19.05.2020 und Newsletter
des Handelsverbands NRW vom 23.06.2020

3 Erlass des Ministeriums flr Arbeit, Gesundheit und Soziales vom 10.03.2020 zur
Durchfuhrung von Grofdveranstaltungen ab dem 10.03.2020

4 Wert NRW fur 2019 laut Handelsverband NRW bzw. BBE
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der Untersagung von grofien Festveranstaltungen bis mindestens zum
31. Oktober 2020 werden sich diese Zahlen noch erhéhen.

Umfragen des Handelsverbands NRW haben ergeben, dass im Einzel-
handel in beachtlichem Umfang das Risiko fir Geschéaftsaufgaben be-
steht.®> Die Umfragen zeigen weiter, dass die Corona-Pandemie erhebli-
che Umsatzriickgange gegeniiber dem Vorjahr zur Folge hat. Wahrend
der Phase des Lockdowns liegt dies auf der Hand. Aber auch fir die
ersten Wochen nach der méglichen Voll6ffnung zeigen Schatzungen be-
fragter Betriebe erhebliche Umsatzriickgange gegeniiber der Vorjahres-
woche. Insgesamt ist zu konstatieren, dass der Einzelhandel in Nord-
rhein-Westfalen durch die Corona-Pandemie erheblich unter Druck ge-
raten ist. Weniger als ein Drittel der Betriebe hat so viel Umsatz wie im
Vorjahr oder mehr erzielt, wahrend mehr als zwei Drittel der Betriebe
weiterhin erhebliche Einbulen zu verzeichnen haben.® Im Mai 2020 be-
fanden sich ein Drittel der Non-Food-Einzelhandler laut einer Umfrage
des Handelsverbandes (HDE) bei mehr als 600 Einzelhandelsunterneh-
men aus dem Non-Food-Bereich in akuter Existenznot.” Mitte Juni 2020
schatzte jeder Funfte Teilnehmer einer Umfrage des Handelsverbandes
NRW das Risiko einer Geschéftsaufgabe mit ,groR bis sehr groR* ein.®

Aufgrund der Corona-Pandemie ist der stationare Einzelhandel flachen-
deckend und damit in allen nordrhein-westfalischen Kommunen gefahr-
det. Dieser flachendeckenden Gefahrdung kann allein mit Laden6ffnun-
gen von Montag bis Samstag nicht erfolgreich begegnet werden, da er-
littene und noch zu erwartende EinbufRen zu hoch ausfallen. Bund und
Lander haben zahlreiche Programme aufgelegt, um von der Corona-
Krise betroffene Unternehmen zu unterstiitzen. Sinnvoll und notwendig
sind flankierend hierzu aber auch Maltnahmen, die dem lokalen Einzel-
handel Kunden zuzufihren und zusatzliche Einnahmemdéglichkeiten er-
offnen. Verkaufsoffene Sonn- und Feiertage haben mit ca. 3 % des Ge-
samtjahresumsatzes in der Vergangenheit.in nicht unerheblichem Male
zum Gesamtumsatz des Einzelhandels beigetragen und sind fur den
stationaren Einzelhandel von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung. Es

5 https://www.handelsverband-nrw.de/2020/05/22/coronakrise-ein-drittel-der-nicht-
lebensmittelhaendler-in-akuter-existenznot/ und Newsletter des Handelsverbands
NRW vom 23.06.2020

6 Presseinformation des Handelsverbands NRW vom 19.05.2020 und Newsletter
des Handelsverbands NRW vom 23.06.2020

i https://www.handelsverband-nrw.de/2020/05/22/coronakrise-ein-drittel-der-nicht-
lebensmittelhaendler-in-akuter-existenznot/

8 Newsletter des Handelsverbands NRW vom 23.06.2020
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drangt sich daher auf, dass durch verkaufsoffene Sonn- und Feiertage
der durch die Corona-Pandemie hervorgerufenen erheblichen Gefahr-
dung des Einzelhandels entgegengewirkt werden kann. Eine vollstan-
dige Abwehr dieser Gefahrdung allein durch verkaufsoffene Sonn- und
Feiertage ist nicht zu erwarten, aber fur die Eignung eines solchen Mit-
tels auch nicht erforderlich. Ausreichend ist, wenn ein Mittel die Errei-
chung des verfolgten Zwecks fordert. Vor diesem Hintergrund sind ver-
kaufsoffene Sonn- und Feiertage ein geeignetes Mittel, um einer durch
die Corona-Krise eingetretenen und mittelfristig auch weiterhin absehba-
ren Gefahrdung des lokalen Einzelhandels entgegenzuwirken.

2. Sachgrund Nr. 4: Belebung der Innenstédte, Ortskerne, Stadt-
oder Ortsteilzentren

Uberdies ist zu beriicksichtigen, dass der tiber Wochen dauernde ,Lock-
down” einen Einkauf auRer in Lebensmittelgeschéften, Drogerien, Bau-,
Gartenbau- und Tierbedarfsmarkten unmdéglich gemacht hat. Eine sol-
che langerfristige SchlieBung der Geschafte kann nicht nur eine noch
weitergehende Verlagerung des Kaufgeschehens in den Onlinehandel
zur Folge haben, sondern auch die Struktur der Innenstadte gefahrden.
Dies gilt in reduziertem MaRe auch fur die weiterhing bestehenden Ein-
schrankungen und Auflagen fur den Einzelhandel nach § 11 und § 2
Abs. 3 CoronaSchVO. Der Handelsverband NRW hat auf seiner Inter-
netseite Daten zur Passantenfrequenz in den Innenstadten veréffent-
licht.? Festzuhalten ist danach, dass die Innenstadte erheblich an Pas-
santenfrequenz eingebiiRt haben. Eine Insolvenzwelle des stationaren
Einzelhandels hatte unabsehbare Folgen fiir die Attraktivitat und die
Funktion der Innenstadte. Solche Folgewirkungen zu vermeiden kann
und darf verfassungsrechtlich auch Ziel einer sonn- oder feiertaglichen
Ladendéffnung sein. Der Gesetzgeber hat dies in § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
LOG NRW ebenfalls zum Ausdruck gebracht. Durch Verkaufsstellenoff-
nungen an Sonn- oder Feiertagen kénnen Birger wieder vermehrt auf
den stationaren Einzelhandel in den Innenstadten, Ortskernen, Stadt- o-
der Ortsteilzentren aufmerksam gemacht und durch Starkung des Han-
dels zugleich einer zunehmenden Verédung entgegengewirkt werden.

3. Bekdmpfung der Corona-Pandemie-Auswirkungen als nicht nor-
mierter Sachgrund

s https://www.handelsverband-nrw.de/corona/
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Die in § 6 Abs. 1 S. 2 LOG NRW normierten Sachgriinde sind nicht ab- ~ Seite6ven 10
schlielBend. Die Bekampfung der Corona-Pandemie-Auswirkungen ist

ein nicht ausdricklich normiertes 6ffentliches Interesse. Gesellschaftlich

besteht ein erhebliches Interesse daran, dass die gesamte Wirtschaft

und insoweit insbesondere auch der lokale Einzelhandel in Folge der

durch die Corona-Pandemie erlittenen Schwachungen gestéarkt wird und

durch die Vermeidung einer Welle von Betriebsaufgaben die Folgen fur

einzelne Betroffene (etwa Ladeninhaber und Angestellte), aber auch

den Staat und die Gesamtheit der Steuerzahler so gering wie méglich

gehalten werden.

Dabei ist weiter zu beriicksichtigen, dass mit dem lokalen Einzelhandel
ein Absatzmarkt Uiber viele Wochen ausgefallen war und weiterhin mit
Einschrankungen belegt ist, was zugleich nachteilige Auswirkungen auf
die Produzenten der verkauften Giter mit sich bringt. Bund und Lander
haben zahlreiche Programme aufgelegt, um von der Corona-Krise be-
troffene Unternehmen zu unterstitzen, zum Teil Uber Zuschussregelun-
gen, insbesondere aber liber Kreditgewahrung. Kredite sind aus Sicht
von Staat und Wirtschaft ein sinnvolles Instrument, wenn die Kreditemp-
fanger in die Lage versetzt werden, diese auch zuriickzahlen zu kénnen.
Sinnvoll sind daher weitergehende Impulse zur Schaffung zuséatzlicher
Umsatzmaglichkeiten, wie dies verkaufsoffene Sonn- und Feiertage im
Einzelhandel darstellen.

Verkaufsoffene Sonn- und Feiertage haben vielerorts fir den Einzelhan-
del eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung und kénnen daher neben
anderen Instrumenten dazu dienen, die wirtschaftlichen Folgen der Pan-
demie abzuschwachen. Ladeninhabern wird durch verkaufsoffene Sonn-
und Feiertage die Maglichkeit geboten, Umsatz zu generieren, nachdem
dieser in der gesamten Branche tiber Monate weggebrochen war und in
vielen Betrieben eine Ruckkehr auf das Niveau vor der Corona-Krise
nicht absehbar, sondern in weite Ferne geriickt ist. Eine Bekdmpfung
der Auswirkungen der Corona-Pandemie ist umso mehr geboten, wenn
aufgrund der Pandemie bereits festgesetzte verkaufsoffene Sonn- und
Feiertage ausfallen, weil die damit im Zusammenhang stehenden Ver-
anstaltungen nicht durchfiihrbar sind. Die Neufestsetzung verkaufsoffe-
ner Sonn- oder Feiertage ist insoweit als unmittelbare MalRnahme zur
Bekampfung der Pandemiefolgen einzuordnen.

Zu beriicksichtigen ist im Ubrigen, dass iber sonn- oder feiertagliche
Ladendéffnungen eine gewisse Entzerrung des Verkaufsverhaltens er-
reicht werden kann. Sonn- oder feiertégliche Ladendffnungen kénnen
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dazu fohren, dass sich die Kunden auf mehr Tage verteilen: Sonn-und ~ Sefte 7 von 10

Feiertags6ffnungen haben nach aller Erfahrung eine besondere Attrakti-
vitat. Es ist deshalb zu erwarten, dass viele Kunden Sonn- oder Feier-
tage als Einkaufstag nutzen werden. Das kann bei Einhaltung der Hygi-
enevorschriften zu einer Verringerung der Ansteckungsgefahr beitragen.
Insbesondere kdnnen hierdurch Wartezeiten vor Eintritt in die Geschéfte
verringert werden. Dies ist von besonderer Bedeutung, weil die An-
.sammlung zahlreicher wartender Kunden vor den Geschéften anders als
ein regulierter Aufenthalt in den Geschéaften die Ansteckungsgefahr er-
hoéht. Die Einhaltung von Abstandsregeln vor den Geschaften ist — wenn
Uberhaupt — so doch nur schwer durchzusetzen. Es besteht deshalb ein
besonderes 6ffentliches Interesse an der Entzerrung der Einkaufszeiten.
Auch dies ist bei der Zulassung einer sonn- und feiertaglichen Ladenoff-
nung ein wichtiger offentlicher Belang, der dies — neben der existentiel-
len Bedrohung vieler Einzelhandler — rechtfertigen kann.

4. Kumulation der Sachgrﬁnde

Die Zulassung verkaufsoffener Sonn- oder Feiertage kann mit mehreren
Sachgriinden begriindet werden. Treffen mehrere der in § 6 Abs. 1 LOG
NRW benannten Sachgriinde zu, wird hierdurch das 6ffentliche Inte-
resse an einer sonn- oder feiertdglichen Ladenéffnung gestarkt. Deshalb
sollten sonn- oder feiertagliche Ladendéffnungen, die ihren Grund in der
Corona-Pandemie haben, auf alle der vorgenannten Sachgriinde ge-
stitzt werden. Wie im Einzelnen ausgefihrt, treffen die Sachgrinde fla-
chendeckend in Nordrhein-Westfalen zu. Das rechtfertigt es, die Sach-
grinde Nr. 2 und 4 sowie die unbenannten Sachgriinde ,Bekampfung
der Corona-Pandemie-Auswirkungen® und ,Infektionsschutz® insgesamt
zur Begriindung von verkaufsoffenen Sonn- oder Feiertagen heranzu-
ziehen.
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5. !Entscheidung durch die Gemeinden

Es bleibt nach § 6 Abs. 1 und 4 LOG NRW auch weiterhin Aufgabe der
Gemeinden, die verkaufsoffenen Sonn- oder Feiertage festzusetzen. In-
soweit missen Feststellungen dazu getroffen werden, ob wegen der
Pandemie-Auswirkungen eine Gefahrdung des Einzelhandels auch in
der jeweiligen Gemeinde besteht, dem mit der sonn- oder feiertaglichen
Ladendffnung begegnet werden soll. Hierzu sind Ausfiihrungen in die
entsprechenden Beschlussvorlagen aufzunehmen. Dabei kénnen sich
Gemeinden die vorgenannten Erwdgungen zum Vorliegen eines &ffentli-
chen Interesses zu Eigen machen. Die genannten Griinde sollten nach
Méglichkeit kumulativ Berticksichtigung finden. Angesichts der mit die-
sem Erlass festgestellten flichendeckenden Gefahrdung des stationa-
ren Einzelhandels in Nordrhein-Westfalen ist die Beweislast umgekehrt:
Eine Ladendffnung unter Berufung auf die Sachgriinde Nr. 2, Nr. 4, oder
die Bekampfung der Pandemie-Auswirkungen scheidet nur dann aus,
wenn feststeht, dass diese Erwdgungen vor Ort nicht eingreifen.

6. Anzahl verkaufsoffener Sonn- oder Feiertage

Gemeinden in Nordrhein-Westfalen kénnen gemal § 6 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 4 LOG NRW durch Verordnung eine Ladendéffnung an jahrlich
“bis zu acht nicht unmittelbar aufeinanderfolgenden Sonn- oder Feierta-
gen je Verkaufsstelle gestatten. Die Festsetzung kann dabei fur das ge-
samte Gemeindegebiet oder bestimmte Bezirke bzw. Ortsteile (oder
auch kleinere Bereiche innerhalb dieser Unterteilungen) erfolgen. In die-
sem Fall diirfen innerhalb der Gemeinde nicht mehr als 16 Sonn- oder
Feiertage je Kalenderjahr freigegeben werden, wobei die einzelne Ver-
kaufsstelle an maximal acht Sonn- oder Feiertagen nach § 6 Abs. 1 und
4 LOG NRW é&ffnen darf. Erfolgt eine Freigabe nach § 6 Abs. 1 LOG
NRW fiir das gesamte Gemeindegebiet, darf dabei nur ein Advents-
sonntag freigegeben werden. Erfolgt die Freigabe beschrankt auf be-
stimmte Bezirke, Ortsteile, und Handelszweige, darf nur ein Advents-
sonntag je Bezirk, Ortsteil und Handelszweig freigegeben werden, ins-
gesamt diirfen jedoch nicht mehr als zwei Adventssonntage je Ge-
meinde freigegeben werden.

Auch im Hinblick auf die Besonderheiten der Corona-Pandemie missen
die in § 6 LOG NRW normierten gesetzlichen Héchstgrenzen sowie die
in der Vorschrift genannten ,Ausschlusstatbestande” fiir bestimmte
Sonn- oder Feiertage eingehalten werden. Zu beriticksichtigen ist auch,
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dass nach aktuellen Erkenntnissen durch die Corona-bedingten Ein-
schrénkungen bereits im Zeitraum Marz bis August 2020 die Halfte der
verkaufsoffenen Sonn- und Feiertage fur 2020 ausgefallen sind bzw.
ausfallen. Damit entfallen zugleich die im Rahmen des geltenden
Rechts zulassigerweise vorgesehenen Beeintrachtigungen der Sonn-
und Feiertagsruhe. Dies gilt insbesondere auch mit Blick auf die im Ein-
zelhandel beschaftigten Arbeitnehmer.

Mit Blick auf die unter 1. bis 4. dieses Erlasses enthaltenen Erwagungen
sind angesichts der besonderen Situation 2020 als Ersatz fur ausgefal-
lene verkaufsoffene Sonn- oder Feiertage je Verkaufsstelle bis zu vier
verkaufsoffene Sonn- oder Feiertage vertretbar und angemessen. Das
verfassungsrechtlich verankerte Regel-Ausnahme-Verhaltnis ist insoweit
gewahrt, zumal die Vorgaben in § 6 LOG NRW unangetastet bleiben.
Die Gemeinden kénnen die Verkaufsstellenéffnungen auf das gesamte
Gemeindegebiet erstrecken oder auf bestimmte Bezirke bzw. Ortsteile
(oder auch kleinere Bereiche innerhalb dieser Unterteilungen) ,auftei-
len“. Wegen der Zielsetzung, die Pandemie-Folgen fir den lokalen Ein-
zelhandel insgesamt abzuschwéchen, ist im Ubrigen eine raumliche Ein-
schrankung etwa auf zentrale Versorgungsbereiche oder Innenstadte
nicht erforderlich. Sie kann im Einzelfall gleichwohl sinnvoll sein, weil an
Erhalt und Férderung der Innenstadte und zentraler Versorgungsberei-
che ein besonderes oOffentliches Interesse besteht. Bei gemeindeweiten
Freigaben kénnen bis zu vier ,Corona-bedingte” Ladendéffnungen zuge-
lassen werden, bei rAumlichen Differenzierungen bis zu acht wobei die
Hochstzahl verkaufsoffener Sonn- oder Feiertage je Verkaufsstelle dann
bei vier liegt. Dieses Verhaltnis lehnt sich an die gesetzliche Regelung in
§ 6 Abs. 4 LOG NRW an.

Hinzuweisen ist im Ubrigen darauf, dass neben vier verkaufsoffenen
Sonn- oder Feiertagen je Verkaufsstelle unter Berufung auf ,Pandemie-
Gesichtspunkte® nach § 6 LOG NRW weitere Ladendffnungen im offent-
lichen Interesse erfolgen kénnen. Die insoweit geltenden regelmaBigen
Anforderungen (etwa hinsichtlich der rdumlichen Ausdehnung des Frei-
gabebereichs und die Begriindungsanforderungen) sind dann jedoch
normal zu beachten. Zudem darf die Jahreshéchstzahl von acht ver-
kaufsoffenen Sonn- oder Feiertagen je Verkaufsstelle nicht Gberschritten
werden.
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7. Giiltigkeitsdauer Seite 10von 10

- Dieser Erlass ist gultig bis zum 31. Dezember 2020.

[ch bitte um Kenntn:snahme und Weltergabe an die Krelsordnungs und
,ortllchen Ordnungsbehorden

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag

| (}3 J\dl:tu/(affr

Dr. Anja Schumacher
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Auswirkungen von COVID-19
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Zusammenfassung

Die Covid-19 Pandemie hat weiterhin
weitreichende Auswirkungen auf die
Geschafte der Unternehmen: Fast vier von
finf rechnen fir das Gesamtjahr 2020 mit
einem Rickgang ihrer Umsatze.

Viele Betriebe haben aktuell weniger
Kunden, weniger Auftrdge oder bangen um
ihre Existenz: 60 Prozent der Unternehmen
spuren einen deutlichen Riickgang der
Nachfrage. Die unterbrochenen
Lieferketten im In- und Ausland aufgrund
von ProduktionsschlieBungen und
Einschrankungen im Grenzverkehr
verstarken die Herausforderungen
insbesondere in der Industrie.

Wieder gedffnet

Ohne
Unterbrechung
geoffnet

Geschlossen

83

Umsatzsteigerung
Derzeit keine

Keine

Auswirkungen
’ 8%

Einschatzung
moglich

78%

Riickgang

Um die betriebswirtschaftlichen Folgen der
COVID-19 Krise einzuddammen, stellt rund
jedes vierte Unternehmen sein
Geschaftskonzept auf andere Produkte und
Kundengruppen um oder fokussiert neue
Absatzmarkte und -wege. Jeder dritte Betrieb
setzt zudem auf eine verstarkte Digitalisierung
im Unternehmen. Die Betriebe sind also
bestrebt, die Krise auch mit neuen Ansatzen
zu uberstehen. Dennoch sehen sich viele
Unternehmen gezwungen, ihre
Investitionsplane in diesem Jahr zu
reduzieren.
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Kreativitat und Flexibilitat gegen die Krise

Um die Geschaftstatigkeit trotz der gravierenden Auswirkungen der Pandemie aufrechtzuerhalten,
ergreifen die Unternehmen unterschiedliche, teils kreative MaBnahmen. Gut jeder vierte Betrieb
stellt sein Geschaftskonzept auf andere Produkte und Kundengruppen um oder fokussiert neue
Absatzmarkte und -wege. Im Gastgewerbe, wo viele Unternehmen bis dato nur Speisen zum
Mitnehmen oder Uber Lieferdienste anbieten dirften, tut dies sogar mehr als ein Drittel.

In der Krise setzt mehr als jeder dritte Betrieb auf eine verstarkte Digitalisierung im Unternehmen.
Besonders hoch ist der Anteil bei den personennahen Dienstleistern. Sprachunterricht, Beratungen
sowie Kommunikations-, Finanz- oder Versicherungsdienstleistungen werden zum Teil virtuell
durchgefiinrt. Rund die Halfte dieser Betriebe wechselt derzeit auf digitale Formate. Auffallend ist,
dass mit zunehmender UnternehmensgroBe mehr Digitalisierung erfolgt. Wahrend bei den kleinen
Betrieben mit weniger als 20 Beschaftigten der Wert unter 30 Prozent liegt, geben dies schon 43
Prozent der Unternehmen ab 20 Mitarbeiter an. Ab 200 Mitarbeitern liegt der Wert bei deutlich
ber 50 Prozent und bei Betrieben mit mehr als 1.000 Mitarbeitern sind es sogar zwei Drittel.

Betriebliche Malnahmen zur Begegnung der Krise
in Prozent, Mehrfachnennung moglich

Verstarkte Digitalisierung im Unternehmen 35%

Rationalisierung 34%

Umstellung der Geschéfte /

0,
des Geschaftskonzepts 28%

Sonstige 19%

Keine 18%

Suche nach neuen Lieferanten flir Vorprodukte /

0,
Dienstleistungen 9%

RationalisierungsmaBnahmen werden von einem Drittel der Betriebe umgesetzt, wobei kleinere
Unternehmen hier deutlich weniger Spielraum sehen als groBere.

Jedes flinfte Unternehmen sieht keine Moglichkeit, eigene MaBnahmen zu ergreifen, um der Krise
zu begegnen.

(o]
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Sonstige Mallnahmen
Freitextantworten der Unternehmen

Werbung
Kredite

Personalabbau

Kurzarbeit

Kundenp ﬂe &

Hyglenemaﬂnahmen

Redi”j”z"gieru ng

«*“Urlaub
Investitionsstopp

Ein
SPar
en

Ein Blick in die Freitextantworten zeigt, dass viele Unternehmen neue Hygienekonzepte und
SchutzmaBnahmen einrichten. Andere versuchen Uber Werbung, Kundenpflege oder
Neukundenakquise den Betrieb in der Krise aufrecht zu erhalten. Viele Unternehmen geben aber
auch an, dass sie der Pandemie mit Einsparungen und Reduzierungen sowie mit Personalabbau
oder Investitionsstopps begegnen. Dies unterstreicht, dass die Folgen der Krise noch lange
nachwirken werden. Die Inanspruchnahme von Unterstiitzungsangeboten wie Kurzarbeit,
Stundungen, sowie Kredite und Darlehen wird weiterhin von einer groBen Zahl der Unternehmen
genannt.

Die weltweite Pandemie wirkt sich auch negativ auf die globalen Lieferketten aus.
WerksschlieBungen in vielen Landern Asiens und Europas, Logistikengpéasse durch
GrenzschlieBungen und -kontrollen und den Ausfall vieler Passagierflieger, die normalerweise auch
Luftfracht transportieren, sowie neue Handelshemmnisse erschweren das Geschaft fir die
international vernetzte deutsche Wirtschaft. Jedes zehnte Unternehmen hierzulande ist inzwischen
auf der Suche nach neuen Lieferanten flr seine Vorprodukte oder Dienstleistungen. Gegenliber der
Vorumfrage hat sich dieser Wert verdoppelt. In der Gesundheitswirtschaft stellen 13 Prozent der
Unternehmen ihre Lieferketten um. In der Industrie und im GroBhandel sind es sogar 17 Prozent.
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Breite der Wirtschaft im Krisenmodus

Knapp vier von finf (78 Prozent) Unternehmen rechnen fiir das Gesamtjahr 2020 mit einem
Ruckgang ihrer Umsatze. Die Lage fur die deutsche Wirtschaft bleibt somit sehr kritisch. Im
Vergleich zur Vorumfrage sind es jedoch etwas weniger Unternehmen, die mit Umsatzriickgangen
fur das Gesamtjahr rechnen. Ursache hierflir sind insbesondere die ersten Lockerungen im
Einzelhandel.

Nichtsdestoweniger sieht sich mehr als jedes achte Unternehmen von einer Insolvenz bedroht. Die
Krise grabt sich also tief in die Unternehnmenslandschaft ein.

Auswirkungen von COVID-19 auf den Umsatz
in Prozent auf den Gesamtumsatz im Jahr 2020

B

= Umsatzsteigerung Keine Auswirkungen
m Derzeit keine Einschatzung moglich ® Riickgang um bis zu 10 %
m Rickgang um mehr als 10 % bis zu 25 % Rickgang um mehr als 25 % bis zu 50 %

m Riickgang um mehrals 50 %

Uberdurchschnittliche Umsatzriickgdnge verzeichnen das Gastgewerbe (90 Prozent) und die
Reisewirtschaft (95 Prozent). Diese Branchen waren ganz besonders von der Stilllegung ihrer
Geschafte und den Reiseeinschrankungen betroffen. Auch das Risiko der Insolvenz ist hier
besonders groB3: Ein Drittel des Gastgewerbes und knapp die Halfte der Reisewirtschaft stellen sich
aktuell die Existenzfrage. Es bleibt noch abzuwarten, inwieweit die Offnungsschritte hier fiir mehr
Luft sorgen werden. Doch auch nachgelagerte Branchen wie Verkehr und Lagerei (85 Prozent) sind
stark von Umsatzriickgdngen betroffen. Finden Produktion und Verkauf von Waren nur noch
eingeschrankt statt, ist auch ihr Geschaft beeintrachtigt.
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Immerhin kdnnen 80 Prozent der noch geschlossenen Unternehmen ihre Geschdfte sofort oder
innerhalb der nachsten zwei Wochen wieder starten.

Mit starken Umsatzriickgangen um mehr als 50 Prozent sehen sich insbesondere kleine
Unternehmen konfrontiert. In der Gesamtwirtschaft sind es weiterhin ein Viertel der Betriebe, die
mit Umsatzeinbriichen in dieser Hohe rechnen.

Der Anteil der Unternehmen, die mit einer Umsatzsteigerung oder zumindest keiner Auswirkung
auf ihren Umsatz rechnen, ist im Vergleich zur Vorumfrage leicht gestiegen und belduft sich nun
auf gut ein Zehntel (fiinf Prozent Ende Marz). Wenn auch weiterhin erschreckend hoch, ist die Zahl
der Unternehmen, die Umsatzriickgange erwarten, im Dienstleistungsbereich, Bau und Handel
etwas gesunken. In der Industrie, in Reisewirtschaft, Gastgewerbe sowie bei Verkehr und Lagerei
sind es dagegen inzwischen noch mehr Unternenmen, die von EinbuBen betroffen sind.

Anteil der Unternehmen, die mit einem Umsatzriickgang fiir
das Gesamtjahr 2020 durch COVID-19 rechnen
nach Sektor, in Prozent

Reisewirtschaft

Gastgewerbe

Verkehr und Lagerei

Industrie

Personenbezogene Dienstleistungen
Gesamtwirtschaft

Einzelhandel

Groflthandel

Unternehmensbezogene Dienstleistungen
Gesundheitswirtschaft

Baugewerbe

W Stand Mai  ®Stand Ende Méarz

Eine Folge der sinkenden Umsatze sind Anpassungen im Personalbedarf der Unternehmen. Mehr
als ein Drittel sieht sich gezwungen, Beschaftigung abzubauen. Im Vergleich zur Vorumfrage ist
dieser Anteil etwas geringer (34 Prozent, Vorumfrage 38 Prozent). Bezeichnend ist jedoch, dass nur
drei Prozent der Betriebe planen, zusatzliches Personal einzustellen. Diese Einschdtzung zieht sich
durch alle Sektoren der Wirtschaft.
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Beschaftigungsplane
in Prozent

m Wir missen Personal abbauen = Gleichbleibend = Wir stellen zusatzliches Personal ein
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Herausforderungen an allen Seiten

Die Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf die Unternehmen in Deutschland sind enorm. 60
Prozent haben mit einer geringeren Nachfrage zu kampfen. Vor allem in der Industrie - hier kommt
die internationale Perspektive hinzu - sind die Sorgen um die Nachfrage groB3, gefolgt von der
Verkehrs- und Lagerwirtschaft sowie dem GroB3- und Einzelhandel. Mitunter stornieren Kunden
auch ganze Auftrage, wovon 43 Prozent der Unternehmen berichten.

Bei mehr als jedem dritten Betrieb in Deutschland liegen die Geschafte ganz oder in groBBen Teilen
still. Vor allem das Gastgewerbe und die Reisewirtschaft sind stark betroffen. Hier bereiten sich die
Betriebe aber auf die schrittweisen Offnungen vor.

Weniger Investitionen

Mehr als ein Drittel der Unternehmen streicht seine Investitionsplane in diesem Jahr zusammen.
Fehlende Nachfrage, schwierige Finanzierungsbedingungen und Unsicherheit tber die zuklnftige
Entwicklung der Krise fiihren zu weniger Investitionen, vor allem von groBeren Unternehmen. Das
kdnnte dann bei Herstellern von Investitionsgitern oder auch im Baugewerbe zusatzliche Probleme
schaffen - und so die Krise zusatzlich verstarken und verlangern.

Mehr als jedes achte Unternehmen in Deutschland ist aufgrund der COVID-19 Auswirkungen von
Insolvenz bedroht. Bei kleinen Betrieben bis 19 Mitarbeitern sind es sogar 15 Prozent, die um ihre
Existenz bangen. Das zeigt, welche dramatischen wirtschaftlichen Folgen die Pandemie hat.

Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf Geschafte der
Unternehmen

in Prozent, Mehrfachnennung maoglich

I 609
I 437

Weniger Nachfrage

Stornierung von Auftrédgen durch Kunden

Kirzung der Investitionsplanungen 2020
Stillstand der geschaftlichen Tatigkeit
Ausfallende / fehlende Mitarbeiter
Fehlende Waren und Dienstleistungen
Logistische Engpéasse

Drohende Insolvenz

Keine negativen Auswirkungen

Derzeit keine Einschatzung moglich

Steigende Nachfrage nach Waren / Dienstleistungen
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I 350
I 162%

I 16%

I 14%

B 13%

B

B 3%

b 3%
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90 Prozent arbeiten unter Vorkrisenniveau — Normalisierung wird
dauern

Nur gut ein Zehntel der Betriebe arbeitet (bereits wieder) in oder tber der Vorkrisenauslastung. Das
Baugewerbe, allen voran mit knapp einem Drittel, liegt in dieser Kategorie deutlich tber dem
Durchschnitt der Gesamtwirtschaft. Hingegen zeigt sich die besondere Betroffenheit der
Reisewirtschaft auch hier nochmals deutlich: Zwei von finf Unternehmen erwarten erst im Verlauf
des Jahres 2021 eine Normalisierung. Jedes zehnte Unternehmen glaubt sogar, das Vorkrisenniveau
seiner Geschaftstatigkeit gar nicht mehr erreichen zu kénnen.

In der Gesamtwirtschaft rechnet jeweils rund ein Drittel mit einer Riickkehr zur Normalitat in der
zweiten Jahreshilfte beziehungsweise im Verlauf des Jahres 2021.

Riickkehr zur normalen Geschaftstatigkeit
in Prozent

28%
LI 15% 9
11% 14%
Q2 Q3 Q4

Wir arbeiten 2021 Nach 2021 Wirrechnen Derzeit keine
(bereits wieder) nicht mit  Einschatzung
in oder Uber der einer Riickkehr moglich

Vorkrisenauslastung zur Normalitat

Wahrend mehr als die Halfte der Unternenmen ohne Unterbrechung gearbeitet hat, konnten
weitere 13 Prozent bereits wieder 6ffnen. 17 Prozent geben an, sofort wieder 6ffnen zu kénnen.
Mehr als zwei Monate Vorlauf bendtigen zwei Prozent der Unternehmen in der Gesamtwirtschaft.

Insbesondere in der Reisewirtschaft scheint hier eine gro3e Heterogenitat zu bestehen. 10 Prozent
der Betriebe, deutlich mehr als in der Gesamtwirtschaft, bendtigen mehr als zwei Monate Vorlauf.
Gleichzeitig gibt ein Drittel der Firmen an, ohne Vorlauf wieder starten zu kdnnen. Dieser
Unterschied erklart sich dadurch, dass Reisebliros schneller wieder ihre Beratungstatigkeit
aufnenmen konnen als Veranstalter, die einen gewissen Vorlauf bendtigen. Im Gastgewerbe, der
Branche mit den meisten SchlieBungen, gibt ein Drittel der Unternehmen an, direkt wieder 6ffnen
zu konnen; 43 Prozent wiirden ein bis zwei Wochen Vorlauf zu bendtigen. Das Gastgewerbe ist
damit die Branche, die am schnellsten wieder ihre Geschaftstatigkeit aufgreifen kann, wenngleich
das nicht bedeutet, dass die Auslastung rasch an das Vorkrisenniveau ankniipfen kann.

Unternehmen, die gedffnet sind, rechnen mit einer ahnlich schnellen Riickkehr zur normalen
Geschaftstatigkeit wie die geschlossenen Betriebe, die bis zu vier Wochen Vorlauf fir eine
Wiedererdffnung benétigen. Von den Unternehmen, die Giberhaupt nicht mit einer Riickkehr zur
Normalitdt rechnen, war ein Drittel nicht von den SchlieBungen betroffen. Dies verdeutlicht, wie
groB3 die Einschnitte der COVID-19 Pandemie auch jenseits der BetriebsschlieBungen fir die
deutschen Unternehmen sind.
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Organisatorischer Vorlauf fiir Wiedereroffnung

in Prozent
3%
e 2 %0
|
/ 2%
= Wir haben ohne Unterbrechung gearbeitet Wir arbeiten bereits wieder
= Wiedererdffnung ohne Vorlauf moglich = Vorlaufvon 1-2 Wochen
m Vorlauf von 3-4 Wochen = Vorlaufvon 1-2 Monaten

m [ dngerer Vorlauf notig
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Methodik

Die Umfrage hat vom 4. bis 6. Mai 2020 stattgefunden. Rund 10.000 Unternehmen haben an der Umfrage
teilgenommen.

Die Antworten verteilen sich auf die Industrie (18%), Baugewerbe (5%), Einzelhandel (12%), GroBhandel (6%), Verkehr
und Lagerei (4%), Reisewirtschaft (49%), Gastgewerbe 11%), Gesundheitswirtschaft (3%), Personenbezogene
Dienstleistungen (12%), Unternehmensbezogene Dienstleistungen (24%).

Nach UnternehmensgréBenklasse verteilen sich die Antworten wie folgt: 1-19 Beschiftigte (63%), 20-199
Beschiftigte (279%), 200-499 Beschaftigte (5%), 500-999 Beschiftigte (20%), Gber 1.000 Beschiftigte (3%).
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Handel: Verhaltener Re-Start fiir die ganze Branche

Durch BetriebsschlieBungen war und ist der Einzelhandel von den Auswirkungen der Krise direkt
betroffen. Zwei Drittel der Betriebe mussten ihr Geschaft schlieBen. Der GroBhandel konnte in der
Regel weiterarbeiten: 75 % der Betriebe hatten dort ohne Unterbrechung gedffnet. Inzwischen ist
die Offnung aller Geschafte unter Auflagen zur Hygiene méglich. Einige wenige Betriebe bendtigen
zur Umsetzung der Vorschriften etwas Vorlauf, aber in der Regel ist eine Offnung sehr schnell
realisierbar.

Einzelhandel GroRhandel

15%
17%
33%
9% '

75%
50%
m Geodffnet m Geoffnet
m Wieder gedffnet m Wieder gedffnet
m Geschlossen m Geschlossen

Die Konsumlaune ist momentan sehr gebremst. Die komplette Riickkehr zu Geschaften wie in der
Zeit vor Corona wird daher auf sich warten lassen. Ungefahr die Halfte der Betriebe rechnet mit
einer Normalisierung noch in diesem Jahr - im GroBhandel etwas friher, da dort der Anteil der
Betriebe, die bereits (wieder) in oder tiber Vorkrisenauslastung arbeiten, hoher ist. Ein Drittel
rechnet allerdings erst im nachsten Jahr oder noch spater wieder mit normalen Geschaften. Es gibt
aber nach wie vor auch viel Unsicherheit und fiir einen kleinen Anteil der Unternehmen wird es
voraussichtlich kein ,neues” Normal geben.

Riickkehr zur normalen Geschaftstatigkeit

in Prozent
35%
30%
30% 29% __28%
25%
200/0 17%
16%) 0150/0160/0 15%) 0,
15%15% 14%
15% 12% ’ 14%1496 "7
11%
10%
60/0 50/
5% 4% 4% 305 I R
0% . l
Wir arbeiten Q2 Q3 Q4 2021 Nach 2021 Wir rechnen Derzeit keine
(bereits wieder) nicht mit Einschatzung
in oder Uber der einer Rickkehr maoglich
Vorkrisenauslastung zur Normalitat

W Gesamtwirtschaft Einzelhandel Grolthandel
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Krisenmodus beim GrofBteil der Handelsunternehmen

Perspektivisch beflirchten deswegen die meisten Handler fiir das Gesamtjahr 2020 einen Umsatz-
rlickgang. Allerdings hat sich die Situation gegeniiber der Blitzumfrage im Marz leicht verbessert.
Damals beflirchteten noch 82 Prozent der Einzelhdndler und 80 Prozent der GroBhdndler einen
Umsatzriickgang. In der aktuellen Umfrage sind es 78 bzw. 74 Prozent. Trotz der ersten Lockerun-
gen sieht sich jeder zehnte Einzelhdndler und sechs Prozent der GroBhandler aktuell von einer
Insolvenz bedroht.

Anteil der Unternehmen, die mit einem Umsatzriickgang fiir

das Gesamtjahr 2020 durch COVID-19 rechnen
nach Sektor, in Prozent

Gesamtwirtschaft
81%

Einzelhandel
82%

Grolthandel
80%

W Stand Mai  ® Stand Ende Mérz
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Weniger Umsatz, hohe Kosten

Die Einschdtzung der Umsatzentwicklung fuir 2020 ist vor allem auf die wochenlange SchlieBung
der Laden zurlickzufiihren: Mehr als drei Viertel der Einzelhdndler hatten in dieser Zeit merkliche
UmsatzeinbuBen bzw. tberhaupt keine Umsdtze mehr. Auch nach den, in den letzten Wochen,
erfolgten Offnungen der meisten Einzelhandelsgeschifte, bleibt die Bilanz sehr verhalten. Die
Konsumneigung und die Kundenfrequenz in den Innenstadten liegen weit unter Vorjahresniveau.
In 65 Prozent der Laden ist die Anzahl der Kunden gesunken, 14 Prozent haben sogar fast gar keine
Kunden mehr. Maskenpflicht und viele neue Hygieneregeln, die in den Geschaften zu beachten
sind, verunsichern die Konsumenten.

Bei den Anbietern von Mode (Bekleidung, Schuhe) etwa sind die Lager voll mit Frithjahrsware, die
Rechnungen der Lieferanten da, aber die Kunden bleiben aus. Durch Online-Aktivitaten konnten
einige dieser Handler wahrend der SchlieBzeit einen Teil der Ware absetzen, aber bei weitem nicht
im gewohnten Umfang. Nun drohen auBBerdem Rabattschlachten, die die Modebranche weiter
schwéachen werden.

Allerdings gibt es auch Teile des Handels, die in der Krise héhere oder gleichbleibende Kunden-
zahlen und Umsatze haben. Dazu gehdren vor allem der Lebensmittelhandel, Drogeriemarkte,
Apotheken und teilweise auch der E-Commerce, je nachdem welche Produkte online verkauft
werden. Aber auch Bau- und Gartenmarkte werden aktuell stark frequentiert. Insgesamt haben
sieben Prozent der Handler mehr Kunden und 14 Prozent verzeichnen ein gleichbleibendes Niveau.
Bei 11 Prozent ist der Umsatz gestiegen, bei 13 Prozent mehr oder weniger gleich geblieben.

Tagliche Kundenzahl im Einzelhandel Taglicher Umsatz im Einzelhandel

Wir haben nahezu keine Kunde
. I 12%
14% I Kunden Umsétze

16% I Umn bis zu 75% gesunken e
259% I Um bis zu 50% gesunken I N EEEEE 25%
24% I Um bis zu 25% gesunken R 3%
149% I Nicht/kaum gesunken I 13%

7% Die Kundenzahl_ Umsdize e 110
sind gestiegen

Problematisch fiir viele Einzelhdndler: Obwohl Durchschnittliche Kosten des Geschifts
die Umsatze deutlich eingebrochen sind, blei-
ben die Kosten hoch. Nur 18 Prozent der
Unternehmer konnten die Kosten senken. Nach ~ Umbiszu25% gesunken IS 14%
wie vor sind die Fixkosten in Form von Gewer- Um bis zu 50 % gesunken B 3%
bemieten oder falligen Zahlungen fir einge-
kaufte Waren, die nun aber nicht abgesetzt
werden kdnnen, eine grol3e Herausforderung.
Der Dialog mit Vermietern und Lieferanten Die Kosten sind gestiegen NN 13%
bleibt daher wichtig, um die Folgen der Krise zu

dampfen und Liquiditat zu sichern.

Nicht / kaum gesunken I 9%

Um bis zu 75 % gesunken = 0%

Uber 759% gesunken | 1%

96



Auch der GroBhandel ist von den Auswirkungen der Corona-Krise betroffen. Zwar gab es hier kaum
BetriebsschlieBungen. Aber vor allem Anbieter im konsumnahen Bereich, also z.B. Lieferanten von
Gastronomie oder GroBmarkte, haben mit Kunden- und Umsatzriickgdngen zu kdmpfen. Auch im
Bereich Bliromaterial ist die Nachfrage rlickldufig. Es gibt aber auch einige Branchen, die deutlich
mehr zu tun haben. Das ist unter anderem der Chemikalien-GroBhandel, der ein wichtiger Zuliefe-
rer fiir die Hersteller von Desinfektionsmittel ist. Auch die Nachfrage nach Versand- und Ver-
packungsmaterial ist gestiegen, da der Warenversand zugenommen hat. DHL etwa befordert
aktuell fast doppelt so viele Pakete wie normalerweise. Insgesamt sind die Auswirkungen der Krise
auf Kundenzahl und Umsatze nicht so stark wie im Einzelhandel. Die Kostensituation stellt sich
ahnlich dar wie im Einzelhandel: Der GroBteil hat trotz gesunkener Einnahmen gleichbleibende
oder sogar gestiegene Kosten.

L . Taglicher Umsatz im GroRhandel
Tagliche Kundenzahl im GroBhandel

Wir haben nahezu keine Kunden

le% NN | Umsatze N 3%
12% I Um bis zu 75% gesunken [ NN EEEEEE 16,
15% I Um bis zu 50% gesunken [ NN 227,
22% I Um bis zu 25% gesunken [ N 257
30% I Nicht/kaum gesunken [ N 19%
6% Die Kundenzahl ~ Umsatze I 11%

sind gestiegen

Durchschnittliche Kosten des Geschafts im GroRhandel

Die Kosten sind gestiegen I 13%
Nicht / kaum gesunken I 63°%
Um bis zu 25 9% gesunken I 15%
Um bis zu 50 % gesunken W 3%
Um bis zu 75% gesunken | 1%

Uber 759% gesunken | 0%

97



Eigenkapital schrumpft

Die Umsatz- und Kostensituation wirkt sich vor allem auf das Eigenkapital der Betriebe aus. Der
Einzelhandel ist dabei starker betroffen als der GroBhandel. Bei jedem flinften Handelsunter-
nehmen kommt es zu Liquiditatsengpassen. Das sind aber weniger Betriebe als in der Gesamt-
wirtschaft.

Die Finanzierungssituation ist insgesamt angespannt. Unternehmen berichten, dass sie auf
Schwierigkeiten, wie langwierige Priifungen und unattraktive Konditionen stoBen. Fiir viele
Handelsunternehmen ist eine Verschuldung nur schwer zu verkraften, da damit in den ndchsten
Jahren keinerlei Geld flr Investitionen zur Verfligung steht.

Auswirkungen auf die Finanzierungssituation
in Prozent, Mehrfachantworten moglich

) ) ) 38%
Keine negativen Auswirkungen 29%
I 28%
Grofthandel
o . 22% .
Liquiditatsengpasse 22% Einzelhandel
I 7%
B Gesamtwirtschaft
Einschrankungen bei laufenden Krediten und freien 91’/000/
Liquiditats-Kreditlinien I 100/3
Eigenkapitalriickgang (Wertberichtigungsbedarf, 49% koo
Umsatzeinbruch etc) I 570
A 10%
Verschlechterung des Branchenratings 17%
I 15%
) ) 6%
Bekommen keinen Kredit 7%

%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70%
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Nachfrage und Lieferketten bereiten Probleme

Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf Geschafte der

Handelsunternehmen
in Prozent, Mehrfachantworten moglich

Weniger Nachfrage 60%33%2%

36%

A ) ;
T O A g U U O e 430/
9%
I —— 3%3/?"
16%

Stillstand der geschéftlichen Tatigkeit i 350

Ausfallende / fehlende Mitarbeiter ————————— %’

Kirzung der Investitionsplanungen 2020

0,
Fehlende Waren und Dienstleistungen — 29% %
I 0

Logistische Engpasse 23% 33%
I 14% GroRhandel

0,
Drohende Insolvenz dGboo/ﬁ% Einzelhandel

0, .
Keine negativen Auswirkungen i%ﬂ/g o W Gesamtwirtschaft
()

4% %

Derzeit keine Einschatzung moglich _—s0

7

Steigende Nachfrage nach Waren Lyl 7%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70%

Die geringere Nachfrage bzw. die

Stornierung von Kundenauftragen Weniger Nachfrage

sind die groBten Sorgen des Han- 29%

dels. Dem GroBhandel fehlen dabei aus dem Nicht-EU-Ausland 11%

zwar hauptsachlich die deutschen . oo

Abnehmer, aber auch bei den Kun- 47%

den aus der EU- und aus Dritt- aus der £ -17% aboy

staaten sind deutliche Riickgange ’

zu verzeichnen. Im Einzelhandel 95%
sind die auslandischen Markte aus demInfand L 99;;’//°
weniger relevant, in Grenzregionen ’
zu den Nachbarldndern, vor allem GrolRhandel Einzelhandel M Gesamtwirtschaft

zur Schweiz und zu Frankreich,
brechen aber ebenfalls erhebliche Umsatze weg.

Vor allem fiir den GroBhandel, aber auch teilweise im Einzelhandel, sind fehlende Waren und
logistische Engpésse ein Problem. So ist z.B. die Nachfrage nach PC-Zubehor und nach Artikeln flr
den Outdoor-Bereich sehr hoch. Dort gibt es teilweise bereits lange Lieferfristen und Liicken in den
Sortimenten. Auch im Automobilhandel gibt es Probleme bei den Lieferketten: Durch Werks-
schlieBungen fehlt der Nachschub an Neuwagen. AuBerdem konnen aktuell viele Ersatzteile, die oft
aus Italien und Spanien kommen, nicht geliefert werden. Das gilt teilweise auch fiir andere Pro-
dukte, die aus diesen Ldndern stammen, z.B. werden Weine aus den sitidlichen Ldndern aktuell
kaum nachgeliefert.
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Zudem kommt es zu logistischen Engpédssen und Verteuerungen im internationalen Geschaft, da
ungefahr die Halfte der Kapazitat im Luftfrachtbereich durch die fehlenden Passagiermaschinen
weggebrochen ist. Bei der Seefracht sind die Schiffe und Container wieder unterwegs. Noch ist
offen, ob es in Kiirze zu einem Container-Stau in den deutschen Hafen kommen wird, wenn
bestellte Ware eintrifft, aber nicht sofort abgeholt wird, da die Lager teilweise noch voll sind.

Reaktionen auf die Krise: Prozesse digitalisieren und straffen

Die Handelsunternehmen setzen bei ihrer Reaktion auf die Krise nicht nur auf Einsparungen. Zwar
stehen flir 37 Prozent RationalisierungsmaBnahmen im Vordergrund, allerdings ist durch die Krise
auch die Digitalisierung in den Fokus gertckt. Viele Einzelhdndler haben die Zeit wahrend der
BetriebsschlieBung eingesetzt und ihre Aktivitdten in der Online-Kommunikation und im Online-
Verkauf verstarkt oder sogar neue Instrumente aufgebaut. Das geht teilweise mit Veranderungen
im Geschaftskonzept einher - so werden zum Beispiel Instagram-Storys zum neuen Vertriebskanal
fur Modehdndler oder lokale Lieferservices sichern zumindest einen Teil des Verkaufs vor Ort. Aller-
dings sind Investitionen in ndchster Zeit bei vielen Handlern erst einmal zurtickgestellt. Knapp

40 Prozent kiirzen angesichts der momentanen wirtschaftlichen Situation ihre Investitionsplane
fur 2020.

Betriebliche Malnahmen zur Begegnung der Krise
in Prozent, Mehrfachnennung moglich

39%
Verstarkte Digitalisierung im Unternehmen 32%

. 35%

37%
Rationalisierung 37%

I 34%

28%
Umstellung der Geschéfte/des Geschéftskonzepts 26%

I 25%

Suche nach neuen Lieferanten flir Vorprodukte / 17%

8%

Dienstleistungen s o
GroRhandel
Rickverlagerung von zuvor ausgelagerten 120;/° Einzelhandel
Wertschépfungsaktivitaten Y :
piung 3% B Gesamtwirtschaft
13%
Sonstige 18%

I 19%

17%
Keine 20%

I 1%
I T T

0% 10% 20% 30% 40% 50%

100



Die Rationalisierungsplane treffen auch die Mitarbeiter. Ein knappes Drittel der Einzelhdndler und
27 Prozent der GroBhandler sind so stark von der Krise betroffen, dass sie planen Personal abzu-
bauen. Nur sehr wenige Unternehmen im Handel planen dagegen mehr Mitarbeiter zu beschafti-

gen.

Beschaftigungsplane im Beschaftigungsplane im
Einzelhandel Grofhandel
in Prozent ‘ in Prozent

65% 71%

® Wir miissen Personal abbauen = Wir miissen Personal abbauen
Gleichbleibend Gleichbleibend

= Wir stellen zusatzliches Personal ein = Wir stellen zusatzliches Personal ein
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Methodik

Die Umfrage hat vom 4. bis 6. Mai 2020 stattgefunden. Rund 10.000 Unternehmen haben an der Umfrage
teilgenommen, davon waren 12% aus dem Einzelhandel (12%) und 6% aus dem GroBhandel (6%).
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Handelsverband NRW: Umfrage zur aktuellen Situation im Einzelhandel, KW 28/29-2020

Stand: 14.07.20
[Aktueller Text und Fragen in blau bzw. im Anderungsmodus]

Historie

> Ab KW 17 (20. April) mit ersten Offnungen Umfrage begonnen
>  Mit KW 22/23 (25. Mai) zweiwéchiger Rhythmus

Einleitung:

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Ergebnisse unserer regelmafigen Befragung liefern uns eine wichtige erganzende Basis in der
Begleitung der Coronakrise, insbesondere bei den Gesprachen mit den Entscheidungstrdagern in
Politik und Verwaltung. Auch weiterhin mdéchten wir die aktuelle Entwicklung verfolgen und Sie im
Online-Fragebogen um eine Einschatzung bezogen auf die vergangenen zwei Wochen (06.07.-
18.07.2020) im Vergleich zu den entsprechenden zwei Vorjahreswochen bitten. Die Beantwortung
bendtigt nur wenige Minuten, fir Ihre Unterstlitzung bedanken wir uns herzlich!

N=207
» Davon rund vier Fiinftel unter 800gm VKF/in stadtischer Lage

Zeitpunkt der Wiedereroffnung

In % In % In % In % In % In % In % In %
KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/3 | KW24/5 | KW26/7
0 | Ich darf nicht 6ffnen 4,9 1,6
1 | Geschift bleibt trotz Offnungsmdglichkeit 2,2 1,2 1,1 1,1 1,3 0,5 1,0
geschlossen
2 | Wiedereroffnung durch Freigabe fiir 60,9 56,7 55,8 57,4 58,8 55,8 54,9 50,7

Geschafte mit Verkaufsflache bis 800 gm




3 | Wiedereroffnung durch Freigabe flr 7,6 7,3 7,0 9,0 6,5 3,9 6,6 5,8
bestimmte Sortimentsbereiche (Mé6bel,
Babyausstattung etc.)

4 | Wiedereroffnung durch Freigabe bei 6,7 7,0 4,7 5,0 3,9 6,6 7,7
Begrenzung der Verkaufsflache auf max. 800
gm

5 | Wiedereroffnung durch vollstdandige Freigabe 2,5 3,2 5,8 9,4 7,2

fur alle Geschafte

6 | Geschaft war nicht vom Offnungsverbot
betroffen

24,5 27,8 29,1 25,3 25,4 29,2 22,1 27,5

Wie schatzen Sie lhre Kundenfrequenz in den vergangenen zwei Wochen gegeniiber den beiden vergleichbaren Wochen im letzten Jahr ein?

70T

0. 1+6 0.1+6 0.1+6

In % In % In % In % In % In % In % In %

KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/3 | KW24/5 | KW26/7
ca. 20 Prozent vom Vorjahr oder 21,8 20,2 18,8 16,8 13,0 13,1 15,2 10,1
weniger
ca. 40 Prozent vom Vorjahr 24,7 22,7 28,8 21,6 18,8 17,8 17,0 12,8
ca. 60 Prozent vom Vorjahr 20,1 17,7 18,8 21,2 18,8 26,2 20,6 24,3
ca. 80 Prozent vom Vorjahr 16,1 15,8 15,6 21,2 27,9 30,8 27,9 29,1
ca. 100 Prozent vom Vorjahr 6,3 5,4 6,8 10,6 10,5 5,6 91 12,2
mehr als im Vorjahr 10,9 16,1 11,2 8,4 10,9 6,5 10,3 11,5

Deutlich pos. Trend; nur noch bei etwa jedem Fiinfen max. 40%; Deutlich Hdlfte bei mind. 80%.

Wie schatzen Sie lhre Umsétze in den vergangenen zwei Wochen gegeniiber den beiden vergleichbaren Wochen im letzten Jahr ein?



SOT

o.1+6 0.1+6 0.1+6

In % In % In % In % In % In % In % In %

KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
ca. 20 Prozent vom Vorjahr oder 21,8 20,6 19,9 14,0 13,8 14,0 13,9 8,8
weniger
ca. 40 Prozent vom Vorjahr 23,6 22,2 20,7 18,8 18,2 14,0 12,7 12,8
ca. 60 Prozent vom Vorjahr 12,6 14,8 19,9 17,0 16,4 19,6 18,2 21,6
ca. 80 Prozent vom Vorjahr 21,3 15,6 15,5 22,5 22,9 30,8 26,7 22,3
ca. 100 Prozent vom Vorjahr 6,3 4,5 8,4 10,0 13,1 9,3 13,9 16,9
mehr als im Vorjahr 14,4 22,2 15,5 17,7 15,6 12,1 14,5 17,6

Positive Tendenz; etwa ein Drittel erreicht mittlerweile das Vorjahresniveau, gut die Hdlfte 80%.

Halten sich die Kunden in lhrem Geschift an die HygienemaRnahmen (bspw. Abstandsgebot, Mund-Nase-Schutz, etc.)?

[Interner Hinweis]*
In % In % In % In % In % In % In % In %
KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
Ja, praktisch ohne Einschrankung 36,7 47,1 60,2 63,0 59,5 59,5 59,9 54,9
Ja, Uberwiegend, aber 59,9 51,7 39,1 36,2 394 40,5 40,1 43,7
[Eingabefeld]
Nein 2,8 1,2 0,8 0,0 0,4 0,0 0,0 1,0
Andere [Eingabefeld] 10,2 3,3 7,0 7,6 6,9 5,2 2,4 4,4

Einhaltung recht konstant mit leicht riickldufiger Tendenz.

[vereinzelte Hinweise zur ab und zu notwendigen Erinnerung an MNS oder Abstand]

1 Bis KW 18, Wiirden Sie sagen, die Kunden verhalten sich in lhrem Geschift diszipliniert und riicksichtsvoll?“
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Wie empfinden Sie aktuell die Stimmung der Kunden beim Einkauf?

Weiterhin gemischt von ,gut, erfreut, besser” (iber ,zuriickhaltend, genervt, gezieltes Einkaufen bis zu ,,gebremst*;

Welche SchutzmaBnahmen fiir Kunden und/oder Beschiftigte haben Sie beispielswiese ergriffen?

Interner Hinweis?

In% In% In% In% In % In % In%
Kw17 KwW18 KwW19 KW20 KW21 KW22/23 KwW24/5
Aushédnge von Hinweisen zu Verhaltensweisen 92,5 96 94,9 94,6 95,7 97,4 96,2
Zugangskontrollen 37,4 47,5 42,4 38,4 42,2 44,4 36,2
Abstandsmarkierungen 65,5 71,9 68,6 68,1 71,1 64,9 70,9
Schutzscheiben 67,8 76,1 77,6 78,6 82,3 73,5 79,8
Bereitstellung von Desinfektionsmittel 78,7 81,8 83,1 82,2 83,8 84,1 86,9
Ausgabe eines Mund-Nase-Schutzes 47,1 45,2 46,3 45,7 47,3 49,7 46,0
Sonstiges [Eingabefeld] 17,2 11,1 9,0 5,8 5,4 5,3 5,2
Haben Sie finanzielle Unterstiitzung erhalten? Welche?
0.1+6 0. 1+6 0.1+6
In % In % In % In % In % In % In % In %
KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
NRW Soforthilfe 64,2 68,6 75,51 72,2 72,9 80,4 84,2 83,1
Bankkredit 12,8 9,7 13,2 | 8,7 14,7 16,8 12,1 13,5
Steuerstundung 33,0 32,9 30,3 | 33,6 28,6 36,4 27,3 31,8
Stundung von 17,3 14,7 16,0 | 17,7 15,8 21,5 12,7 13,5
Sozialabgaben
Mietstundung 24,6 17,7 16,3 | 19,5 15,0 17,8 18,8 16,9
Keine 23,5 23,2 18,7 | 20,9 21,2 8,4 9,7 10,8
Sonstige [Eingabefeld] 11,7 7,3 7,4 5,8 5,9 6,5 6,7 6,8

Weitgehend stabil.

2 Ab KW 26 nicht mehr abgefragt.
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Haben Sie bereits eine Aufforderung zur , Ermittlung des Liquiditdtsengpasses NRW Soforthilfe 2020“ erhalten?

0.1+6
In %
KwW28/9
Ja
Nein

Keine Angabe

Ist lhre Riickmeldung zu dieser Aufforderung bereits erfolgt?

o.1+6
In %
KwW28/9
Ja
Nein

Keine Angabe

In etwa welchem Umfang erwarten Sie dazu eine Riickzahlungspflicht?

o.1+6
In %
Kw28/9

0 Prozent

25 Prozent

50 Prozent

75 Prozent

100 Prozent
Keine Angabe
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Anmerkungen zur Aufforderung , Ermittlung des Liquiditatsengpasses NRW Soforthilfe 2020“

[Eingabefeld]

Auswertung

Priifen oder planen Sie die Beantragung von Uberbriickungsgeld?

0.1+6

In %

KW26/7
Ja 14,5
Nein 77,2
Keine Angabe 8,3

Aktuell befasst sich nur (?) jeder Siebte mit der Beantragung von Uberbriickungsgeld.

Haben Sie Kurzarbeit angemeldet?

0.1+6 0.1+6 0.1+6
In % In % In % In % In % In % In % In %
KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
Ja 64,6 | 64,6 64,6 | 70,2 64,7 61,0 68,5 62,8
Nein 35,4 | 35,4 35,4 | 29,8 35,3 39,0 31,5 37,2
Weitgehend stabil

Wie gehen Sie in lhrem Unternehmen hinsichtlich Preisinderungen mit der Mehrwertsteuersenkung um?

In % In %
KW24/5 KW26/7
Alle ‘ 0.1+6 ‘ nur 6 Alle | 0.1+6 | nur 6
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praktisch vollumfanglich
Kunden weiter.

Ich gebe sie durch Preisreduktion

an die

39,7

38,2

46,8

38,0

38,5

38,6

weiter.

Ich gebe sie durch Preisreduktion
teilweise (bspw. produktspezifisch
oder anteilig) an die Kunden

22,0

24,2

12,8

27,9

24,3

35,1

Ich gebe sie nicht oder allenfalls
geringflgig an die Kunden weiter.

17,3

18,8

12,8

19,2

20,9

15,8

Keine Angabe.

3,3

3,6

2,1

4,8

5,4

3,5

Sonstiges

10,1

10,8

7,0

Ich weiR noch nicht.?

17,8

15,2

25,5

Bei ,,vollumfinglicher Weitergabe“ keine grofsen Unterschiede; LEH/Drog aber mehr ,teilweise”;

andere Modelle; siehe néchster Hinweis zu ,,Sonstiges”).

»Sonstiges”: Rabattaktionen, Guthabensammlung auf Kundenkonto, Spendenaktion

Wie groR sehen Sie fiir sich AKTUELL die Gefahr einer Geschaftsaufgabe?

ohne LEH/Drog.gibt sie ca. jeder Fiinfte nicht weiter (z.T.

o.1+6 0.1+6 0.1+6

In % In % In % In % In % In % In % In %

KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
Sehr grol3 9,9 5,5 3,9 5,1 4,7 3,7 7,9 6,1
GroR 14,4 13,8 12,0 10,9 8,7 11,2 11,0 8,8
MaRig 22,7 23,7 28,3 25,7 23,5 18,7 23,8 23,0
Eher nicht 31,5 30,2 36,4 34,8 33,2 35,5 32,3 30,4
Keine Gefahr 21,5 26,7 19,4 23,6 30,0 30,8 25,0 31,8

3 Ab KW 26 keine Antwortoption mehr
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Positiver Trend; noch jeder Siebte grofs/sehr grof3; ein Drittel ,keine Gefahr”

Wie groR ist lhr Geschaft (Verkaufsflache)?

In % In % In % In % In % In % In % In %
KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
Bis 400 gm 74,2 64,4 70,4 65,8 68,1 69,3 71,0 68,8
401-800 gm 132 | 141| 12,1 131| 12,5 14,4 11,2 11,6
801-1500 gm 4,9 8,3 8,9 9,5 5,4 7,2 6,5 8,7
1500-5000 gm 4,9 8,5 6,2 7,6 9,7 5,2 7,9 8,7
Uber 5000 gm 2,7 4,6 2,3 4,0 4,3 3,9 3,3 2,4
Vier Fiinftel unter 800gm VKF
An welchem Standort befindet sich lhr Geschaft?
o.1+6 0.1+6
In % In % In % In % In % In % In % In %
KW17 | KW18 | KW19 | KW20 | KW21 | KW22/23 | KW24/5 | KW26/7
Innenstadt 52,2 49,8 56,4 57,4 58,4 52,6 64,8 51,4
Stadtteil 28 24,8 23,3 20,6 22,2 26,0 18,8 26,4
Fachmarktstandort 2,7 5,5 4,3 5,4 4,3 6,5 3,6 7,7
Einzelstandort 11,5 15,6 11,3 13,0 13,6 13,6 10,3 11,1
Sonstige 5,5 4.4 4,7 3,6 1,4 1,3 2,4 3,4

Knapp vier Flinftel in stddtischer Lage

In welcher Stadt befindet sich Ihr Geschaft?

u.a. Rheinland, OWL, AD-KéIn, Krefeld, Kleve, Westfalen-Miinsterland, Ruhr, Siidwestf., Ruhr-Lippe

Weitere Anmerkungen (Auszug)
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- Arger Uber Soforthilfe-Riickzahlung/ nicht abrechenbare Personalkosten

Abschluss:
Mit Klick auf ,xxx“ schlielen Sie die Befragung ab.
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PRIVATER KONSUM IN ZEITEN VON CORONA

Die Rezession in Folge der Corona-Pandemie wird aller Voraussicht nach als der tiefste
Einbruch der deutschen Volkswirtschaft seit der Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre
in die Geschichtsbiicher eingehen. Anders als in friiheren Krisen - namentlich denen
der Nachkriegszeit — ist dieser Abschwung die Folge eines Wegbrechens des privaten
Konsums, der traditionell ein stabilisierendes Element darstellte. Damit stellen sich die
Fragen wie es zu dem Wegbrechen des privaten Verbrauchs kam, und was dies fiir den
Einzelhandel bedeutet.
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Die Ausbreitung von ,SARS-CoV-2“ - so der offizielle Name dieses Virus — hatte ihren Ursprung in
China. Laut Johns Hopkins University wurde dort am 8. Dezember 2019 der erste Fall einer Infek-
tion mit einem neuartigen Coronavirus beobachtet. Dieses Virus verursacht die Lungenkrankheit
CoViD-19, dieineinigen Fdllen todlich verlauft. Am 27. Januar 2020 wurde die erste Infektion mit diesem
Coronavirus in Deutschland nachgewiesen. Als dann Ende Februar in Deutschland die Infektionszah-
len besonders rasant anstiegen, fihrte dies zu ersten politischen Reaktionen zur Eindammung der
weiteren Ausbreitung. Diese Mallnahmen nahmen bis zum 22. Mdrz an Intensitat zu. Bundesweit
wurden Kindertagesstdtten, Schulen und Hochschulen sowie Geschafte, die "nicht lebensnotwendige”
Glter anbieten, geschlossen. Mit Ausnahmen fur Familien und zwingend notwendigen beruflichen
Treffen, waren Zusammenkiinfte von mehr als zwei Personen untersagt. In ganz Deutschland wurden
Massenevents wie Fullballspiele verboten, und Theater, Restaurants, Bars oder Einzelhandelsgeschaf-
te, die keine Guter der Grundversorgung anbieten, mussten schlieRen.

Seit dem 15. April gibt es sukzessive Lockerungen dieser Shutdown-MaRnahmen, wenngleich nach
Lage der Dinge manche Einschrankungen noch bis in den Herbst hinein anhalten werden. So begann
ab dem 22. bzw. 27. April (je nach Bundesland) die Wiedereroffnung der Ladengeschafte unter Einhal-
tung von Hygienestandards und Begrenzungen bei der Kundenanzahl, die zeitgleich im Geschdft sein
dirfen. Darlber hinaus 6ffneten im Laufe des Mai und Juni auch Restaurants, Freizeiteinrichtungen
und Einrichtungen zur Erbringung personlicher Dienstleistungen.

Wenngleich die Corona-Pandemie in Deutschland noch nicht ausgestanden ist, sind die immensen
gesamtwirtschaftlichen Schaden bereits absehbar. In diesem Jahr wird es in Deutschland - wie in
allen anderen Industrielandern — zu einer Rezession von bislang nicht gekannter Scharfe kommen.
Bei dieser Einschatzung sind sich nahezu alle Wirtschaftsforschungsinstitute sowie die Bundesregie-
rung einig. Die aktuellen Prognosen und Szenarien stimmen darin Uberein, dass der wirtschaftliche
Einbruch tiefer sein wird als bei der Finanz- und Wirtschaftskrise im Winterhalbjahr 2008/9. Die deut-
sche Volkswirtschaft befindet sich in der schwersten Rezession der Nachkriegsgeschichte. Gabriel
Felbermayr, Prdasident des Instituts fur Weltwirtschaft in Kiel (IfW), spricht von der ,Mutter aller
Rezessionen”.

KONSUMMONITOR CORONA

114



Die genaue Grolenordnung dieses gesamtwirtschaftlichen Einbruchs und der damit verbundenen
volkswirtschaftlichen Kosten flir Deutschland kénnen bislang nur grob vorhergesagt werden. Die
Spannweite bei den Aussagen der diversen Institute, wie sich das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in die-
sem Jahr entwickeln wird, ist sehr grol8 und zudem werden die Prognosen innerhalb weniger Wochen
revidiert.

Einigkeit besteht nur darin, dass die Corona-Pandemie fir alle Volkswirtschaften — so ebenfalls fir
Deutschland — mit einem bislang nicht gekannten simultanen Angebots- und Nachfrageschock ver-
bunden ist. Die Besonderheit in dieser Krise ist, dass der private Konsum - als Folge der politischen
MaRnahmen, der Ausbreitung der Infektionen zu begegnen — massiv beeintrachtigt wurde. In der
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/9 war dies anders. Damals war der private Verbrauch ein stabili-
sierendes Element. Aber als Folge der Shutdown-MalRnahmen zur Eindammung der Pandemie brach
der private Verbrauch ein und die Rezession nahm ihren Ausgang beim Binnenverbrauch und damitin
Bereichen, die bisher als konjunkturresistent und damit als Stitzen des Wirtschaftswachstums galten.
So wurden im Zuge der Eindammungsmalnahmen Messen, Konferenzen, Kultur- und Sportveranstal-
tungen abgesagt, eine weltweite Reisewarnung legt den Tourismus lahm, Hotels, Kultur- und Spor-
teinrichtungen, viele Einzelhandelsgeschdfte aber auch Anbieter von personliche Dienstleistungen
wie Frisorsalons sowie Restaurants und Bars mussten zumindest temporar schlieRen. Die Verbraucher
konnten und kénnen einschldgige KonsumwUunsche daher nicht realisieren.

Und selbst in den seit einiger Zeit wieder gedffneten Geschaften legen die Verbraucher eine Kaufzu-
ruckhaltung an den Tag, entweder aus Angst vor Ansteckung oder aus Unsicherheit Gber die weitere
Entwicklung der persdnlichen Einkommenssituation. Darliber hinaus zeigt eine aktuelle Umfrage des
Instituts fir Demoskopie Allensbach, dass 68 Prozent der Bevdlkerung in Deutschland, aufgrund der
Maskenpflicht in den Geschaften nur das Notigste einkaufen.

Der private Konsum wirkt damit anders als in der Vergangenheit nicht stabilisierend. Zwar sind einige
Bereiche wie die Ausgaben fir Wohnen, Wasser und Energie oder fur Finanz- und Versicherungsleis-
tungen, die laut der Gemeinschaftsdiagnose der flihrenden Wirtschaftsforschungsinstitute in Deutsch-
land etwa 45 Prozent an den gesamten privaten Verbrauchsausgaben ausmachen, nicht aufschiebbar.
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Bei den restlichen Ausgaben kann aber die — sogar steigenden — Nachfrage nach (lagerfahigen)
Lebensmitteln, Hygieneartikeln und verstarkte Onlinekdufen, die Rlickgange in den anderen Konsum-
kategorien nicht kompensieren.

Gerade dieser groRe Einbruch beim privaten Konsum ist einer der Griinde daflr, dass diese Rezession
persistenter sein wird als friihere Krisen. Denn viele Produkte, die die Unternehmen nicht oder nur
in geringen Mengen verkaufen konnten oder kdnnen, sind nur begrenzt lagerfahig. Anders als Indus-
trieunternehmen, die aktuell nicht verwendete Vorprodukte oder nicht verkaufte Endprodukte auch
in einer naheren Zukunft noch nutzen kdnnen, kann beispielsweise ein Modehdndler die aktuelle
Sommerkollektion weder im Winter noch in vollem Umfang in der ndchsten Saison verkaufen, ganz
abgesehen von den ausgefallenen Gaststattenbesuchen, Reisen oder Theaterauffihrungen. Der
Einbruch wird damit fir diese Unternehmen nachhaltiger sein.

So stehen insbesondere dem Einzelhandel, der etwa 30 Prozent am privaten Konsum ausmacht, un-
sichere Zeiten bevor. Wahrend des Shutdowns, als — mit Ausnahme des Lebensmittel- und Droge-
riebereichs, der Apotheken und Optiker sowie der Tankstellen — die Ladenlokale schlielen mussten,
belief sich der Umsatzverlust auf etwa 30 Milliarden Euro. Als Folge der erwdahnten, durch gestiegene
Zukunftsangste ausgeldsten Kaufzurickhaltung ist das Umsatzaufkommen flr die Geschdfte weiter-
hin eher verhalten. Dazu kommt der durch den Shutdown befdrderte Trend, Einkaufe verstarkt online,
statt stationdr vorzunehmen. Dies verscharft die Krise gerade fur die stationdren Handelsgeschadfte,
die digitale Absatzkanale nicht nutzen (wollen), weiter. Angesichts geringerer Umsdtze und weiterlau-
fenden Fixkosten wie Mietzahlungen ist nicht ausgeschlossen, dass es in diesen Branchen vermehrt
zu GeschaftsschlieBungen oder sogar Insolvenzen kommen wird.

Diestdrksten Einbriiche der Gesamtwirtschaftin Deutschland gabesim zweiten Quartal dieses Jahres. Ab
Anfang Juni setzte eine Phase der wirtschaftlichen Erholung ein, wobei auch hier gilt, dass die Intensitat
dieser Erholung nicht serids abzuschatzen ist. In jedem Fall wird es in den ndchsten Monaten zu Nach-
holeffekten kommen, die sich allerdings beim privaten Verbrauch in Grenzen halten werden. Dies gilt
insbesondere fir den ,sozialen“ Konsum sowie die Dienstleistungen. Eine ausgefallene Taxifahrt oder
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der Besuch eines Konzerts lasst sich nicht nachholen. Zudem hadngt ein Nachholen von verfligbaren
freien Kapazitaten der Anbieter ab. So waren laut dem Sachverstandigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung gerade die vom Ausfall stark betroffenen Bereichen wie Tourismus,
Messebetreiber, Gastronomie und Veranstaltungsorganisation bereits vor der Krise hoch ausgelastet.

Die Rezession wird mit Sicherheit verstarkt auf den Arbeitsmarkt durchschlagen. Zwar profitiert der
Arbeitsmarkt von seiner in der Vergangenheit erworbenen Robustheit, er wird dennoch massiv unter
Druck geraten.

Gerade im Zuge der Shutdown-MalRnahmen zur Bremsung der Ausbreitung dieser Pandemie kam es
bei vielen Unternehmen zu erheblichen Arbeitsausfdllen. Die Rezession verstdrkt diese Entwicklung
deutlich. Allerdings darf man davon ausgehen, dass dieser erhebliche Arbeitsausfall nicht in gleicher
Hohe zu einem Rlckgang der Erwerbstdtigenzahl bzw. Anstieg der Arbeitslosigkeit fihren wird. Hierflr
sorgen betriebsinterne Mallnahmen wie ein Abbau von Guthaben von Arbeitszeitkonten oder eine Re-
duktion der Leiharbeit sowie das - bereits in der Finanzkrise 2008/2009 erfolgreiche - Instrument der
Kurzarbeit. Gerade dieses Instrument wird duRerst intensiv genutzt. Nach aktuellen Daten der Bundes-
agentur fur Arbeit wurden vom 1. bis einschlieflich 27. Mai fur 1,06 Millionen Personen konjunkturelle
Kurzarbeit angezeigt, nach zusammen 10,66 Millionen im Mdrz und April. Die Zahl der Anmeldung
sagt allerdings nichts darber aus, wie viele Menschen schlussendlich auch tatsachlich kurzarbeiten.

Auch in der aktuellen Wirtschaftskrise sind viele Unternehmen bestrebt, ihre Arbeitskrafte zu halten,
um angesichts der erwartenden Fachkrdfteengpdsse nach Krise weiter handlungsfahig zu sein. Den-
noch ist davon auszugehen, dass es zu einen deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit kommen wird.
Grund hierflir ist neben der Schwere der Einbruchs der Umstand, dass nahezu alle Bereich der Wirt-
schaft betroffen sind und damit auch Bereiche, die Ublicherweise weniger mit Konjunkturschwan-
kungen konfrontiert werden. Gerade in den aktuellen besonders stark betroffenen Bereichen wie
Tourismus, Messebetreiber, Gastronomie, Freizeit- und Kulturdienstleistungen sowie Veranstaltungs-
organisation sind kurzfristig angelegte Beschaftigungsverhaltnisse und Minijobs stark vertreten. Hier
sind Arbeitskraftehortungen nicht wahrscheinlich.
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Anfang April gingen die an der Gemeinschaftsdiagnose beteiligten Forschungsinstitute davon aus,
dass sich die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt 2020 verglichen mit dem Vorjahr nur um etwa
250.000 auf 2,5 Millionen erhéhen werde. Am 24. April veroffentlichte das Institut fir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) allerdings eine aktualisierte Prognose, nach der von einem Anstieg der
Arbeitslosenzahl in den nachsten Monaten auf drei Millionen zu rechnen sei. In der zweiten Jahres-
halfte durfte sich jedoch die Lage am Arbeitsmarkt wieder etwas normalisieren, sodass sich fur den
Jahresdurchschnitt 2020 eine Zunahme der Arbeitslosigkeit um 520.000 Personen im Vergleich zum
Vorjahr ergibt.

Diese Krise am Arbeitsmarkt wird Uber das Einkommen der Verbraucher und nicht zuletzt der Einkom-
menserwartungen dampfend auf den privaten Konsum wirken. Denn die Konsumenten - wenn sie nicht
Rentenempfdnger, Pensiondre oder Beamte sind —, mussen davon ausgehen, dass sie perspektivisch
weniger Einkommen zur Verfigung haben. Daher werden diese Erwerbstadtigen ihre Ausgaben zu-
rickfahren. Laut der Gemeinschaftsdiagnose werden sich die verfiigbaren Einkommen der privaten
Haushalte in diesem Jahr erstmals seit 2008/2009 wieder verringern.

Ursache daflr ist neben einer langeren Kurzarbeit eine markante Dampfung bei der Lohnentwick-
lung. In der nachsten Zeit dirften die Tarifabschlisse sehr moderat ausfallen. Laut IfW werden die
Effektivverdienste zudem Uber Streichung Ubertariflicher Zulagen sowie der Ausnutzung tariflicher
Offnungsklauseln zuriickgehen.

Der reale Effekt des Einkommensriickgangs auf den privaten Konsum konnte allenfalls in einem be-
grenzten Malle dadurch gemildert werden, dass die Inflation in diesem Jahr zurlickgehen wird. Der
SVR erwartet eine Preissteigerung von einem Prozent, in der Gemeinschaftsdiagnose wird ein Wert
von 0,6 Prozent prognostiziert. Nicht zuletzt der Olpreisverfall dimpft die Teuerungsrate.
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Im Rahmen ihres 130-Milliarden-Euro-Konjunkturpakets will die Bundesregierung Eltern einen Kinderbonus von
300 Euro pro Kind im zweiten Halbjahr 2020 bezahlen. Das Geld sollen alle Bezieher von Kindergeld in zwei Tranchen
zu je 150 Euro erhalten. Zudem wird dieser Kinderbonus — anders als das Kindergeld — nicht auf die Grundsicherung
angerechnet, sodass auch das verfiigbare Einkommen von Hartz-IV-Empfangern mit Kindern steigt.

Faktisch handelt es sich also um eine Aufstockung des Kindergelds. Dies hat zur Folge, dass gutverdienende Eltern
davon nicht begiinstigt werden, da bei ihnen das Kindergeld mit dem fiir sie giinstigeren Kinderfreibetrag in Hohe von
7.812 Euro verrechnet wird. Wer den Spitzensteuersatz in Héhe von 42 Prozent zuziiglich Solidaritdtszuschlag zahlt, fiir
den ist der Kinderfreibetrag 3.460 Euro wert; Kindergeld plus Kinderbonus summieren sich dieses Jahr lediglich auf
2.748 Euro pro Kind.

Ehepaare mit zu versteuernden Jahreseinkommen ab rund 80.000 Euro profitieren somit nicht von diesem Kinderbo-
nus, sondern miissen das Geld im Rahmen ihrer Steuererkldarung als Einkiinfte deklarieren oder bekommen eine ent-
sprechend geringere Steuererstattung. Folgerichtig geht der Gesetzentwurf auch davon aus, dass den Mehrausgaben
in Hohe von 5,48 Milliarden Euro in 2020 in den beiden folgenden Jahren Mehreinnahmen in Héhe von 1,135 Milliarden
Euro gegeniiberstehen, also dann, wenn die Steuerbescheide fiir das Jahr 2020 erstellt werden.

Konjunkturspritzen sollten moglichst rasch wirken, zielgenau erfolgen und befristet sein. Der Kinderbonus erfiillt diese
Kriterien im Wesentlichen. Denn Familien gelten als vergleichsweise konsumfreudig, und die Konsumquote sinkt mit
steigendem Einkommen. Es ist also davon auszugehen, dass ein Grof3teil der von der Regierung netto veranschlagten
4,345 Milliarden Euro im zweiten Halbjahr 2020 in den privaten Konsum flieBen wird. Angesichts privater Konsumaus-
gaben in Héhe von 1,8 Billionen Euro (2019) diirfte dieser Schub jedoch {iberschaubar bleiben. Wiirde tatsachlich der
gesamte Betrag in zusdtzlichen privaten Konsum flieBen, ergdbe sich dadurch rechnerisch in zweiten Halbjahr ein Im-
puls in Hohe von rund 0,5 Prozent im Vergleich zum zweiten Halbjahr 2019.

Vollig ungewiss ist freilich, ob die Beglinstigten das Geld tatsdchlich in die stationdren Ladengeschafte tragen werden
oder ob es in den Onlinehandel flieBen wird. Der Onlinehandel gilt ohnehin als ein groRer Profiteuer der Corona-Krise.
So stieg der Umsatz im Internet- und Versandhandel im April 2020 nominal um 24,2 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahresmonat, wahrend der gesamten Einzelhandelsumsatz um 5,3 Prozent schrumpfte. Ein Rettungsprogramm fiir den
stationdren Handel in den Innenstddten wird der Kinderbonus daher aller Voraussicht nach wohl nicht werden.
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Der Regelsatz der Umsatzsteuer wird befristet vom 1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 von 19 auf 16 Prozent und
der ermdRigte Satz von sieben auf flinf Prozent gesenkt. Manch verantwortlicher Politiker nannte dies das ,,Herzstiick“
des Konjunkturpakets, mit dem die Bundesregierung die Folgen der Corona-Krise bekdmpfen will. Die erwarteten Steu-
erausfdlle - und damit die Entlastung - beziffert das Bundesfinanzministerium auf 19,6 Milliarden Euro.

Allerdings diirfte langst nicht die gesamte Summe bei den Verbrauchern ankommen. Ein nicht unwesentlicher Faktor
ist dabei der Wohnungsbau. Bauherren zahlen fiir die erbrachten Leistungen Umsatzsteuer. In vielen Fdllen kann diese
aber nicht als Vorsteuer geltend gemacht werden, weil der Wohnraum entweder selbst genutzt oder an Privatpersonen
vermietet wird, deren Mieten umsatzsteuerfrei sind. Angesichts recht kurzer Fristen und einer ohnehin sehr hohen
Auslastung der Bauwirtschaft ist durch die Steuersenkung kein Schub zu erwarten; diese Steuerausfalle als Folge der
Satzsenkung kommen also im Wesentlichen den Bauherren zugute.

Ungewiss ist ebenfalls, inwieweit die Endverbraucherpreise infolge der Steuersenkung tatsdchlich sinken oder ob
Handler, Hersteller und Dienstleister ihre Gewinnmargen temporar erhéhen. So haben etwa groRe Lebensmittelein-
zelhdandler und die Deutsche Bahn angekiindigt, die Steuersenkung weiterzugeben. Der Branchenverband des Gast-
gewerbes rechnet hingegen nicht mit Preissenkungen auf breiter Front. Gleichwohl wdre mit der damit verbundenen
Verbesserung der Ertragslage ein konjunktureller Stabilisierungseffekt verbunden.

Ebenfalls ungewiss ist, ob die Verbraucher etwaige Ersparnisse infolge niedrigerer Preise fiir zusatzlichen Konsum
nutzen oder angesichts unsicherer gesamtwirtschaftlicher Perspektiven lieber das Geld sparen. Andererseits ist
es auch denkbar, dass der ohnehin mittelfristig geplante Kauf langlebiger und hochpreisiger Konsumgiter in das
zweite Halbjahr 2020 vorgezogen wird. Die rechnerische Ersparnis bei einem Mdobelstiick oder Elektrogerat fiir
1.000 Euro betrdgt 25,21 Euro. Im Falle solcher Vorzieheffekte auf breiter Front wiirde die Steuersenkung tatsachlich
einen Konjunktur-Schub auslésen — dem freilich ein entsprechender Riickprall in 2021 folgen wiirde. SchlieRlich kauft
jeder nur in sehr langen Zeitintervallen eine neue Kiiche.

Hinzu kommt, dass der Staat selbst Steuern spart, ganz gleich ob er Biiromaterial, Dienstwagen oder Riistungsgiiter im
zweiten Halbjahr 2020 anschafft oder ob er StraRen baut und Gebiude saniert. Uberdies kommen die Krankenkassen
und privaten Krankenversicherer in den Genuss der befristet niedrigeren Medikamentenpreise.

Klar ist damit: Der Schub fiir den privaten Konsum wird deutlich geringer ausfallen als das Volumen der Steuerentlas-
tung. Das Deutschen Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW) schdtzt, dass bestenfalls zwei Drittel der Steuerausfdlle
bei den privaten Haushalten in Form von Realeinkommenssteigerungen ankommen.
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Gleichwohl hat die abgesenkte Umsatzsteuer das Potenzial, die Verbraucher spirbar zu entlasten und ihren finanziellen
Spielraum so zu vergroRern. Je nach Einkommen und HaushaltsgroRe kdnnten die Einsparungen im zweiten Halbjahr
zwischen 157 und 696 Euro liegen — allerdings nur, wenn die Steuersenkungen punktgenau auf die Preise Gbertra-
gen werden und die Verbraucher ihren Konsum zumindest unverdndert lassen. Ein kinderloser Single mit niedrigem
Einkommen (1.368 Euro Monatsnetto) wiirde dann nach DIW-Berechnungen 26 Euro pro Monat sparen, ein(e) Allein-
erziehende(r) mit einem Kind und mittlerem Einkommen (2.743 Euro netto pro Monat) 53 Euro und eine vierkdpfige
Familie mit hohem Einkommen (6.492 Euro netto pro Monat) 116 Euro.

Unterstellt man, dass diese Steuersenkung einen zusdtzlichen Schub des privaten Verbrauchs in Héhe von 10 Milliarden
Euro auslost, konnte das Bruttoinlandsprodukt im zweiten Halbjahr um bis zu ein Dreiviertel Prozent héher ausfallen
— im Vergleich zur Situation ohne diese Steuersenkung. Angesichts des zu erwarteten drastischen Einbruchs der Wirt-
schaftsleistung im Gesamtjahr 2020 wdre dies letztlich nicht mehr als ein kosmetischer Effekt. Gleichwohl kénnten das
Konjunkturpaket und die Steuersenkung womoglich eine Initialziindung fiir einen generellen Stimmungsumschwung
ausgeldst haben und damit den Startschuss fiir eine Erholung der Wirtschaft gewesen sein. Allerdings kénnte die
Stimmung auch schnell wieder kippen, falls Deutschland von einer zweiten Corona-Welle getroffen wirde.

Einen groRBeren Impuls fiir den privaten Konsum hatte die Regierung freilich auslésen kénnen, wenn sie anstatt Um-
satzsteuersenkung und Kinderbonus die rund 24 Milliarden Euro genutzt hatte, allen Einwohnern einen befristeten
Konsumgutschein in H6he von 300 Euro auszustellen. Wdre dieser mit einem Verfallsdatum versehen und (iberdies an
eine Eigenbeteiligung gekoppelt, ware zumindest sichergestellt worden, dass das Geld nicht auf Sparkonten landet.
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UMSATZE BRECHEN EIN

Umsatzveranderung im Einzelhandel nach Branchen B mirz W April

Marz/April 2020, nominal in Prozent zum Vorjahr
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- ' Kosmetik und Korperpflegemitteln _
) -18,6

Fahrrdder, Fahrradteile
und -zubehor

g !

VYA ,

W Lebensmittel

P

H‘ Versand- und Internethandel +258

Quelle: Destatis; ausgewdhlte Branchen
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UMSATZERHOLUNG

Umsatztrends Nonfood-Handel

Umsatztrends im Nonfood-Handel zur Vorjahreswoche

B >125%

[ 101-125%

B 76-100%
B 51-75%
B 25-50%
B <25%

KW 17 (20.4) KW 19 (4.5.) KW 21 (18.5.) KW 24 (8.6.)

Quelle: HDE-Umfragen
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VERBRAUCHER IM KRISENMODUS

HDE-Konsumbarometer

Index

102
100
98
96
94
92

90

Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz Apr Mai
1 18 18 18 18 18 18 18 19 19 19 19 19

100,96 101,31 99,97 101,43 99,98 100,49 101,69 100,12 99,30 99,76 99,42

Quelle: HDE-Konsumbarometer

www.einzelhandel.de/konsumbarometer
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101,14 99,93 100,03 100,18 99,73 100,01 99,74 99,79 9933 9918 9928 99,91

Mai
20

Jun  Jul
9 19

Aug Sep Okt Nov Dez Jan
9 19 19 19 19 20

Feb Mrz Apr
20 20 20

Jun
20

96,66 90,53 93,51
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NONFOOD FALLT AB KW 12 MASSIV AB UND KANN SICH
NUR LANGSAM ERHOLEN

Ausgaben Nonfood-Markt*
Index, KW 1 BIS KW 26 im Vergleich zum Vorjahr

Erster bestatigter ! ,Heinsberg” & Erste wesentl. ! Lockerungen fiir den ! e 2019
COVID-19 Fall in DE ! starke Zunahme Beschrdn- stationdren Handel !
von COVID-19 kungen des (u.a. 800 m? Regel) = 2020
offentlichen
Lebens

] 124
ﬁ m ﬁ |
1 2 3 4 5 6 7 8 9

JANUAR FEBRUAR MARZ APRIL MAI JUNI

146
123 mg [ m2 | 18 15 | 106
. 97 92
79
0 m 12 1B 14 15 16 17 18 19 20 21 22

23 24 25 26 KW

* Nur private Haushalts-Ausgaben, kein Gewerbe enthalten

Quelle: GfK Consumer Panel Nonfood
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Online-Anteil, Basis Ausgaben am Nonfood-Markt*
KW 1 BIS KW 26 in Prozent

Erster bestitigter ! ,Heinsberg” & Erste wesentl. Lockerungen fiir den e 2019
CoVID-19 Fall ! starke Zunahme von Beschran- stationdren Handel
in DE ! COVID-19 kungen des (u.a. 800 m? Regel) = 2020
offentlichen
Lebens

46 46

1

1

|
1 1
1 1
I I
1 1
I I
I I
I I
I I
I I
I I
I I
I I
I I
I I
I I
I I

28 28

25 28

23

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 n 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 KW

JANUAR FEBRUAR MARZ APRIL MAI JUNI

Der Ausgabenanteil von Online an Nonfood steigt in den Corona-Wochen auf teilweise (iber 45 Prozent und fallt
ab KW 20 auf ein vergleichbares Niveau zum Vorjahr.

* Nur private Haushalts-Ausgaben, kein Gewerbe enthalten -E

Quelle: GfK Consumer Panel Nonfood
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GEWINNER- UND VERLIERER-WARENGRUPPEN WAHREND
DER CORONA-KRISE

Ausgaben fir ausgesuchte Nonfood-Warengruppen, KW 11 - KW 26 2020 ggii. KW 11 = KW 26 2019

in Prozent
a Q@J
N

’ - Sanitdtsbedarf/
‘\ "N
, t'. Garten- Pflege

Werkstatt- Puzzles spielgerdte
zubehdr
+59 +61
+54

Bliromdbel

Echt-
schmuck

F 7SN Sport-/ Bade-

Cvj bekleidung Damen

“x,‘ Koffer/
Reisetaschen .
-v' Anziige/

Sakkos

@

Quelle: GfK Consumer Panel Nonfood
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GFK CONSUMER PANEL NONFOOD:
6 NONFOOD SORTIMENTSBEREICHE MIT RUND 250 WARENGRUPPEN

Fashion & Freizeit, Sport DIY Biiro, Medien Elektro Einrichten

Lifestyle & Health & Garten & Biicher & Technik & Wohnen

Bekleidung Beauty Auto, Motorrad Blcher IT Haushaltswaren
Herren Gesundheit & Zubehor Mobel
Papier, Biiro Elektro- & Kiichen
Bekleidung Foto DIY & Schreibwaren grolRgerdte
Damen & Optik Matratzen
Garten Musik, Film Elektro-
Bekleidung Hobby & Media kleingerdte Heimtextilien
Kinder & Toys
Telekom
Taschen Freizeit
& Rucksicke & Sport Unterhaltungs-
elektronik
Uhren
& Schmuck

Quelle: GfK Consumer Panel Nonfood

r N
gi

22

Ansprechpartner:

Martin Langhauser

Director GfK Consumer Panels & Services
Martin.Langhauser@gfk.com

Tel. +49 911 395 2627

KONSUMMONITOR CORONA
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ANNAHMEN L-SZENARIO 2020

> Keine zweite Welle

> Arbeitsmarkt unter Druck; hohe Inanspruchnahme von Kurzarbeit

> Gastronomie, Kultur, Freizeit, Verwaltung mit Lockerungen

> Rettungspakete stlitzen Unternehmen wirkungsvoll

> Konjunkturpaket sorgt flir marginale Konsumbelebung

> Gestiegene Sparquote

> Onlinehandel wachst stark, Dynamik ldasst im Jahresverlauf wieder etwas nach
> Verbraucher justieren Einkaufsverhalten neu

> langsame, aber kontinuierliche Umsatzerholung Lockdown-Handel

. ¢

KONSUMMONITOR CORONA
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MITTLERES SZENARIO (BEISPIEL)

L-Szenario , Langsame Erholung“

Umsatzentwicklung Einzelhandel, Monate 2020 zu Vorjahr in Prozent
40

20

-60

-100
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

Quelle: HDE
Nonfood-Lockdown <800 m2

= Nonfood-Lockdown >800 m?
—— Nonfood gedffnet
—— Online

Food

- = Gesamt
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OPTIMISTISCHES SZENARIO (BEISPIEL)

V-Szenario ,,Schnelle Erholung“

Umsatzentwicklung Einzelhandel, Monate 2020 zu Vorjahr in Prozent

40

20

-60

-80

-100
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

Quelle: HDE
——— Nonfood-Lockdown <800 m2

- Nonfood-Lockdown >800 m?
—— Nonfood gedffnet

—— Online

~—— Food

- = Gesamt
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PESSIMISTISCHES SZENARIO (BEISPIEL)

W-Szenario ,,Zweite Welle*

Umsatzentwicklung Einzelhandel, Monate 2020 zu Vorjahr in Prozent

40

20

-60

-100
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

Quelle: HDE
Nonfood-Lockdown <800 m?2

—— Nonfood-Lockdown >800 m2
' . —— Nonfood gedffnet
—— Online

Food

@
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WAS ERWARTEN DIE UNTERNEHMEN AKTUELL?

> Strukturwandel: ,Corona-Krise wird Strukturwandel im Einzelhandel
beschleunigen” (80 %).

> Standorte: ,Corona-Krise wird das Bild der Innenstadte verandern“ (80 %).

> Schleichender Tod: , Als Folge der Corona-Krise wird es eine Insolvenzwelle
geben” (78 %).

> Online-Shift: ,Corona flihrt zu Verschiebung von Marktanteilen hin
zum Onlinhandel” (77 %).

> Kunden: ,Verbraucherverhalten wird sich durch die Corona-Krise dauerhaft
verdndern” (62 %,).

Quelle: HDE-Umfrage in Kalenderwoche 24

WAS BRAUCHT DER HANDEL?

Konsumimpuls fiir die Binnennachfrage

Uberbriickungshilfe fiir Unternehmen

Innenstadtfonds zur Unterstitzung der Stadte und Gemeinden
Belastungsmoratorium zur Unterstiitzung der Wirtschaft
Digitalisierungszuschuss, besonders fiir kleine und mittlere Unternehmen
Investitionsoffensive zur Starkung des Wirtschaftsstandortes

EU-Binnenmarkt: Riickkehr zu einem voll funktionsfahigen Markt

KONSUMMONITOR CORONA
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Annahmen zu Prognose-Varianten

IFH ...=
KOLN I

Zur Berechnung der Prognose-Varianten werden unterschiedliche Annahmen zu Konsumverhalten,
Infektionsrisiko und zu den gesamtkonjunkturellen Rahmenbedingungen in Deutschland gemacht.

OBERE VARIANTE
Nachfrage erholt sich schnell

Allgemeine Entwicklung:

« Die Nachfrage erholt sich schnell. In der
zweiten Jahreshdlfte 2020 kehrt Normalitat
in das Konsumverhalten ein

« Die gestiegene Arbeitslosigkeit geht schnell
wieder zuriick

« Der Anteil Kurzarbeit nimmt im 2. Halbjahr
2020 (deutlich) ab

« Weitgehende Lockerungen in Gastronomie,
Kultur, Freizeit, Verwaltung ermoglichen
weitreichende Nutzung und Erlebnisaspekte

« Das Konjunkturpaket sorgt fiir maximale
Konsumbelebung

« Die Rettungspakete stiitzen Unternehmen
wirkungsvoll

« Der Onlinehandel wachst anfangs stark,
die Dynamik Idsst im Jahresverlauf wieder
deutlich nach

« Die Verbraucher justieren ihr Einkaufsver-
halten nur teilweise neu

KONSUMMONITOR CORONA

MITTLERE VARIANTE
Nachfrage erholt sich langsam
Allgemeine Entwicklung:

« Die Nachfrage erholt sich langsam, aber
kontinuierlich

« Der Arbeitsmarkt bleibt unter Druck und der
Anteil Kurzarbeit zunachst hoch

« Lockerungen in Gastronomie, Kultur, Freizeit,
Verwaltung ermdglichen (eingeschrdnkte)
Nutzung und eingeschranktes Erlebnis

« Das Konjunkturpaket sorgt fiir marginale
Konsumbelebung

« Die Rettungspakete stiitzen Unternehmen
wirkungsvoll

« Der Onlinehandel wachst stark, die Dynamik
ldsst im Jahresverlauf wieder etwas nach

« Die Verbraucher justieren ihr Einkaufsver-
halten neu

UNTERE VARIANTE
Nachfrage bleibt lange schwach

Allgemeine Entwicklung:

« Es gibt eine zweite Infektionswelle und
ggf. einen zweiten Lockdown

« Mit oder ohne eine weitere Phase
des Einzelhandels-Lockdowns wird die
Konsumfreude deutlich beeintrachtigt

« Die Arbeitslosigkeit steigt deutlich
« Der Anteil Kurzarbeit bleibt anhaltend hoch

« Flir Gastronomie, Kultur, Freizeit, Verwal-
tung gelten anhaltend (teilweise deutlich)
eingeschrankte Nutzungsmdglichkeiten

« Das Konjunkturpaket erzeugt kaum eine
Konsumbelebung

« Die Rettungspakete helfen Unternehmen
nur begrenzt

« Der Onlinehandel wachst anfangs stark,
die Dynamik ldsst im Jahresverlauf wieder
deutlich nach

« Die Verbraucher fokussieren ihr Einkaufs-
verhalten zunehmend in Richtung Preis-
orientierung

Quelle: IFH K&ln 2020, HDE
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Welche Umsatzbedeutung hat die Corona-Krise fiir die innenstadtrelevanten Branchen?
Welche Branchen sind innenstadtrelevant?

Wohnaccessoires

Fashion &

. Camping
Accessoires

Uhren & Innenstadtrelevante Musik-
Schmuck BranChen instrumente
Consumer

Electronics/
Elektrogerdte

@ Biicher

Spielwaren

@ Sport

Papier-, Biiro-

Korperpflege &
Schreibwaren

Kosmetik*

Fahrrader

* nur Sortimente/Anteile des Parflimeriefachhandels

Quelle: IFH K&ln 2020
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UMSATZENTWICKLUNG INNENSTADTRELEVANTE BRANCHEN*:
KORRIDOR BIS 2024

Bandbreiten mittelfristiger Umsatzpotenziale

Innenstadtrelevante Branchen in Mrd. Euro  Varianten Verdnderung 2019-2020 Entwicklungskorridor Branchen 2020-2024
B Verdnderung zum Vorjahr in Prozent CAGR 2014-2019 +1,0 in Prozent
Branchen  Handel CAGR
134 138 138 140 140 142 gesamt stationdr** 2019-2024
in Prozent in Mrd. Euro
® obere Variante
@ Q e 1 = < * 0'3
2,4
mittlere Variante
-0,5
0,5 1.2
@ untere Variante
-2,0
104

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2019 2020 2021 2022 2023 2024

> Umsatzverlust 2020 in den Innenstadtrelevanten Branchen voraussichtlich -19 bis -37 Mrd. Euro. Umsatzverlust des
stationdren Handels in den Innenstadtrelevanten Branchen 2020 zwischen -21 und -39 Mrd. Euro. Im Vergleich zum
Lockdown-Nonfood-Handel (HDE — Mittleres Szenario) sind die Branchen Mdbel, Kiichen (voraussichtlicher Umsatzverlust
2020 5,5 Mrd. Euro) und Sonstige*** (voraussichtlicher Umsatzverlust 3,5 Mrd. Euro) nicht enthalten.

> Das Umsatzniveau von 2019 wird nur unter (sehr) glinstigen Bedingungen in den kommenden zwei Jahren wieder erreicht.

> Die Kanalverschiebung in den Onlinehandel wird deutlich beschleunigt und Folgen fiir die Innenstddte mit sich bringen.
Der Onlinehandel kann Umsatzverluste bei weitem nicht kompensieren, aber deutlich Anteile hinzu gewinnen.

*  Innenstadtrelevante Branchen: funktionale Betrachtung der Branchen Uber alle Vertriebsformen und -kandle hinweg, also offline+online
**  Stationdrer Handel: Multichannel-Umsdtze der stationdren Handler mit Produkten der innenstadtrelevanten Branchen, ohne Umsdtze der Versender und Internet-Pure.Player
*** Hobby/Basteln, Augenoptik, Handarbeiten, Baby/Kinderausstattung, Miinzen, Briefmarken, Kunst, Antiquitdten, Sonstige

Quelle: IFH Koln 2020
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INNENSTADTBRANCHEN IM DETAIL:
ENTWICKLUNG 2020 - MITTLERE VARIANTE

Umsatzverluste des stationdaren Handels* in Innenstadtbranchen

o Papier-, Biro-, Schreibwaren . schmuck & Uhren Kérperpflege/Kosmetik
2 -2 .
g
= -
c 4 ‘ Wohnaccessoires Freizeit & Hobby**
£
8 -6
S
>
E -8
R CE/Elektro
00
5 10
9]
2 Fashion & Accessoires
® o -12
2

-14

-50 -45 -40 -35 -20 -15 -10 -5

Veranderung zum Vorjahr in %

> Der stationdre Handel mit Wohnaccessoires verliert in
der mittleren Variante voraussichtlich prozentual am
hochsten.

2> Die Umsatzverluste absolut (in Euro) werden den
stationdren Handel mit Fashion & Accessoires voraus-

sichtlich am starksten treffen. .

*  Stationdrer Handel: Multichannel-Umsdtze der stationdren Handler mit Produkten der innenstadtrelevanten Branchen, ohne Umsdtze der Versender
und Internet-Pure.Player
** |Innenstadtrelevante Branchen in Freizeit & Hobby: Sport/Camping, Fahrrdder, Spielwaren, Biicher, Musikinstrumente

Quelle: IFH Koln 2020
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II H KOLN.

FOKUS VERBRAUCHER:
WIE, WAS UND WO WIRD GEKAUFT?

Shutdown, (teilweise) Offnung mit Hygiene-Sicherheitskonzept - innerhalb
kiirzester Zeit wurde die Einkaufsrealitat der Verbraucher*innen auf den Kopf
gestellt. Gleichzeitig hat sich ihre finanzielle Situation und damit das verfiigbare
Einkommen durch Kurzarbeit und fehlende Auftrage reduziert. Ein Grund sich
mit dem Kauf- und Informationsverhalten der Verbraucher*innen tiefergehend
zu beschaftigen.

Ansprechpartnerin:

Dr. Eva Stiiber

Mitglied der Geschdftsleitung
e.stueber@ifhkoeln.de

Tel. +49 221 943607820 1 “

KONSUMMONITOR CORONA




Finanzielle EinbuBen der Bevoilkerung in der Corona-Krise

33,4 Mio. Beschéftigte* 25% der arbeitenden Bevolkerung haben
davon Kurzarbeiter*innen: 7,3 Mio. finanzielle EinbuRen
O © © 6 06 0 0 06 0 0 0 0 0 0 O

¥ ¥ Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y

® © © 6 6 © © 0 0 0 0 0 0 0 O

Y Y Y Y Y Y Y Y Y X X Y rrr

O © © 6 6 © © 0 0 0 0 0 0 @0 O

¥ ¥ ¥ Y ¥ Y Y Y Y ¥ Y ¥ Y ¥ |

® © © 6 6 0 © 06 0 0 0 0 0 0 O

[ ¥ ¥ ¥F ¥ ¥ ¥ Y " Y ¥ XY ¥ ¥ ¥ |

® © © 6 6 © © 0 0 0 0 0 0 0 O

C ¥ Y Y X Y Y Y Y Y Y Y Y Y XY

O © © 06 6 0 © © 06 0 0 0 0 0 O

¥ ¥ ¥ Y ¥ Y Y Y Y Y Y ¥ Y ¥ |

4,1 Mio. Selbststandige
davon mit beantragter Soforthilfe: 2,1 Mio.

*sozialversicherungspflichtig Beschaftigte
Quellen: ifo Institut fiir Wirtschaftsforschung & Statistisches Bundesamt (Stand: Mai 2020)

Relevante Zeitpunkte fiir den Handel in der Corona-Krise sowie Betrachtungszeitraum
der Untersuchung

Shutdown Teilweise Offnung Offnung Aktueller Zeitpunkt

18.03. 20.04. 06.05.

B Betrachtungszeitraum der Verbraucherbefragung

KONSUMMONITOR CORONA
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FAKT 1: 35 PROZENT DER VERBRAUCHER*INNEN MIT
VERANDERTEM KAUFVERHALTEN

Die Auswirkungen werden im Verbraucherverhalten deutlich: Uber ein Drittel der Verbraucher*innen zeigt
zwischen Mdrz und Mai ein verandertes Verhalten bei Nonfood-Kdufen. Hierbei sind zwei maligebliche
Anderungen festzustellen: Die eine Hilfte der Verbraucher*innen hat iiberhaupt keine Kiufe getatigt und
die andere kauft nicht in ihren gewohnten Kandlen bzw. hat den Kauf wegen Corona vorgezogen.

Anteile von Nicht-Kdufern und Kaufern mit verandertem Kaufverhalten
im Zeitraum Marz bis Mai 2020

17 %

Nicht-Kdufer*innen
in den letzten 3 Monaten

18 %

Kaufer*innen
mit verdndertem
Kaufverhalten

Lesebeispiel: 17 Prozent der Internetnutzer*innen haben in den letzten 3 Monaten
keinen Kauf in den betrachteten Nonfood-Branchen getatigt.

n =2.000 Internetnutzer*innen
Quelle: IFH K&ln 2020
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Weniger Kdufer*innen gibt es vor allem im stationdren Handel: Nur drei von vier Befragten haben in
den letzten drei Monaten Nonfood-Kdufe in einem Ladengeschaft getdtigt — und damit elf Prozentpunkte
weniger als im Vorjahreszeitraum. Der Verlust an Kdufer*innen im Onlinehandel ist dagegen nur halb so
groR — aber genauso vorhanden.

Anteil Nonfood-Kdufer*innen in den letzten drei Monaten im Vergleich zu 2019

Stationar Online

Lesebeispiel: Der Anteil stationdrer Kaufer*innen ist im Vergleich zu 2019 um 11 Prozentpunkte gefallen.

n =1.768 (2020) bzw. 1.628 (2019) Kdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH KoIn 2020
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Auch bei der Betrachtung der Kdufer*innen gewinnt der Onlinehandel: Online ist hdufiger Anlaufpunkt -
nicht nur wegen geschlossener Ladengeschdfte. Gleichzeitig gibt es Wechsel vom Online- in den stationdren
Handel. Teilweise geschieht dies aus Solidaritdt mit dem Geschdft - allerdings ist das kein Grund, auf
den Handler langfristig vertrauen kénnen.

Anteile von Verbraucher*innen, die aufgrund von Corona den Kaufkanal gewechselt haben

9

—_—)—

Griinde fiir Wechsel stationar zu online: Griinde fiir Wechsel online zu stationar:
Schlechtes Gefiihl: 62 % Solidaritat mit Geschaft: 57 %
Geschdfte geschlossen: 38 % Lange Lieferzeiten: 43%

Lesebeispiel: 7 Prozent der stationdren Kdaufer*innen hitten eigentlich online gekauft.

1.063 < n < 1.388 Kdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH K&ln 2020
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FAKT 2: BESCHLEUNIGTER ONLINETREND

Als Folge der Corona-Krise beschleunigt sich das Wachstum des Onlinehandels. So war der Onlinehandel
nicht nur wdhrend des Shutdowns eine beliebte Anlaufstelle, sondern das gesteigerte Onlinekaufinteresse
setzt sich weiter fort. Im Vergleich zum Frithjahr 2019 werden so pro Kauf online 20 Prozent mehr ausgege-
ben, wahrend die durchschnittlichen Ausgaben im Ladengeschaft um 10 Prozent gesunken sind.

Entwicklung der Ausgaben fiir Kaufe online und stationar im Vergleich zu 2019
Durchschnittliche Ausgaben je Kauf

Stationar Online ﬂ

-10 % +20 %

Lesebeispiel: Die durchschnittlichen Ausgaben je Kauf sind stationdr um 10 Prozent gefallen.

1.086 < n < 1.422 (2020) bzw. 1.203 < n < 1.212 (2019) Kdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH K&In 2020

KONSUMMONITOR CORONA

144



34

Befeuert wird das Onlinewachstum durch das gesteigerte Vertrauen in den Onlinehandel. Der ohnehin
schon hohe Anteil reiner Informationssuche online vor dem Onlinekauf steigt weiter.

Information vor Onlinekauf ausschlieRlich online
Anteil der Onlinekdufe mit reiner Onlineinformationssuche
vorab im Vergleich zu 2019

=qQ — L=

Online 2020: 84 %

+3 %p 2019: 81% . \

Lesebeispiel: Der Anteil der Onlinekdufe, bei denen sich ausschlieRlich online informiert wurde, ist
im Vergleich zu 2019 um drei Prozentpunkte gestiegen.

n =1.523 (2020) bzw. 1.212 (2019) Onlinekdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH Koln 2020
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FAKT 3: BEDARFSDECKUNG VOR ERLEBNISEINKAUF

Gerade bei den stationdren Kdufen herrschen in der Corona-Krise ganz andere Rahmenbedingungen: Auf-
grund von Sicherheitsbestimmungen und Hygienekonzepten ist Shoppen (vor allem) zielgerichtete Bedarfs-
deckung — vom Erlebniskauf in der Innenstadt ist somit keine Rede. Damit wird dem Handel die Umsatz-
grundlage entzogen, denn nur durch gezielte Bedarfseinkdufe kann er nicht Giberleben.

Entwicklung gezielter Einkaufe/allgemeiner Shoppingausfliige im
stationdren Nonfood-Handel 2017 vs. 2020

@

Gezielte Einkdufe
63 % vs. 84 %
2017 vs. 2020

©

Allgemeine
Shoppingausfliige
19 % vs. 7%

2017 vs. 2020

-12 %p

-

[

4

n =1.080 (2020) bzw. 2.296 (2017) stationdre Kdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH K&In 2020

Lesebeispiel: Der Anteil gezielter Einkdufe hat sich im Vergleich
zu 2017 um 21 Prozentpunkte auf 84 Prozent erhéht. ‘

=
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Die Kaufvorbereitung hat sich verandert. Beispielsweise werden Modekdufe verstdrkt online vorbereitet -
um sicherzustellen, dass die richtigen Produkte, Farben und GréRen vor Ort sind. Spannend sind die Infor-
mationsquellen: Topanlaufstelle ist der Onlineauftritt des stationdren Kauforts. Dies ist eine riesige Chance
flr die stationdren Handler, die durch gut gepflegte Onlineauftritte genutzt werden sollten.

Nutzung der Top-3 Onlineinformationsquellen
vor dem stationdren Kauf 2019 vs. 2020 W 2020

Onlineshop oder App Sl +19 %p
des Anbieters 34 %

. 42 % 8 %
Suchmaschinen 50 % op

Onlineshops, Shopping-Plattformen 4N %

[¢)
oder Apps anderer Anbieter 34 % +7 /°p

Lesebeispiel: Der Anteil an (vorbereiteten) stationdren Kaufen, die im Onlineshop des Anbieters
vorbereitet wurden, erhdht sich im Vergleich zu 2019 um 19 Prozentpunkte.

n =522 (2020) bzw. 650 (2019) stationdre Kdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen mit vorheriger Onlineinformation
Quelle: IFH K&ln 2020
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FAKT 4: NEUE BEDARFE IM FOKUS DER VERBRAUCHER*INNEN

Homeoffice, Homeschooling, mehr Freizeit und auch Zeit zu Hause - bei gleichzeitig weniger verfligbarem
Einkommen: Die Corona-Krise bringt andere Bedarfe hervor und die Verbraucher*innen zeigen auf Branchen-
und Produktebene ein anderes Kaufverhalten. Spannend sind die Unterschiede zwischen stationdren und
Onlinekdaufen innerhalb der Branchen, die es auch bei der Sortimentsgestaltung zu berlicksichtigen gilt.

Kaufverhalten in den Branchen nach Kaufkandlen im Vergleich zu 2019

@ BETRAGE #PRODUKTE @ PRODUKTPREIS
stationar online stationar online stationar online

CE- & Elektronikprodukte
Fashion & Accessoires
Freizeit & Hobby

Heimwerken & Garten

0000
000
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X ® = [

00000
Q0000
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Lesebeispiel: In der Branche Heimwerken & Garten stagnieren die durchschnittlichen Betrage bei den
stationdren Kdufen im Vergleich zu 2019, wdhrend sie bei den Onlinekdufen leicht steigen. Die Anzahl der
Produkte hat sich sowohl bei den stationdren als auch bei den Onlinekdufen stark erhéht. Der durchschnitt-
liche Produktpreis ist bei den stationdren Kdufen stark und bei den Onlinekdufen leicht gesunken.

1.086 < n < 1.422 (2020) bzw. 1.203 < n < 1.212 (2019) Kdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH K&In 2020

KONSUMMONITOR CORONA
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Nicht nur andere Produktbedarfe, auch bei anderen Handlern als vor der Krise wird eingekauft — gerade bei
den Onlinekdufen. Auch wegen Solidaritdtsdenken und unsicheren Rahmenbedingungen wird gerade bei
den Topanbietern der Branchen weniger gekauft. Durch diese Entwicklung kénnen festgefahrene Gewohn-
heiten gel6st und damit neue Chancen eréffnet werden.

Entwicklung der Kaufe bei den Top 5-Anbietern* 2020 nach Branche

stationdr und online im Vergleich zu 2019
B stationir [l online

in Prozent
’ [
[ ]
LD T @® p == |
CE- & Elektronik- Fashion & Freizeit & Heimwerken & Wohnen & Gesamt
produkte Accessoires Hobby Garten Einrichten

Lesebeispiel: Der Anteil von Top 5-Anbietern bei stationdren Kaufen ist im Vergleich zu 2019
um 8 Prozent gefallen.

1.068 < n < 1.398 (2020) bzw. 1.181 < n < 1197 (2019) Kédufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen

* Jeweils Top 5-Anbieter nach Branche, online zusdtzlich mit eBay als reinem Marktplatz. Stationdre Kaufe in Freizeit & Hobby aufgrund geringer Fallzahl
an dieser Stelle nicht beriicksichtigt.

Quelle: IFH K&ln 2020
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FAKT 5: PREIS UND NACHHALTIGKEIT KEIN WIDERSPRUCH

Die Einstellungen der Verbraucher*innen sind ein wichtiger (Zukunfts-)Kompass: Fiir fast zwei Drittel der
Verbraucher*innen sind dies Preis und/oder Nachhaltigkeit. Gibt es im Handel keine addquaten Antworten
darauf, wird Konsumverzicht die Folge sein. Dieser Nachhaltigkeitstrend muss somit mit hdchster Prioritdt

behandelt werden.

Nachhaltigkeitsbewusstsein und Preissensibilitit im Zusammenspiel

e

stark
nachhaltigkeitsbewusst

wenig

nachhaltigkeitsbewusst

Lesebeispiel: 16 Prozent der Internetnutzer*innen sind
gleichzeitig nachhaltigkeitsbewusst und preissensibel.

oo

hohe
Preissensibilitdt

©

niedrige
Preissensibilitit

n =1.964 Internetnutzer*innen
Quelle: IFH K&In 2020
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Die Corona-Krise befeuert den Nachhaltigkeitstrend. Gleichzeitig steht der Preis im Fokus insbesondere
der Verbraucher*innen, die finanzielle EinbuBen hinnehmen mussten. Die hohe Bedeutung riihrt aus dem
grolRen Anteil an Menschen in Kurzarbeit und der herrschenden Unsicherheit - in Bezug auf kurzfristige
Konsumimpulse ist der Preis jedoch ein relevanter Aspekt.

Preissensibilitat nach finanzieller Beeinflussung durch Corona

»Ich achte beim Einkauf mehr auf die Preise, da ich aktuell meine Ausgaben beschrdanken muss.”

©

©© ©

©©

Finanziell Finanziell beeinflusst Finanziell stark beeinflusst
unbeeinflusst (bis 1/3 EinbuRen im (iber 1/3 EinbuBen im
Haushaltsnettoeinkommen) Haushaltsnettoeinkommen

Lesebeispiel: 40 Prozent der von Corona finanziell
unbeeinflussten Internetnutzer*innen geben an, aktuell
mehr auf Preise zu achten.

129 < n < 1.385 Internetnutzer*innen
Quelle: IFH K&In 2020

KONSUMMONITOR CORONA
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FAZIT: CORONA MIT LANGZEITFOLGEN

Die Corona-Krise stellt die groBte Krise seit der Weltwirtschaftskrise dar — die zu erwartenden langfristigen
Auswirkungen gefahrden die Umsatzbasis des Handels in hohem MaRe. So gilt es im Status quo schnell auf
die aktuellen Entwicklungen zu reagieren und sich anzupassen. Trotz zunehmender Onlineisierung erge-
ben sich durch Solidaritatsbekundungen und zielgerichtetem Bedarfskaufen neue Chancen fiir Lokale und
Multi-Channel-Handler, die auch genutzt werden wollen. Stationdre Kaufe wird es auch weiterhin geben
- nur eben weniger und mit anderen Anforderungen verbunden. Darauf gilt es sich auszurichten, wobei
genauso wenig vom eigenen Angebot wie nur von der Handelsleistung gedacht werden darf — Umfeld und
Kontext entscheiden. Die Bedeutung der Gastronomie konnte beispielsweise durch den Shutdown noch
nie so klar belegt werden.

Nutzung gastronomischer Angebote beim stationdren Einkauf in Zeiten von Corona

Stationdre Kiufer*innen Onlinekdufer*innen
35% 13 %
der stationdren Kdufer*innen wollten ein gastronomisches der Onlinekdufer*innen, die
Angebot nutzen. stationdr gemieden haben.
ﬁ 24 % ,Ohne gastronomisches Angebot in
ﬂ verzichteten aufgrund voriiber- der Umgebung hatte ich keine Lust
- gehender SchlieBung, langer ins Geschift zu fahren/gehen.”
Schlangen oder Hygienebedenken. .
> 11 % haben gastronomisches
Angebot genutzt
T

Lesebeispiel: 24 Prozent der stationdren Kdufer*innen, die ein gastronomisches Angebot nutzen
wollten, verzichteten aufgrund von Hygienebedenken.

links: n =1.086 stationdre Kaufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen; rechts: n = 106 Onlinekdufer*innen der betrachteten Nonfood-Branchen
Quelle: IFH K&In 2020
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. STADT TROISDORF
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e ::.. Der Biirgermeister
L

STADT TROISDORF - Der Biirgermeister - Postfach 1761 - 53827 Troisdorf
Amt fir Sicherheit und Ordnung

ver.di Bezirk NRW-Sud Ordnung und Innenstadtmanagement
Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Euskirchen e.V. Bearbeiter ~ Andreas Buhr
IHK Bonn/Rhein_Sieg Durchwahl (0 22 41) 900-317
Erzbistum KéIn Zentrale (0 22 41) 900-0
lisch irchenkrei . d Rhei Telefax (0 22 41) 900-8317

Evangelischer Kirc enkreis An Sieg und Rhein E-Mail BuhrA@troisdorf.de
Handwerkskammer Koln Zimmer 228

lhre Nachricht vom

Mein Zeichen 32.1-Bu

Datum 12.08.2020

Ladent6ffnungsgesetz NRW — verkaufsoffene Sonntage in Troisdorf 2020
Auswirkungen der Corona-Pandemie
hier: Anhérung gem. 8 6 Abs. 4 LOG NRW

Erlass einer ordnungsbehdrdlichen Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen
hier: Anhérung gem. 8 6 Abs. 4 Ladendéffnungsgesetz NRW (LOG NRW)

Sehr geehrte/r Frau/Herr ...,

aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie und des dadurch notwendigen Lockdowns des gesamten
offentlichen und gesellschaftlichen Lebens ist u.a. der Einzelhandel unter massiven wirtschaftlichen
Druck geraten. In der Folge droht die SchlieBung vieler Geschafte und der damit einhergehende
Verlust von Arbeitsplatzen.

Durch Ratsbeschluss vom 03.12.2019 wurden fiir das Stadtgebiet Troisdorf insgesamt 4
verkaufsoffene Sonntage fiir das Jahr 2020 freigegeben. Alle verkaufsoffenen Sonntage finden
grundsatzlich anlasslich eines drtlichen Festes/Marktes statt. Drei der vier verkaufsoffenen Sonntage
haben aufgrund der derzeitigen Regelungen der Coronaschutzverordnung NRW (CoronaSchVO)
nicht stattgefunden, da gem. 8§ 13 Abs. 4 grol3e Festveranstaltungen bis mindestens

zum 31. Oktober 2020 untersagt sind.

Der an die Verwaltung herangetragene wirtschaftliche Druck auf die Verkaufsstellen und deren
Umsatzeinbuf3en haben dazu gefiihrt, dass seitens der Pressestelle der Stadt Troisdorf eine
Vorgehensweise hinsichtlich der Freigabe von verkaufsoffenen Sonntagen, im Rahmen der aktuellen
Maoglichkeiten erortert wurde.

Hierzu hat das Ministerium fur Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes NRW
hat mit Erlass vom 09.07.2020 (Anlage 2) Mdglichkeiten er¢ffnet, die auch dem Troisdorfer Handel
Chancen eingerdumt haben.

Der Rat der Stadt Troisdorf beabsichtigt daher im Rahmen einer Dringlichkeitsentscheidung den
Erlass einer neuen ordnungsbehdrdlichen Verordnung, wonach im Jahr 2020 im Stadtgebiet

STADT TROISDORF  Bankverbindungen Offnungszeiten Offnungszeiten Biirgeramt
Rathaus Kreissparkasse Koln Mo: 7:30 — 12:30 Uhr und 13:30 — 19:00 Uhr Mo: 7:30 — 12:30 Uhr und 13.30 — 19:00 Uhr
Kolner StralBe 176 IBAN DE61 3705 0299 0006 0010 93 Di, Do, und Fr: 7:30 — 12:30 Uhr Di, Mi, Do: 7:30 — 12:30 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
53840 Troisdorf BIC COKSDE33XXX Mi: geschlossen Fr: 7:30 — 12:30 Uhr
www.troisdorf.de VR-Bank Rhein-Sieg eG Vereinbarte Termine haben Vorrang.

IBAN DE33 3706 9520 1101 6950 14  Termine nach Vereinbarung auch auerhalb der

BIC GENODED1RST Offnungszeiten moglich.
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..:.’ STADT TROISDORF
e ,00° Der Burgermeister

Troisdorf, mit insgesamt 12 Ortsteilen, insgesamt vier verkaufsoffene Sonntage jeweils von 13.00 Uhr
— 18.00 Uhr, freigegeben werden sollen.

Vor Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung zur Freigabe der verkaufsoffenen Sonntage sind
nach 8§ 6 Abs. 4 LOG NRW die zustandigen Gewerkschaften, Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbande
und Kirchen, die jeweilige Industrie- und Handelskammer und die Handwerkskammer anzuhéren.

In Abstimmung mit den Gewerbetreibenden beantragt die Pressestelle der Stadt Troisdorf
nunmehr die Freigabe einer Sonntagsoffnung der Verkaufsstellen wie folgt:

Ortsteil Troisdorf-Mitte/lnnenstadt

06.09.2020  bereits mit Ratsbeschluss vom 03.12.2019 genehmigt
(vormals Veranstaltung ,Augenschmaus®, Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt)

fur das gesamte Troisdorfer Stadtgebiet an den Tagen

11.10.2020 (Neu), bzw. Ersatz Veranstaltung ,20. Familienfest®, Troisdorf-Mitte/Innenstadt

08.11.2020 (Neu) bzw. Ersatz Veranstaltung ,18. Ochsenfest®, Troisdorf-Sieglar

29.11.2020 (nach Moglichkeit mit Weihnachtsmarkt ,Winterwald®; Troisdorf-Mitte/Innenstadt
bereits mit Ratsbeschluss vom 03.12.2019 genehmigt)

vor.
Einen Entwurf der Beschlussvorlage fir den Rat samt Anlagen ist zu lhrer Information beigefiigt.

Anderungen sind selbstverstandlich moglich. Ihre Stellungnahme wird allen Ratsmitgliedern
rechtzeitig vor Erlass eines Ratsbeschlusses vorgelegt.

Unter Beriicksichtigung des § 6 Abs. 4 Satz 7 LOG NRW sehe ich Ihrer Stellungnahme in dieser
Angelegenheit daher bis zum 18.08.2020 dankend entgegen.

Sollten Sie Bedenken gegen die Durchfiihrung eines oder mehrerer dieser verkaufsoffenen Sonntage
haben, teilen Sie mir diese Bedenken bitte mdglichst zeitnah konkret und ggf. mit konkreten
Alternativvorschlagen mit, damit diese hier zielorientiert geprift und im Rat der Stadt Troisdorf erdrtert
werden kénnen.

Bei Ruckfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfligung und verbleibe
Mit freundlichen Grif3en

Im Auftrag

Buhr

Ordnung und Innenstadtmanagement

Anlagen:
Entwurf Ratsvorlage (Beschlussvorschlag und Sachdarstellung nebst Anlagen inkl. Vorlage

ordnungsbehdrdliche Verordnung tber das Offenhalten von Verkaufsstellen)
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Anlage 8a

Buhr, Andreas

Von: Munkler, Britta <britta.munkler@verdi.de>

Gesendet: Donnerstag, 13. August 2020 10:33

An: Buhr, Andreas

Betreff: Stellungnahme der Gewerkschaft ver.di zu den geplanten verkaufsoffenen

Sonntagen auf dem Gebiet der Stadt Troisdorf im Jahr 2020 2. Versand

Ihr Schreiben vom: 12.08.2020 per Mail
Ihr Zeichen: 32.1-Bu

Sehr geehrter Herr Blrgermeister,
Sehr geehrter Herr Bubhr,
Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur die Information Uber die Termine der geplanter Sonntagsoffnungen fir das
Jahr 2020 auf dem Gebiet der Stadt Troisdorf. Mit Schreiben vom 12.08.2020 teilten Sie uns
mit, dass Sie den Erlass einer ordnungsbehordlichen Verordnung tber das Offenhalten von
Verkaufsstellen fiir die Sonntage, 06.09.2020, 11.10.2020, 08.11.2020 und 29.11.2020
beabsichtigen. Zu der geplanten Sonntags6ffnung erheben wir Bedenken und nehmen wie
folgt Stellung:

Der in Art. 140 GG i.V.m. Art. 139 WRV enthaltene Schutzauftrag an den Gesetzgeber
gewahrleistet ein Mindestniveau des Sonn- und Feiertagsschutzes. Er statuiert fir die
Arbeit an Sonn- und Feiertagen ein Regel-Ausnahme-Verhaltnis; die typische werktagliche
Geschaftigkeit hat an Sonn- und Feiertagen zu ruhen. Die Zulassung von
Sonntagsoffnungen kann nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nur in
Abwagung anderer Rechtsgliter mit gleich- oder hoherwertigem Verfassungsrang erfolgen.

BVerfG, Urteil vom 01.12.2009 — 1 BvR 2857/07 und 1 BvR 2858/07.

Auch nach der jiingsten Anderung des LOG NRW ist fiir eine Laden&ffnung an Sonn- und
Feiertagen daher ein besonderer Sachgrund erforderlich. Dieser ist von der zustandigen
ortlichen Ordnungsbehérde im jeweiligen Einzelfall zu prifen und in einer
nachvollziehbaren — dokumentierten — Weise zu begriinden. Dabei muss die Behorde
ermitteln, ob der von ihr angenommene Sachgrund hinreichend gewichtig ist, um die
konkret beabsichtigte Ladendffnung auch hinsichtlich des raumlichen Geltungsbereichs zu
rechtfertigen. Bei der Entscheidung muss sie dem verfassungsrechtlichen Regel-Ausnahme-
Verhaltnis Rechnung tragen. Es reicht also nicht aus, wenn sie einen Sachgrund benennt,
dieser muss vielmehr auch hinreichend gewichtig sein, um die Einschrankung des
Sonntagsschutzes zu rechtfertigen.

[Seite]
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Das Oberverwaltungsgericht NRW hat die sich aus § 6 Abs. 1 LOG NRW ergebenden
Anforderungen jingst wie folgt konkretisiert:

Die in § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 LOG NRW aufgefiihrten Sachgriinde miissen in
besonderer Weise betroffen sein. Weder reicht die blolRe Bejahung eines Zusammenhangs
zwischen der anlassgebenden Veranstaltung und der Ladenoffnung gemald § 6 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 LOG NRW noch ein allgemeiner Verweis auf das Vorliegen der in Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bis
5 normierten Griinde. Denn diese gesetzlich definierten offentlichen Interessen sind in
ihrer Zielrichtung sehr weit gefasst, daher letztlich stets in allgemeiner Weise berihrt und
insoweit nicht geeignet, einen als solchen fiir die Offentlichkeit erkennbaren
Ausnahmecharakter der Ladenoffnung zu begriinden. Unverandert gilt, dass das blof3e
Umsatzinteresse der Verkaufsstelleninhaber auch unter einer anderen Bezeichnung eine
sonn- oder feiertagliche Laden6ffnung nicht rechtfertigen kann.

Eine pauschale Behauptung, die beabsichtigte Laden6ffnung stehe im Zusammenhang mit
einer drtlichen Veranstaltung, diene den in Nummern 2 bis 5 des § 6 Abs. 1 Satz 2 LOG
NRW aufgefihrten Zielen oder liege sonst im 6ffentlichen Interesse, geniigt daher nicht,
um eine Ausnahme von der verfassungsrechtlichen Regel der Sonn- und Feiertagsruhe zu
rechtfertigen.

OVG NRW, Beschlisse vom 27. April 2018 -4 B 571/18 —und vom 4. Mai 2018 -4 B
590/18.

Diesen Malstab zugrunde gelegt ist die Begriindung fiir die von Ilhnen geplante
Sonntagsoffnung nicht tragfahig.

Die Ladenoffnung lasst sich auch nicht damit rechtfertigen, sie sei zur Bekampfung der
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Einzelhandel erforderlich. Der Erlass des
Ministeriums fur Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 9. Juli 2020 verkennt die Anforderungen an sonntagliche Laden6ffnungen,
wie sie von der Rechtsprechung entwickelt wurden. Nach der Rechtsprechung des
Oberverwaltungsgerichts fiir das Land Nordrhein-Westfalen konnen andere Griinde als der
Zusammenhang mit einer Veranstaltung eine Laden6ffnung nur dann rechtfertigen, wenn
,besondere ortliche Problemlagen belegbar gegeben sind, die eine Durchbrechung der
Arbeitsruhe sowie eine Beglinstigung bestimmter Verkaufsstellen auch unter dem
Gesichtspunkt der gebotenen Wettbewerbsneutralitat rechtfertigen.”

OVG NW, Urt. v. 17.07.2019, Az. 4 D 36/19.NE

Problemlagen, die — wie die Corona-Pandemie - den stationaren Einzelhandel insgesamt
betreffen, konnen daher eine ortliche Laden6ffnung ebenso wenig rechtfertigen, wie die
allgemeine Konkurrenzsituation zum Onlinehandel. Dazu bereits: OVG NW, Beschl. v.
02.11.2018, Az. 4 B 1580/18, Rn. 71, juris.

[Seite]
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Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 22.06.2020, also nach dem
bisherigen Hohepunkt der Corona-Pandemie und den damit verbundenen SchlieRungen
des stationaren Einzelhandels die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die
Ladeno6ffnung noch einmal konkretisiert und hervorgehoben, dass eine Laden6ffnung
ausschlieRBlich dann zulassig ist, wenn die Laden6ffnung den Sonntag nicht zum Werktag
macht, also die Veranstaltungen und nicht die Ladendffnung im Vordergrund des
Besucherinteresses stehen. Ohne ein GUberwiegendes Besucherinteresse an der
Veranstaltung gegeniliber dem Einkaufsinteresse sind Ladendffnungen eindeutig unzulassig,
BVerwgG, Urt. v. 22.06.2020, Az. 8 CN 3.19. Die Notwendigkeit der Pragung des Geschehens
durch die Veranstaltung hat das Bundesverwaltungsgericht auch dadurch prazisiert, dass es
noch einmal betont hat, dass Ladenoffnungen auf den Bereich der Veranstaltungen zu
beschranken sind Das hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom selben Tag
gleichfalls festgestellt hat, BVerwG, Az. 8 CN 1.19.

Die geplante Sonntagsoffnung dient nicht dem Erhalt, der Starkung oder der Entwicklung
zentraler Versorgungsbereiche (§6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 LOG NRW). Zentrale
Versorgungsbereiche sind raumlich abgrenzbare Bereiche einer Gemeinde, denen aufgrund
vorhandener Einzelhandelsnutzungen — haufig erganzt durch diverse Dienstleistungen und
gastronomische Angebote — eine Versorgungsfunktion tber den unmittelbaren Nahbereich
hinaus zukommt.

Voraussetzung fiir das Vorliegen des in § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 LOG NRW geregelten
Sachgrundes ist, dass der Erhalt, die Starkung oder die Entwicklung eines zentralen
Versorgungsbereichs nach den konkreten Verhaltnissen in dem fiir die Laden6ffnung
vorgesehenen Bereich in besonderer Weise betroffen ist.

OVG NRW, Beschluss vom 27. April 2018 —4 B 571/18

Nicht ausreichend ist daher, dass durch die Sonntagsoffnung zentrale Versorgungsbereiche
allgemein erhalten, gestarkt oder entwickelt werden sollen. Der Verordnungsgeber muss
vielmehr konkret begriinden, in welcher Weise sich das mit der geplanten Sonntagso6ffnung
verfolgte Ziel gerade in Bezug auf das betroffene Gebiet erreichen lasst. Die Gemeinde
muss ein nachvollziehbares Konzept verfolgen, nach dem sich die Sonntagséffnung nicht als
bloRe Befriedigung des Umsatzinteresses der betroffenen Einzelhandler oder des
»Shoppinginteresses” potentieller Kunden darstellt.

Die geplante Sonntagsoffnung dient nicht der Belebung der Innenstadte, Ortskerne, Stadt-
oder Ortsteilzentren (§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 LOG NRW). Der Gesetzgeber will mit dieser

Regelung einer ,Verodung der Innenstadte” entgegenwirken,

LT-Drs. 17/1046, S. 108.

[Seite]
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Nach der Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichts NRW muss nach konkreten
Verhaltnissen der von der Sonntagsoffnung betroffene Bereich in besonderer Weise
betroffen sein. Eine allgemeine beispielsweise durch den Onlinehandel bestehende
Konkurrenzsituation ist nicht geeignet, eine Sonntagsoffnung zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der Verordnungsgeber konkret darlegen, aus welchen Umstanden sich eine
,Verodungsgefahr” ergibt. Es muss sich zudem um besondere Umstande handeln, die
gerade den Einzelhandel vor Ort betreffen, nicht aber den Einzelhandel im Allgemeinen.
Umstande wie die Konkurrenz des Online-Handels konnen die Laden6ffnung daher ebenso
wenig rechtfertigen wie die Auswirkungen der Corona-Pandemie.

Der Sachgrund einer Belebung der Innenstadte bedingt eine raumliche Begrenzung der
Sonntagsoffnung. Allenfalls diirften Verkaufsstellen, die in dem von einer drohenden
,Verodung” konkret betroffenen Bereich ansassig sind, 6ffnen. Voraussetzung ist jedoch
auch dann, dass spezifisch dargelegt wird, warum die Sonntagséffnung gerade fiir diesen
Bereich im Besonderen eine ,belebende” Wirkung haben kénnte. Eine dartiber
hinausgehende Sonntagsdffnung ist von § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 LOG NRW nicht gedeckt.

Auch mit Blick auf die Zielsetzung des § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LOG NRW, die Steigerung der
Uberortlichen Sichtbarkeit der jeweiligen Kommune als attraktiver und lebenswerter
Standort, ergibt sich kein die geplante Sonntagsoffnung rechtfertigender Sachgrund.

Das Regelbeispiel eines 6éffentlichen Interesses nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LOG NRW kann
nicht allein mit der Anziehungskraft begriindet werden, die eine Verkaufsstellenoffnung als
solche stets auf Gemeindeeinwohner und auswartige Besucher ausibt. Hierin kommt
letztlich nichts anderes als das bloRe Umsatzinteresse der Verkaufsstelleninhaber und das
alltagliche Erwerbsinteresse potenzieller Kdufer zum Ausdruck.

OVG NRW, Beschluss vom 27. April 2018 —4 B 571/18.

Schlielilich folgt eine Rechtfertigung der geplanten Laden6ffnung auch nicht aus einer
Kumulation der vorgebrachten Erwagungen. Sie sind namlich schon nach ihrer qualitativen
Auspragung von derart geringer Tragfahigkeit, dass auch eine quantitative
Gesamtbetrachtung ,in der Summe* ersichtlich nicht zu einer ausnahmsweisen
Ladenoffnung fihren kann, die dem verfassungsrechtlichen Sonn- und Feiertagsschutz
gerecht wird. Aus unserer Sicht sind flaichendeckende verkaufsoffene Sonntage ungeeignet,
die durch Corona bedingten UmsatzeinbuBen auszugleichen.

FAZIT:

Verkaufsoffene Sonntage sind unserer Meinung nach auch nicht geeignet, den lokalen
Einzelhandel gegen den Onlinehandel zu starken. Hier braucht es grundlegende
Veranderungen:

[Seite]
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- Tarifbindung: Global agierende Onlinehandler weigern sich haufig, nach Tarif zu zahlen
und bieten damit im Vergleich schlechtere Arbeitsbedingungen. Dies setzt den
stationaren Einzelhandel stark unter Druck. Wir missen zurlick zur
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifvertragen, die auch den Onlinehandel einschlief3t.

- Gleiches gilt im Prinzip auch fir die Post- und Logistikbranche, da der Warenverkehr zu

den Kunden*innen immer mehr durch prekar beschaftigte Arbeitnehmer*innen oder

Soloselbstdandige erfolgt.

- Gewerbemieten: Onlinehandler betreiben ihre Geschafte haufig ,auf der griinen Wiese”
mit niedrigen Grundsticks- und Mietpreisen. Hier hat der stationare Handel wegen
der notwendigen Kundennahe und standig steigende Gewerbemieten in guten Lagen
einen Wettbewerbsnachteil. Notwendig ist aus unserer Sicht eine Mietpreisbremse
flir Gewerbeimmobilien.

- Steuergerechtigkeit: Global agierende Unternehmen nutzen die sich aus dem
internationalen Handel ergebenden Steuervorteile konsequent aus. Dies ist ein
Wettbewerbsnachteil fir lokale Unternehmen. Notwendig ist daher eine
Steuerreform, die die Steuerflucht unterbindet.

Zur Umsetzung dieser Vorschlage bieten wir gerne allen Akteuren eine Zusammenarbeit an,
die den stationaren Einzelhandel langfristig sichern wollen.

Aber auch die Kommunen kénnen lber das Planungsrecht dazu beitragen, dass der lokale
Einzelhandel gestarkt wird. Zu nennen sind hier vor allem:

- Attraktive Gestaltung des Stadtraums, damit sich die Kunden*innen wohl fihlen;

- Verkehrsanbindung: Damit Kunden*innen den lokalen Einzelhandel nutzen, brauchen sie
eine gute Verkehrsanbindung zu niedrigen Preisen;

- Keine weitere Ausweisung von groRflachigem Einzelhandel: Dies verstarkt die Konkurrenz
innerhalb des stationaren Einzelhandels.

Schliel3lich muss sich auch der stationare Handel besser auf die Herausforderungen
einstellen, die sich aus dem Onlinehandel ergeben. Eine Branche, die im Schwerpunkt auf
Sonntagsoffnungen setzt, ist nicht zukunftsfahig. Notwendig sind vielmehr:

- Kundennahe Events, die aber nicht sonntags stattfinden miissen. Sechs Werktage reichen
aus! Auch fir den Onlinehandel gilt die Sonntagsruhe! Kunden*innen kénnen
sonntags Bestellungen durchfiihren. Die Bearbeitung erfolgt aber nur an Werktagen.

- Verknilpfung des stationaren Handels mit Onlineangeboten: Die groRen Elektrohandler

oder Mobelhauser machen es seit Jahren vor.

Grundsatzlich sind wir- im Interesse der Beschiftigten- gegen eine sonntégliche Offnung.
Eine Teilnahme der Beschaftigten an den Sonntagséffnungen darf ausschlieBlich auf
freiwilliger Basis erfolgen.
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Als Gewerkschaft lehnen wir die geplante Sonntagsoffnung daher ab. Sie ist mit den
verfassungsrechtlichen Anforderungen zum Schutz der Sonntagsruhe und der Schutzrechte
betroffener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie auch mit den Vorgaben des
Gesetzes nicht vereinbar.

Fir Rickfragen stehe ich Thnen gerne zur Verfigung. Bitte teilen Sie uns schnellstmoglich
Ilhre Entscheidung mit.

Mit freundlichen GriRRen

Britta Munkler

stv. Bezirksgeschaftsfiihrerin

ver.di Bezirk KéIn-Bonn-Leverkusen
Geschaftsstelle Koln
Hans-Bockler-Platz 9

50672 Koéln

Tel.: 0221-48558443

Mobil: 01601563861

Fax: 0221-48558309
britta.munkler@verdi.de

Britta Munkler

stv. Bezirksgeschaftsfiihrerin

ver.di Bezirk KoIn-Bonn-Leverkusen
Geschaftsstelle Koln
Hans-Bockler-Platz 9

50672 Kéln

Tel.: 0221-48558443

Mobil: 01601563861

Fax: 0221-48558309
britta.munkler@verdi.de
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EHV BN-RS-EU - Postfach 70 40 + D-53070 Bonn u

Stadt Troisdorf

Herrn Andreas Buhr

Amt flr Sicherheit und Ordnung
Postfach 1701

53827 Troisdorf

per Mail: buhra@troisdorf.de

Stellungnahme
Verkaufsoffene Sonntage in Troisdorf 2020
Ihr Schreiben vom 12.08.2020

Sehr geehrter Herr Buhr,

besten Dank fir Ihr Schreiben und die nochmalige Moglichkeit zur
Stellungnahme zum vorliegenden Entwurf der beabsichtigten
ordnungsbehdrdlichen  Verordnung zur Durchfihrung von
verkaufsoffenen Sonntagen 2020 in Troisdorf.

Als Interessenvertretung des Einzelhandels in der Region
befirworten wir alle Mallnahmen, die zur Starkung eines
vielfaltigen stationaren Einzelhandelsangebots beitragen und
ortsnahe Einkaufsmdglichkeiten sicherstellen.

Gemal |hrer dargestellten Begriindung sehen wir das 6ffentliche
Interesse sowie den notwendigen raumlichen und zeitlichen Bezug
zur Ladendffnung als hinreichend dargestellt und belegt an. Es
bestehen  somit unsererseits keine Bedenken. Alle
Voraussetzungen nach § 6 LOG NRW sind erfilllt.

Wir begrifien somit die vorgesehenen Sonntagséffnungen im Jahr
2020 ausdrucklich.

Mit besten GriiRen

Jannis Vassiliou
Vorsitzender
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Einzelhandelsverband
Bonn - Rhein-Sieg - Euskirchen

18.08.2020

Einzelhandelsverband
Bonn - Rhein-Sieg - Euskirchen e.V.

Postfach 70 40
D-53070 Bonn

Am Hof 26a
D-53113 Bonn

Tel.: 0228 72533 -0
Fax: 0228 72 563 3 - 20

einzelhandelsverband@ehvbonn.de
www.ehvbonn.de

Vorsitzender
Jannis Ch. Vassiliou

Vereinsregister AG Bonn
VR 2363

Volksbank Kéln Bonn eG
IBAN: DE52 3806 0186 2000 8750 18
BIC: GENODED1BRS


http://www.ehvbonn.de/
BuhrA
Textfeld
Anlage 8b


Anlage 8c
— Industrie- und Handelskammer
. Bonn/Rhein-Sieg

Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg | Postfach 1820 | 53008 Bonn lhr Zeichen/Nachricht vom
. Unser Zeichen
Stadt Troisdorf Abt. | TB/BS
Amt fur Sicherheit und Ordnung Ihr Ansprechpartner
Herrn Andreas Buhr Till Bornstedt
Kélner Stral3e 178 bornstedt@bonn.ink.de
53840 TI’OISdOI’f Telefon

(0228) 22 84 - 145

Telefax

(0228) 22 84 - 223

18.8.2020
Betreff: Verkaufsoffene Sonntage im Jahr 2020

Sehr geehrter Herr Buhr,

vielen Dank fur die Maoglichkeit der Anhorung vor Erlass einer ordnungsbehdrdlichen
Verordnung Uber das Offnen von Verkaufsstellen in lhrer Kommune.

Aus Sicht der Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg bestehen keine Bedenken
gegen die Freigabe der Laden6ffnung

am Sonntag den 6.9.2020,

am Sonntag den 11.10.2020,

am Sonntag den 8.11.2020

und am Sonntag den 29.11.2020.

Sie nehmen in lhrer Vorlage Bezug auf den Runderlass des MWIDE-NRW aus Juli 2020, eine
anlassgebende Veranstaltung entfallt somit. Das offentliche Interesse steht im Vordergrund der

Freigabe, es werden hierdurch Kundenstrome entzerrt und die ortlichen
Einzelhandelsstrukturen werden erhalten und gestéarkt

Mit freundlichen Grif3en
Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg
i.A.

\l Wl EGW
Till Bornstedt
Referent Handel, Bauleitplanung, Verkehr

Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg | Bonner Talweg 17 | 53113 Bonn | Postanschrift: Postfach 1820 | 53008 Bonn
Tel. (0228) 22 84-0 | Fax (0228) 22 84-170 | E-Mail: info@bonn.ihk.de | Internet: www.ihk-bonn.de
Sparkasse KélnBonn; | IBAN DE80 3705 0198 0000 0012 06 | BIC COLSDE33
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A
Anlage 8d /\/\"L‘“ERZBISTUMKﬁLN

Erzbistum Kéln | Generalvikariat

Stabsabteilung Recht

Marzellenstrae 32 | 50668 Kdln

Postanschrift:
Erzbistum Kéln | 50606 Koln

Erzbistum Kbln | Generalvikariat | 50606 Kdln Telefon 02211642 1547

. Telefax 0221 1642 1903
Stadt Troisdorf
rechtsabteilung@
Herrn Andreas Buhr erzbistum-koeln.de
Postfach 1761 www.erzbistum-koeln.de
53827 Troisdorf Pax-Bank G Kéln
Konto-Nr. 55050
BLZ 37060193
IBAN DE74 3706 0193 0000 0550 50
BIC GENODED1PAX
Thr Schreiben vom Thr Zeichen SBKZ/GKZ Bearbeiter/-in Unser Zeichen Datum
12.08.2020 32.1-Bu Frau Mallmann- R 60 888/75 24.Mai 2017

Dourgounis

Verkaufsoffene Sonntage 2020 in der Stadt Troisdorf, Kirchenanhérung nach § 6 Abs. 4 Ladenoff-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen

Sehr geehrter Herr Buhr,

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 12.08.2020 zu o.g. Betreff und nehmen dazu gem. § 6 Abs. 4 Satz
7 Ladendffnungsgesetz (LOG) wie folgt Stellung:

Der Schutz der Sonn- und Feiertage ist fiir die Kirche ein prioritdres Anliegen. Nach Art. 140 GG in Verbin-
dung mit Art. 139 WRV sind der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als ,Tage der Arbeitsruhe
und der seelischen Erhebung gesetzlich geschiitzt”. Auch nach Art. 25 der Verfassung fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen werden der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als ,Tage der Gottesvereh-
rung, der seelischen Erhebung, der kdrperlichen Erholung und der Arbeitsruhe anerkannt und gesetzlich
geschiitzt.”

Zur Wahrung des verfassungsrechtlich geschiitzten Mindestniveaus des Sonn- und Feiertagsschutzes haben
Sonn- und Feiertage regelhaft erkennbar Tage der Arbeitsruhe zu sein. Um dem verfassungsrechtlich gefor-
derten Regel-Ausnahme-Verhiltnis zu geniigen, bedarf es nach der Rechtsprechung strenger Priifung (vgl.
0VG fiir das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 5. Mai 2017 - 4 B 520717 -, juris, unter Verweis auf
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Bundesverfassungsgerichts).

Durch die geplante Sonntagséffnung werden gottesdienstliche Belange der Pfarrgemeinden nach &rtlicher
Riicksprache zwar nicht tangiert. Aus den genannten grundsdtzlichen Griinden pladieren wir aber weiterhin

fiir eine restriktive Genehmigung von Ausnahmemaéglichkeiten fiir Ladendffnungszeiten an Sonn- und Feier-
tagen.

Mit freundlichen Griiflen
Im Auftrag

JU;M\&W&»\» . \cmm
Mallmann-Dourgounis
Sachbearbeiterin
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Anlage 8e

Buhr, Andreas

Von: Almut van Niekerk <almut.vanniekerk@ekir.de>

Gesendet: Donnerstag, 20. August 2020 16:17

An: Buhr, Andreas

Betreff: Re: Verkaufsoffene Sonntage in Troisdorf 2020; Anhérung gem. § 6 Abs. 4

Ladendffnungsgesetz NRW

Sehr geehrter Herr Buhr,

leider mit IVerspatung ... Nach Ricksprache mit den Gemeinden in Troisdorf méchte ich lhnen mitteilen, dass es
keinerlei Einwande gibt.

Gutes Gelingen!

Mit freundlichen Griien
Almut van Niekerk

Buhr, Andreas schrieb am 12.08.20 um 19:49:

Ladenéffnungsgesetz NRW - verkaufsoffene Sonntage in Troisdorf 2020

Erlass einer ordnungsbehoérdlichen Verordnung tiber das Offenhalten von Verkaufsstellen
Auswirkungen der Corona-Pandemie

hier: Anhérung gem. § 6 Abs. 4 LOG NRW

Sehr geehrte Frau van Niekerk,

anbei Gbersende ich lhnen die 0.a. Anhérung (siehe Anschreiben Anhérung VOS Troisdorf 2020-Neu-
ev.Kirche.pdf) nebst Anlagen, bezliglich der nunmehr aufgrund der Auswirkungen der Corona-
Pandemie noch in 2020 im Stadtgebiet Troisdorf geplanten verkaufsoffenen Sonntage.

Im Rahmen der Dringlichkeit bitte um Ihre Stellungnahme bis zum 18.08.2020 und verweise
ansonsten auf die beigefligte Anhérung.

Vielen Dank fir Ihre Bemihungen.

Sollten Sie die Unterlagen in Papierform benétigen, so bitte ich um Nachricht.

Bei Riickfragen stehe ich lhnen gerne zur Verfligung und verbleibe

mit freundlichen GriiRen

|
;::3 TROISDORF

Im Auftrag

Andreas Buhr

Ordnung und Innenstadtmanagement

Amt flr Sicherheit und Ordnung

Durchwahl (0 22 41) 900-317

Telefax (022 41) 900-8317

Email BuhrA@Troisdorf.de

Internet  www.troisdorf.de

Facebook www.facebook.com/StadtTroisdorf

STADT TROISDORF

Kolner StraBe 176

53840 Troisdorf

4

1

“ @ RESPEKT}

/RHEIN-SIEG ®

mmwm BONN
[Seite]

165


BuhrA
Textfeld
Anlage 8e


- oRON P VIRYg

Ayshreitung A
’ :

ven Corena verlangsaman
Treisder! hondalt

gemeinzam und entschlossen
Bevor Sie diesen Text ausdrucken, denken Sie dariiber nach, ob dies tatsdchlich notig ist; der
Natur zuliebe. ##### sk adctickadakasti* In eigener Sache: Stadt Troisdorf twittert!
Informationen jetzt noch schneller. Sie finden uns unter http://twitter.com/stadt_troisdorf.
*********************Hinweise der Stadt TI'OiSdOI'f sk sk sk sk ske sk sie sk sk sfeoske sk steoske sk skosk skosk sk Zu Ihrer
Sicherheit im Umgang mit E-Mails erlauben wir uns, Sie auf folgendes hinzuweisen: Bei
einer E-Mail besteht grundsaetzlich die Moeglichkeit, dass sie nicht durch den in ihr
bezeichneten Absender versendet worden ist, oder dass sie nach dem Versenden durch Dritte
unbefugt inhaltlich veraendert wurde. Diese E-Mail ist allein fuer den bezeichneten
Adressaten bestimmt. Sie kann vertrauliche und/oder rechtlich geschuetzte Inhalte enthalten,
so dass die unerlaubte Veroeffentlichung, Vervielfaeltigung und unbefugte Weitergabe des
Inhalts dieser E-Mail unzulaessig ist. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind, diese E-Mail
irrtuemlich erhalten haben oder Zweifel an der Echtheit des Absenders oder der inhaltlichen
Unveraendertheit dieser E-Mail der Stadt Troisdorf haben, informieren Sie bitte

unverzueglich die Stadtverwaltung Troisdorf und loeschen diese E-Mail von Threm
Computer. Vielen Dank *********************Ende*********************

Mit freundlichen Gruflen
Almut van Niekerk

Pfarrerin Almut van Niekerk

Superintendentin Evangelischer Kirchenkreis An Sieg und Rhein
Zeughausstr. 7-9

53721 Siegburg

02241 549444

superintendentur.ansiegundrhein@ekir.de
almut.vanniekerk(@ekir.de

www.ekasur.de

evangelisch
an sieg
und rhein

kreuz und quer verbinden
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Stadt Troisdorf Datum: 18.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 111/20

Vorlage, DS-Nr. 2020/0757 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Anderung der Verbandssatzung des Volkshochschulzweckverbandes

Troisdorf und Niederkassel

Beschlussentwurf:

Der Rat stimmt der 14. Anderung der Verbandssatzung des Volkshochschulzweck-
verbandes Troisdorf und Niederkassel zu.

Auswirkungen auf den Haushalt:

Finanzielle Auswirkungen: Siehe Auszug Niederschrift Verbandsversammlung

Sachdarstellung:

Am 25.06.2020 hat die Verbandsversammlung der Volkshochschule Troisdorf und
Niederkassel folgende Satzungsanderung beschlossen:

In § 14 ,Anmeldestellen und Veranstaltungsraume® entfallt Abs. 3

,Die erforderlichen Raumlichkeiten werden von den beteiligten Gemeinden der
Volkshochschule kostenlos zur Verfugung gestellt.”

Ein erlauternder Auszug aus der Niederschrift ist als Anlage beigefigt.

Nach § 8 Abs. 2 der Verbandssatzung bedarf ihre Anderung der Zustimmung aller

Verbandsmitglieder.

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkdmmerer
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Auszug aus der Niederschrift Gber die Sitzung der Verbandsversammlung der Volkshochschule
Troisdorf und Niederkassel am Donnerstag, 25.06.2020 18:00 Uhr im Forum Troisdorf, Kélner
Str.2, 53840 Troisdorf

TOP 2: 14. Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des
Volkshochschulzweckverbandes Troisdorf und Niederkassel

Die Verbandssatzung des Volkshochschulzweckverbandes vom 07.03.1975, die zuletzt durch
die 13. Satzung zur Anderung der Verbandssatzung vom 11.07.2019 geandert wurde, wird wie
folgt geandert:

In § 14 ,Anmeldestellen und Veranstaltungsraume® entfallt Abs. 3

,Die erforderlichen Ré&umlichkeiten werden von den beteiligten Gemeinden der
Volkshochschule kostenlos zur Verfligung gestellt.”

Herr Biber fragt an, ob hierzu noch Fragen oder Anmerkungen bestehen.

Herr Flatau vermisst diesbezliglich eine Aufstellung Gber Kosten, die auf die VHS zukommen
und wie diese Kosten finanziert werden. Bisher wurden die Kosten von den Stadten
ubernommen.

Herr Jablonski erklart, dass bisher die Kosten von der Stadt ibernommen wurden, weil die VHS
zunachst in Schulen und im Blrgerhaus untergebracht war. Nach Abriss des Blirgerhauses zog
die VHS vom Rathaus Troisdorf in die fir die Volkshochschule angemieteten Raume im Forum.
Die anfallende Miete wurde von der Stadt groRtenteils iGbernommen, da die VHS sowohl ein
Frequenzbringer als auch einen Wirtschaftsférderungsaspekt flr die Stadt darstellte. Zum
01.04.2021 wurde dieses Mietverhaltnis im Forum gekundigt.

Da weder Niederkassel noch Troisdorf Raumlichkeiten zur Verfugung stellen kdénnen, die der
Grollenordnung fur VHS Verwaltung und Seminarrdume entsprechen, musste nach neuen
Raumlichkeiten zur Anmietung gesucht werden. Um eine transparente Haushaltsplanung zu
gewahrleisten, auch fur die Mitglieder der Verbandsversammlung, sollen die Mietkosten in
Zukunft komplett von der VHS Ubernommen werden. Insofern stimmt der Passus in §14, Abs. 3
nicht mehr und muss entfallen. Schlussendlich, so Herr Jablonski, werden diese Kosten uUber
die Verbandsumlage von den Kommunen wieder Ubernommen. Herr Jablonski bestatigt
ebenfalls, dass Klassenrdume in den Schulen von Troisdorf und Niederkassel
selbstverstandlich der VHS weiterhin kostenlos zur Verfugung gestellt werden.

Herr Reusch beanstandet, dass er nicht durch die Zweckverbandsversammlung, sondern durch
die Presse uber die Kundigung im Forum, den Umzug der VHS und sogar einer bereits
gefundenen neuen Mietimmobilie in der Christian-Esch-Str. erfahren musste. Wenn der Passus
§14, Abs. 3 entfallt, wirde nirgendwo stehen was auf die VHS an Kosten zukommt und auch
wulrde nirgendwo erwahnt, dass die Verbandsgemeinden die Kosten Ubernehmen. Er weist in
diesem Zusammenhang auf bereits bestehende Defizite aus dem Jahr 2019 und vermutlich
noch hinzukommende in 2020 hin. Es ware schon, wenn irgendwo festgehalten wirde, dass
diese Kosten Bestandteil der Verbandsumlage waren.

Herr Biber erklart, dass dies die logische Konsequenz daraus ware und Frau Quaasdorf bezieht
sich in diesem Zusammenhang auf das Weiterbildungsgesetz in welchem alles geregelt ist.
Herr Biber fuhrt weiter aus, dass im neuen Haushaltsentwurf fir 2021 die neuen Mietkosten
eingeplant und beziffert werden. Der Zweckverband wird dann die Verbandsumlage
dementsprechend erhéhen und ebenfalls im Haushalt beziffern.

Herr Flatau fragt nach der Planzahl, mit welchen Kosten Uberhaupt gerechnet werden kann.
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Frau Quaasdorf erklart, dass die Umbaukosten zunachst auf ca. 200.000 € errechnet wurden.
Diese Kosten mussten auf die Miete umgelegt werden. Die Immobilie war urspringlich mit
8,50 €/gm auf dem Markt. Nach erneuter Begehung mit dem Architekten wird ein neuer
Kostenvoranschlag fir den Umbau erstellt und erst dann kann der Mietvertrag mit der exakten
Miete erstellt werden. Frau Quaasdorf kann jetzt noch keine Kosten kalkulieren, zumal noch
Folgekosten fur Reinigungsfirma, Hausmeister, Wartungsfirmen etc. hinzukommen.

Herr Jablonski bringt die viel zu hohen Nebenkosten des Forums zur Sprache und erklart, die
neue Immobilie soll It. Stadtrat Troisdorf fur maximal 5 Jahre angemietet werden, um sich die
Option offenzuhalten eventuell nochmal in ein anderes Burogebaude umzuziehen. Aus diesem
Grund mussen die Sanierungskosten auf die Miete aufgeschlagen werden.

Herr Reusch beteuert, ihm liege fiel am Bestand der VHS und die Entwicklung der Kosten
mussten einen Horizont haben. Es wurden mehrere Objekte besichtigt, so Herr Jablonski. Die
Immobilie in Sieglar erscheint am geeignetsten, wurde 1996 erbaut und wird fur die Kommunen
kostenmalig gunstiger als das Forum Troisdorf.

Herr Grinhage fragt an, ob die neuen Raumlichkeiten ebenso grof wie im Forum, ca. 1300 gm,
sind.

Frau Quaasdorf gibt an, dass sich die VHS minimal verkleinert, es muss nur auf den
Gymnastikraum verzichten werden, wobei hierfur bereits Alternativen vorliegen.

Frau Pollheim erkundigt sich bei Frau Quaasdorf nach dem kurz vorher von Frau Quaasdorf
angesprochenem Weiterbildungsgesetz. Nach dem Weiterbildungsgesetz, so Frau Quaasdorf,
durfen die Volkshochschulen nicht gewinnorientiert arbeiten und die Kommunen mussen fir die
Finanzen einstehen.

Des Weiteren will Frau Pollheim wissen, ob durch die entstehenden Kosten mit einer Erhéhung
der Teilnehmerentgelte gerechnet werden muss. Dies ist seitens der VHS nicht geplant,
antwortet Frau Quaasdorf. Herr Jablonski verweist darauf, dass dies die
Verbandsversammlung entscheidet.

Da keine weiteren Anmerkungen vorliegen, lasst Herr Biber Uber folgenden Beschluss
abstimmen.
Beschluss

Die Verbandsversammlung beschlielt die 14. Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des
Volkshochschulzweckverbandes Troisdorf und Niederkassel in der vorliegenden Fassung.

Abstimmungsergebnis: einstimmig daflr
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Stadt Troisdorf Datum: 24.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 111/32

Vorlage, DS-Nr. 2020/0738/1 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Aussetzung des Verbots von Heizpilzen

Sondernutzung fur die Gastronomie im Herbst/Winter 2020 und im
Frihjahr 2021 -Gebihrenfreiheit bis Ende 2021-

hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 14. September 2020 und
Antrag der Fraktion REGENBOGENPIRATEN Troisdorf vom 08.

September 2020

Beschlussentwurf:

1. Der Rat lehnt den Antrag auf Anderung der Sondernutzungssatzung ab.

2. Die Aussetzung der Sondernutzungsgebuhren fur die Aul3engastronomie wird
bis zum 30.04.2021 verlangert.

3. Die Aufstellung und Nutzung von elektrisch betriebenen Heizgeraten wird auf
Antrag gestattet.

4. Der Rat wir rechtzeitig vor Beginn der Freiluftsaison (Mai bis September)

uber eine mogliche weitere Aussetzung von Sondernutzungsgebuhren fir
Aulengastronomie entscheiden.

Auswirkungen auf den Haushalt:

Finanzielle Auswirkungen: Nein, da Sondernutzungsgebuhren fir Auf3engastronomie
nur fur die Zeit vom 1. Mai bis 30. September erhoben werden.

Sachdarstellung:

Nach Beratung der Vorlage 2020/0722 im Haupt- und Finanzausschuss am
22.09.2020 wurde der Antrag ohne Beschlussempfehlung in den Rat verwiesen, um
ihn dort gemeinsam mit dem Antrag der FDP-Fraktion vom 14.09.2020 zu beraten.

Zu 1. Eine Anderung der Sondernutzungssatzung ist aus Sicht der Verwaltung nicht
erforderlich. Bereits jetzt sind auf Antrag zeitlich begrenzte
Ausnahmegenehmigungen fur die Gastronomen unter Bezug auf die
Ausnahmeregelung gem. 8 9 der Satzung moglich. Hierunter fallen auch die
Ausnahmegenehmigungen fur die Verwendung von sogenannten Heizpilzen.

Zu 2. und 4. Eine grundsatzliche Aussetzung der Sondernutzungsgebihren fir
AulRengastronomie bis Ende 2021 ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht notwendig.
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Die Veranlagung dieser Gebuhren (ca. 21.000 €) erfolgt im Mai fur das jeweils
laufende Jahr (Freiluftsaison von Mai bis einschl. September), so dass der Rat in
Abhéangigkeit der Coronapandemieentwicklung im Frihjahr 2021 tber eine weitere
Aussetzung entscheiden kann. Die Verwaltung empfiehlt daher, die Aussetzung
dieser Gebuhren zunachst bis zum 30.04.2021 zu beschliel3en.

Zu 3. Die Verwaltung empfiehlt aus 6kologischen Grinden die Verwendung von gas-
oder holzbetriebenen Heizmdoglichkeiten nicht zu genehmigen. Zudem kann von
diesen Geréten eine erhdhte Brand- und Explosionsgefahr ausgehen. Am Markt sind
zwischenzeitlich elektrisch betriebene Heizgerate verfiugbar, die teilweise sogar
kostengunstiger sind als gasbetriebene sind. Aus 6kologischer Sicht ist der Betrieb
mit Okostrom, (z. B. von den Stadtwerken Troisdorf) zu begriiRen. Hierdurch wiirde
auch der von der FDP-Fraktion beantragte dkologische Ausgleich entfallen.

Die Sondernutzung fur Aul3engastronomie und die Erhebung der hierfiir anfallenden
Gebuhren wird fur die Zeit vom 1. Mai bis 30. September eines Jahres genehmigt
bzw. erhoben. Bei der gewiinschten Verlangerung tber den 30. September hinaus ist
die Verwendung von Auf3enheiztechnik, z. B. elektrisch betriebene Heizpilze oder
Infrarotstrahler, notwendig, um den Gasten Uberhaupt einen Aufenthalt im Freien zu
ermdglichen. Von daher empfiehlt die Verwaltung den Betrieb von elektrisch
betriebenen Heizgeraten zu gestatten, die Verwaltung wird die Antrage entsprechend
positiv bescheiden.

Die Verwaltung wird aufgrund der anhaltenden pandemischen Lage und
wirtschaftlichen Folgen fur die Gastronomen eingehende Antrage auf
Ausnahmegenehmigung im Einzelfall zunéchst bis zum 30.04.2021 genehmigen.

Laut Einschatzung des Robert-Koch-Instituts handelt es sich weltweit und in
Deutschland um eine dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die
Einschéatzung kann sich jedoch kurzfristig durch neue Erkenntnisse, insbesondere
die Zulassung von neuen Medikamenten und/oder Impfstoffen &ndern und daher
auch Lockerungen in den Corona-Verordnungen zur Folge haben.

Daher empfiehlt die Verwaltung o0.g. Beschlussentwiirfe.
Die Lage wird von der Verwaltung weiterhin sorgfaltig beobachtet und fortlaufend
bewertet. Sollte es erneut zu einem ,Lockdown® wie im Marz/April 2020 kommen,

wird die Verwaltung zusétzliche Entlastungen fur die Gastronomen herbeifiihren.

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkémmerer
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PS-SEP-20RP 21:04 From:REGENBOGENPIRATEN  D2R4190B766 - Te:B7® - - Pase:iis®

A\/L&«%é, 027

FRAKTION REGENBOGEN-PIRATEN-TROISDORF
- RATHAUS, Kdiner Str.176, 53840 TROISDORF
Tel.:02241-800765 / Fax:02241-800766 / E-Mail:

- regen bo;ganpt dian@ml lsd-lor.f da |
' xdt Troisdor!
= = fDer Burge;‘e-s!er 8.9.2020
Herrn Eng. %0 Sen. 0
Biirgermeister Jablonski Y ' ‘{G °
- im Hauge - _

Betreff. ndchste Sztzung des HaFi-Ausschussﬁs am 22,9, 20
- hier: ANTRAG

Sehr geehrter Herr B{Jrgerméister,
‘wir bitten um Aufnahme des nachfolgenden TOP's in die TO der|Sitzupg

Sondernutzung fiir_die Gastronomie in Herbst/ Winter 2020 und im

- Ertihighr 2021 ermé&alichen - Gebiihrenfreiheit bis Ende 2021 garantieren

Beschiussentwurf:

Sondernutzungsgebithren far AuBengastronomic und Warenausla
Einzelhandel bis zum 31.92.2021 (analog Beschiuss des HaFy Ratgs v. 2.6.2020

Der Haupt~- und Finanzausschuss  beschifeit  die Avu etzu%o der

urder TOP 14).

‘Bei bisher im Zeifraum, von Mal bis Ende September erl

Aullenbewiriungen werden die Erlaubnisse zur AuRenbewirtung bhne el

Anfrag bis zum Jahresende 2021 fortgeschrieben, dh. die|in An
' genommenan Verkehrsfléichen kbnnien ohne weitere Erlaubnisse a

Herbst und Winter 2020 bis ins Frilhjahr 20271 genutzt werden,
- Heizpilze werden - wenn bis zur .S‘.'izung kein entsprechender| La

~vorliegen solite - ausnahmsweise im Winterhalbjahr 2020/ 2?21 wz

R Oktober und Ende April zugelassen' - _

Begriindung:

Corona und das aus Hygienegrinden deutlich reduzierte Platzangebot in
Gaststatten hat die Gasfronomie in 2020 hart gefroffen. Da die Auspreitung
des Corona-Virus in geschlossenen Réaumen deutlich hoher ist gle in] Freien,
ist die Beschlussfassung alternativios, weil dadurch die Fiischl
verigngert und somit das Infektionsrisiko minimiert werden kanh, glejchzeitig
aber auch das Uberleben der Gastronomxe ermoghcht wird,

- Mit freundlichen Griiten

‘ Rats+/ Ausschuss-/ Biirger-/ -antrag/ -apfrpge
Wolf Roth e federfuhrendes Dezernat/Am T\\
- . {Vorlagenersteller) \/\,

¢ sonstigd beteiligte Dez./Amter
{Stellungnahme an federflGhrendes Amt) l\

451D

¢ AusschulR/Rat (SchriftfGhrung) Er\@_s n*' A kgi/

Sﬁm Rl &Y

_’y,_.—---ﬂ---m‘-w.

FAXG3 Nr: 583480 von NVS:FAXG3/+482241900766 an NVS: XPR1IBECKERJ (Selte 1 von 2) : el

Datum 08.09.20 20:56 - Status: OK, an mail. troisdorf.de gesendet -

Betreff: OK (2 Seite(n) empfangen) o '
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St o .' .

'FDP - Fraktion

- Herrn Klaus-Werner Jablons
- Kolner StraBe 176 |
. 53840 Troisdorf

_zung

:'-:Anden

Biirgermeister der Stadt Troi

tadt Trolsdorf
Der Birgermeister

ff 1S

1
i Troisdorf, den 14. 09 2020 _ S
;I Co AzOR2020

: .:' _Antlfag _A_ussetzung des__\lerbots __von Heizpilzen =

'Sehr geehrter Herr Burgerme;ster

die FDP-Fraktzon b[ttet um Aufnahme des Antrages auf d|e Tagesordnung der nachsten Ratss:t-_ _

1 Punkt 5. 5 von den Besonderen Anforderungen an Sondernutzungen im Be-
reich der innenstadt Troisdorf gem. Anlage Ill zu § 2 Nr. 4 der Sondernut-
. zungssatzung (Satzung Uber Erlaubnisse und Gebiihren fiir Sondernutzun-
' gen an dffentlichen Stralen) ist bis zum 30.04.2021 auBer Kraft zu setzen und
= den AuBBergastronomiebetrieben gegen Antrag zu erlauben, Heizpilze und
* Elektro-Wérmestrahlern im AuBenbereich aufzustellen. Fiir jede ausgestellte
.- . -Erlaubnis verpflichtet sich die Stadt einen ékologischen Ausgleich zu leisten.
‘2. Die Sondernutzungsgeblihren fiir die AuBengastronomie und der Emzelhand-
'Ier werden m der Stadt fur das Jahr 2021 ausgesetzt S

Begrundung
- ."-Die Gastronomie ist besonders schwer getroffen von der Corona Krise und verzeichnet weiterhin . -
- grole UmsatzeinbuBen im Vergleich zu den Vorjahreswerten. So bangen laut elner aktuellen :

L DEHOGA~Umfrage fast 60 Prozent der Betnebe um zhre Exlstenz

- Deshalb muss den Betrieben mit Aullengastronomze die Moghchkezt eingeraumt werden auchim
Herbst und anter e!n entsprechendes Angebot den Kunden anzubleten _ - S

L Bereats im Sommer hat sich die unblrokratische Erweiterung der Auflengastronomie als funktionie-
. rende MaRnahme erwiesen, wie Gastronomen trotz gréﬁerer Abstande wezter Umsatze geneneren

- ‘kénnen. :
‘Rathaus, Kolner Strae 176 = Morsitzender. .. -, Sprechzeiten:

- ‘53840 Troisdorf -~ .~ . Sebastian Thalmann : Montag 14.30 - 17.00 Uhr
Tel. 02241-900-783 : stv. Vorsitzender; .. Sonst nach Vereinbarung

FDP-Fraktion@troisdorf.de Dietmar Scholtes

www.FDP-F rakti_on_—_‘l‘roi_sdorf.de
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- __ 'federfuhrondes Dezernat/Amt w!ﬁt\

% gonstige beteiligte Dez. /Amter

Die Nutzung des Auenbereichs hat den entscheidenden Vorteil, dass im Freien die Gefahr einer
Infektion mit dem Coronavirus weitaus geringer ist und Géste einfacher mit ausreichend Abstand

_platziert werden kénnen. Damit die mit der AuRengastronomie verbundenen Vorteile auch in der -

kalten Jahreszeit erhalten bleiben, ist das Verbot der Nutzung von Heizpilzen auszusetzen.

- Um den vorhandenen CO2-AusstoR der Heizstrahler zu kompensieren, solite die Stadt als Beitrag
einen 6kologischen Ausgleich zu leisten, damit die CO2-Belastung nachhaltig ausgeg_iichen _wird.

- Mit freundlichen GriiBen

Sebastian Thalmann .o~ Paul Hebbecker
Fraktionsvorsitzender -~ == .- . - Sachkundiger Burger .

S :.'Rats-_/Ausschuss/Bﬁrger-/ -antrag/ -anfrage>

/

(Vorlagenefsteller) S L

(Steﬂungnahme an federfohrendes Amt)

E Ofoigenden OE’s z.K. IA ‘O‘k

- 'AUSSChU@fﬂat (Schnf‘t’fuhrung) Q‘Q“( g&\\?'«@ {CB o ':_

Rathaus, Kélner Strafe 1?6 - Vorsitzender; . Sprechzeiten:
53840 Troisdorf ‘Sebastian Thalmann ‘ Montag 14.30 - 17.00 Uhr
Tel. 02241-900-783 stv. Vorsitzender: - Sonst nach Vereinbarung
FDP-Fraktion@troisdorf.de Dietrnar Scholtes S o

www.FDP-_Fraktion—Troisdorf.de
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Stadt Troisdorf Datum: 21.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 51.32

Vorlage, DS-Nr. 2020/0754/1 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Antrag der FDP-Fraktion vom 14.09.2020; hier: NRW Foérdermittel flr
aul3erschulische Angebote

Beschlussentwurf:

Der Rat der Stadt Troisdorf beauftragt die Verwaltung auf Antrag der FDP-Fraktion
vom 14.09.2020, die relevanten Trager der Kinder und Jugendarbeit Giber das
Programm des Ministeriums mit Bitte um Prifung einer Teilnahme zu informieren und
sie bei Bedarf bei der Beantragung von Mittel aus dem Forderprogramm beratend zu
unterstutzen.

Sachdarstellunag:
Die FDP-Fraktion hat einen Antrag zu Fordermitteln fir auf3erschulische Angebote in
NRW gestellt (s. Anlage).

Das Landesministerium fur Schule und Bildung hat mitgeteilt, dass der Haushalts-
und Finanzausschuss des Landtages griines Licht fur eine Fortfhrung und
Ausweitung der aul3erschulischen Bildungsangebote und Ferienprogramme gegeben
hat. Bis Ende des Jahres kbnnen weitere Bildungsangebote flir Schiler*innen
geplant und umgesetzt werden. Insgesamt gibt es vier Férderprogramme, wovon
aber nur eines in den direkten Zustandigkeitsbereich der Kinder- und Jugendarbeit
fallt. Bei der Richtlinie Uber die Férderung von Bildungs- und Erziehungsangeboten
fur Schaler*innen von allgemeinbildenden Schulen kénnen 6ffentliche und
anerkannte freie Trager nach 875 SGB VIII Mittel fur bildungs- und
freizeitpadagogische Angebote in den Herbstferien 2020 sowie an Wochenenden
beantragen.

Die Verwaltung empfiehlt, das Forderprogramm an die relevanten freien Trager

sowie an das stadtische Jugendzentrum TK3 weiterzuleiten und bei Bedarf bei der
Beantragung von Fordermitteln beratend zur Verfugung zu stehen.

In Vertretung

Tanja Gaspers
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Erste Beigeordnete
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FDP - Fraktion
im Rat der Stadt Troisdorf

EDP-Fraktion, Kéiner Stralte 176, 53840 Troisdorf

An den

Biirgermeister der Stadt Troisdorf
Herrn Klaus-Werner Jablonski 552 57 Troiadorf
Kdlner StraBe 176 ‘ Der Burgermanmier
53840 Troisdorf y ‘i

. }éf Troisdorf, den 14.09.2020
g Az. 033/2020

Antrag NRW-Fordermittel fiir auBerschulische Angebote

Sehr geehrter Herr Blrgermeister,

die FDP-Fraktion bittet um Aufnahme des Antrages auf die Tagesordnung der ndchsten Ratssit-
zung:

Die Verwaltung wird aufgefordert, die vom Ministerium fiir Schule und Bildung
des Landes Nordrhein-Westfalen ab Oktober 2020 zur Verfiigung stehenden Mit-
tel fiir die insgesamt vier NRW-Férderprogramme fiir auerschulische Bildungs-
und Betreuungsangebote zu beantragen und entsprechende Angebote in Trois-
dorf zu schaffen.

Begriindung:

Die NRW-Landesregierung hat beschlossen, den Kommunen bzw. Schultrédgern finanzielle Mittel
fur die Organisation und Durchfuhrung von vier zusétzlichen Férderangeboten bereitzustellen. Die
bisherigen Programme in den Sommerferien, die insbesondere die Folgen der Pandemie fur Kin-
der und Jugendliche abmildern sollten, werden flexibler gestaltet und die Zielgruppen erweitert. Die
Programme sollen ab Oktober 2020 angeboten werden. Vorgesehen sind Angebote in den Herbst-
ferien, an Wochenenden und an Nachmittagen.

Raied/ Augschuss./ Blrger/ -antia
Mit freundlichen Griiden nrendes Dezernat/Amt e

i lananerstehen

# sonstige beteiligte Dez /Amter e

AN iSieflungnshme an federfilhrendes Amt
Sebastian Thalmann B 3V et
Fraktionsvorsitzender # inigenden OFE s 2.K. A
Rathaus, Kélner Stralle 176 Vorsitzender: s rechzeiten. . oo Sh.a Vel dil
53840 Troisdorf Sebastian ThalmfarinschusRat i%ﬁt‘%{%% 2 17-00°0RT 2N
Tel. 02241-800-783 stv. Vorsitzender: Sonst nach Vereinbarung
FDP-Frakiion@troisdorf.de Dietmar Scholtes

www.FDP-Fraktion-Troisdorf.de
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Stadt Troisdorf Datum: 24.09.2020
Der Blrgermeister
Az: Co-IVIRB/GO

Vorlage, DS-Nr. 2020/0529 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Burgerantrag gemalf § 24 GO NRW vom 17. Mai 2020
hier: Veroffentlichung von Tagesordnungspunkten zu Ratssitzungen

Beschlussentwurf:

Der Rat der Stadt Troisdorf macht von seinem Rickholrecht Gebrauch und
entscheidet Giber den vorliegenden Blrgerantrag unmittelbar selbst.

Der Rat der Stadt Troisdorf lehnt den Burgerantrag vom 17. Mai 2020 aus den in der
Sachdarstellung genannten Grinden ab.

Auswirkungen auf den Haushalt:
Finanzielle Auswirkungen: Nein

Sachdarstellung:

Der Antragsteller beantragt, wegen der durch die Corona-Pandemie verursachten
Lebensveranderungen bei Seniorinnen und Senioren, die Rickkehr zu einer
vollstandigen Veroffentlichung der Tagesordnungspunkte zu den Ratssitzungen.

Seit Mitte 2017 werden die amtlichen Bekanntmachungen und somit auch die
Veroffentlichung der Tagesordnung des Rates Uber das Internetangebot der Stadt
Troisdorf vollzogen, sofern gesetzlich nicht eine andere Art der Bekanntmachung
vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt (Rundblick) wird auf die jeweilige Bekanntmachung
hingewiesen. Lediglich bei den Bekanntmachungen zur Corona-Pandemie
(verschiedene Allgemeinverfigungen) hat die Stadt ausnahmsweise die
vollstandigen Bekanntmachungen im Amtsblatt verdffentlicht, um eine sofortige und
maoglichst tiefgehende Kenntnisnahme in der Bevolkerung zu beférdern.

Wiederholt wird darauf hingewiesen, dass amtliche Bekanntmachung sowie die
Tagesordnung des Rates neben dem Internetangebot auch kostenfrei im Rathaus
der Stadt Troisdorf oder in den Stadtbibliotheken eingesehen werden kénnen.
Ebenso kdonnen diese auf der stadtischen Homepage Uber das
Ratsinformationssystem fiir die Offentlichkeit abgerufen werden.
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Insgesamt hat sich das bislang praktizierte Verfahren auch wahrend der Corona-
Pandemie bewahrt, zumal der Verwaltung keine weiteren Beschwerden - aul3er den
dem Rat bekanntgewordenen Beschwerden - vorliegen.

Im Auftrag

Heike Linnhoff
Co-Dezernentin

Sachdarstellung:
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Biirgerantrag gem. § 24 GO NRW an den Rat der Stadt Troisdorf
Verdffentlichung von Tagesordnmungspunkten zu Ratssitzungen
ich beantragen hiermit zu beschlieflen:

Unter Beriicksichtigung der im Hinblich auf die, insbesondere fiir die Senioren und Seneriorinnen
ohne Internetnutzung ,duch die ,,Coronakrise™ entstandenen gravierenden sozialen
Einschrinkungenghrleistung werden zur Gewihrleisiung einer notwendigen, ausreichenden
Information die Tagesordnungspunkte zu anstehenden Ratssitzungen kiinftig wieder im amtlichen
Mitteilungsblait der Stadt Troisdorf, dem ,,Rundblick”, sowie im Schaukasten des Rathauses
verSffentlicht.

Begriindung:

Gegen erheblich gefuBerte Kritik und mehrfach vorgetragene Beschwerden seitens der Bevélkerung
werden seit Anfang 2017 die TOP zu Ratssitzungen von der Stadt Troisdorf im ,.Rundblick® nicht
mehr detailliert verdffentlicht, sondern man beschrinkt sich lapidar auf Hinweise zu einer
»~Bereitstellung™ anf der stidtischen Internetseite. Diese Yorgehensweise ist nicht nur grundsitzlich
fragwiirdig und unzureichend im Hinblick insbesondere auf dltere Menschen ohne
Nutzungsmoglichkeiten des Internets, sondern bedeutet in Zeiten der ,,Coronakrise™ fiir die
vorgenannte Zielgruppe mit bestehenden Ausgangs- und Besuchseinschriinkungen einen
diskriminierenden, unverantwortlichen Eingriff in das Recht auf umfassende Informationn zu
Themen des aligemeinen Interesses. Hier ist nunmehr ein sofortiges, stidtisches Umdenken unter
Verzicht auf jegliche weitere sture Vereweigerung erforderiich!

Troisdort, 17.05.202¢0

e
Rats./ Ausschuss/ Bilrger-/ -antrag/ -anfrage
# fecizrflihrandes Dezernat/Amt 1o

{/w fLQ‘-U

igte Dez /Aumniter
federfihrenges Amt)

i7 ‘y“’;—]
& Ausschuld/Rar (Schrifd w”wu‘-fug’ "fgll‘“ ;/’éi ?f!
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Stadt Troisdorf Datum: 23.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 111/20/BS

Vorlage, DS-Nr. 2020/0717/1 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am: Ja | Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Bilrgerantrag gemal 8 24 GO NRW des Burger Forum Troisdorf
vom 09. April 2019
hier: Beleuchtung des Bleimpos-Platzes in Spich

Beschlussentwurf:

Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt die Ausfiihrungen der Verwaltung zur Kenntnis
und verzichtet im Rahmen seines Ruckholrechts auf die Verweisung des
Birgerantrags in einen Fachausschuss.

Ferner lehnt der Rat der Stadt Troisdorf den als Anlage beigefugten Blrgerantrag ab
und sieht in der Angelegenheit keinen weiteren Handlungsbedarf.

Auswirkungen auf den Haushalt:

Finanzielle Auswirkungen: Nein.

Sachdarstellung:

Mit Schreiben vom 26.03.2019, hier eingegangen am 09.04.2019, liegt der
Verwaltung ein Birgerantrag nach § 24 GO NRW vor.

Der Burgerantrag ist als Anlage beigeftigt.

Der Burgerantrag wurde der Abwasserbetrieb Troisdorf AGR zur Stellungnahme
vorgelegt.

Mit Schreiben vom 15.09.2020, hier eingegangen am 22.09.2020, nimmt die
Abwasserbetrieb Troisdorf AGR wie folgt Stellung:

Die Beleuchtungssituation des Bleimopsplatzes wurde tberpruft.

Die Beleuchtung dient der Ausleuchtung der Wegeverbindung zur StralRe Am
Landgraben und den vorhandenen Sitzgelegenheiten auf dem Platz.
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Die Installation / Positionierung der Leuchten wurde im Rahmen der Neugestaltung
mit dem zustandigen Amt so abgestimmt, um den Platz frei fur Festivitaten zu halten.
Die Beleuchtung entspricht den Vorgaben.

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkdmmerer
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"Auf dem Vogelsang 13 Tel 017676089892

Stad? Trolsdort
Der 8lrgermeister

: Eng. 8 April 2019
Biirgerforum Troisdorf Auf dem Vogelsang 13 53842 Traisdorf : :
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Stadt Troisdorf Datum: 18.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 111/20/BS

Anfrage, DS-Nr. 2020/0756 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am:| Ja Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Wiedererdffnung AGGUA - Baufortschritt Freibad
hier: Anfragen der Fraktion REGENBOGENPIRATEN Trosidorf
vom 13. September 2020

Sachdarstellung:
Die Anfragen der Fraktion REGENBOGENPIRATEN Troisdorf (s. Anlage) werden zur
Niederschrift beantwortet.

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkdmmerer
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FRAKTION REGENBOGEN-PIRATEN-TROISDORF
RATHAUS, Kélner Str.176, 53840 TROISDORF
Tel. 02241-900765 / Fax:02241-800766 / E-Mail: regenbogenpiraten@troisdorf.de

13.9.2020

Herrn
Bt‘irgermejster Jablonski —
- im Hayse - |
!
E
g
Botreff é
ol

: pachste Sitzung des Rates am 29.9.2020
i :AN%RAGEN

Herr Biirgermeister,

wir bittep um Bedntwortung der nachfolgenden Anfrage in der o.a. Sitzung:

ist definitiv mit der Wiedereréffnung des AGGUA zu rechnen?
t der amtschaden von der Versicherung iibernommen worden; wenn nein,
afam wicht und in welcher Hihe nicht — ist (noch) cin diesbeziigliches

amten Personalkosten wihrend der Schl:eﬂnng von der Versicherung
in vpller Hihe iibernommen worden; wenn nein, warom nicht und in welcher Hihe
icht — ist Jnoch) cin diesbeziigliches Gerichtsverfahren anhangig?

5. Wid gestaltet sich der Baufortschritt im Freibad; liegen die Umbauarbeiten im
i weiche Arbe:ten liegen nmicht im Zeitplan und mit welchen

6. Waon in 2021 ist nach jetzigem Frkenntnisstand mit der Wledererﬁffnung des
ireibades 2u rechnen?
7. Liegen di¢ bisher kalkulierten und abgercchneten Leistungen im Finanzrahmen;

elchgn Le:stungen kam/ kommt cs gaf. zu wesentlichen Uberschreitungen des

Mit freundlichen Griifien

Wolf Roth
Hans Legpold Mitjler £
Rots/ Ausschuss/ Blirger/ -antrag/ -anfrags

& federfihrendes Dezernat/Amt /;/' ’{xf’ “fdf L é‘jrﬁf?f;

Vorlagenersteller

® sonstige beteiligte Dez. /Amter
Srefiungnatineg an f@uerfubremmc Amty

. «f? / {f:? .f,’
ey f!faw;”, _22

& foigenden OF 's 2.6

& furgschuld/Rat {Schriftfihrung)
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Stadt Troisdorf Datum: 18.09.2020
Der Blrgermeister

Az: 111/45

Anfrage, DS-Nr. 2020/0758 offentlich
Beratungsfolge Sitzung am:| Ja Nein | Enth.
Rat 29.09.2020

Betreff: Soforthilfeprogramm NEUSTART
hier: Anfragen der Fraktion REGENBOGENPIRATEN Troisdorf
vom 15. September 2020

Sachdarstellung:
Die Anfragen der Fraktion REGENBOGENPIRATEN Troisdorf (s. Anlage)
vom 15.09.2020 werden zur Niederschrift beantwortet.

In Vertretung

Horst Wende
Beigeordneter und Stadtkdmmerer
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FRAKTION REGENBOGEN-PIRATEN-TROISDORF
RATHAUS, Kélner §tr:176, 53840 TROISDORF

Tol.:02241-900768 / Fax:02241-900766 / E-Mail: regenbogenpiraten@troisdorf.de

Herrn
Biirgermeist
-~ im; Fiause -

Sehr geetrter He
Beantwortung der nachfolgenden Anfrage in der o.a. Sitzung:

15.9.2020

sy Jablonski

sdchste Sitzung des Rates am 20.9.2020
hier] ANFRAGEN

Birgemeister,

dt Troisdorf das Soforthilfeprogramm NEUSTART (Antragstellung

jle| nicht mehr moglich — alle firderfihigen Antrige erhalten eine

rwaltung die Programme des Bundes Neustart ZENTREN® und

Neustart PROGRAMM* bekannt, aus denen pandemtebedmgte Investitionen und

rwaltung fiir Programme unter Pandemiebedingungen in Troisdorfer
asthallen, Kunsthaus, Mehrzaweckhiiusern, Bithnen und Ffiir

Verangtaltungen Anderer Antriige stellen; wenn nein, warum nicht; wenn ja, wann?

Mit freundlichen Griiken

Woif Roth

Hans Leopoid Miller

To1ie6eg
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(WVoriagenersteliar

# sonstige betetigte Dez /Amter
[Stelfungnabme an ede{‘fuhrendec At

¢ folgenden OF ' 7 K, L2004

& Ausschuld/Ra (SchrifdfGhrung A} ¥ ’fﬁi Lol f"f/f 2 & ) i

g:8:01 9L AB6 THEP NILHHIINIOOaNTDT twod4 LE:BT A2Eg-d35-41




	Sitzungsdokumente
	Tagesordnungsnachtrag RAT 29. September 2020

	Vorlagendokumente
	* TOP Ö  3 Beteiligung der Bonn-Netz GmbH an der Versorger-Allianz 450 GmbH & Co. KG
	Vorlage  2020/0686
	Anlage 1 Joint-Venture-Vertrag  2020/0686
	Anlage 2 Vertrag Versorger Allianz  2020/0686
	Anlage 3 Satzung Versorger Allianz  2020/0686

	* TOP Ö  8 Dritte Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen in der Stadt Troisdorf, Ortsteil Troisdorf-Mitte/Innenstadt, für das Jahr 2020Verkaufsoffene Sonntage im Stadtgebiet Troisdorf-Mitte am 11.10. und 08.11.2020
	Vorlage  2020/0729/1
	Anlage 1 - 3. OB VO Sonntag Troisdorf 2020  2020/0729/1
	Anlage 2- Runderlass 09.07.2020 - Neufassung 14.07.2020  2020/0729/1
	Anlage 3 - DIHK-Blitzumfrage Mai 2020  2020/0729/1
	Anlage 4 - DIHK-Blitzumfrage Sonderauswertung Handel Mai 2020  2020/0729/1
	Anlage 5 - Umfrage Handelsverband NRW zur aktuellen Situation im Einzelhandel  2020/0729/1
	Anlage 6 - Konsummonitor Corona HDE  2020/0729/1
	Anlage 7 - Vorlage Anschreiben Anhörung VOS Troisdorf 2020-Neu  2020/0729/1
	Anlage 8a - Stellungnahme ver.di 13.08.20  2020/0729/1
	Anlage 8b - Stellungnahme EHV 18.08.20  2020/0729/1
	Anlage 8c - Stellungnahme IHK 18.08.20  2020/0729/1
	Anlage 8d - Stellungnahme Erzbistum Köln 19.08.20  2020/0729/1
	Anlage 8e - Stellungnahme ev. Kirche 20.08.20  2020/0729/1

	* TOP Ö  8.1 Änderung der Verbandssatzung des Volkshochschulzweckverbandes Troisdorf und Niederkassel
	Vorlage  2020/0757
	2020-06-25_14-Aenderung-Auszug-Niederschrift-Verbandsversammlung  2020/0757

	* TOP Ö  15 Aussetzung des Verbots von Heizpilzen
	Vorlage  2020/0738/1
	Anlage zur Vorlage 2020/0738  2020/0738/1
	Anlage zur Vorlage 2020/0738/1  2020/0738/1

	* TOP Ö  16 Antrag der FDP-Fraktion vom 14.09.2020; hier: NRW Fördermittel für außerschulische Angebote
	Vorlage  2020/0754/1
	Antrag FDP NRW Fördermittel  2020/0754/1

	* TOP Ö  22 Bürgerantrag
	Vorlage  2020/0529
	Bürgerantrag Veröffentlichung Ratssitzung  2020/0529

	* TOP Ö  37 Bürgerantrag gemäß § 24 GO NRW des Bürger Forum Troisdorf
	Vorlage  2020/0717/1
	Antrag Bürgerforum 4 - Straßenbeleuchtung Spich  2020/0717/1

	* TOP Ö  43.3 Wiedereröffnung AGGUA - Baufortschritt Freibad
	Anfrage  2020/0756
	Anlage zur Vorlage 2020/0756  2020/0756

	* TOP Ö  43.4 Soforthilfeprogramm NEUSTART
	Anfrage  2020/0758
	Anlage zur Vorlage 2020/0758  2020/0758





